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Dankbar aufgenommen hat
der Bürgermeister den Tipp
seiner Vorzimmerperle, es
doch mal im Urlaub statt
mit Langlaufen einmal mit
Schneeschuhwandern zu pro-
bieren. Entschleunigung heißt
hierbei das Zauberwort.
Den Alltag aussperren und
sich was Gutes tun. S. 19
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
„Knowledge is power“, sagte Sir Francis Bacon. Wissen
ist Energie. Seit mehr als 60 Jahren vertrauen die kom-
munalen Entscheider in Bayern auf die Informationen
unserer kommunalpolitischen Fachzeitung. Am 28. Juni
ist es wieder soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung
lädt zum großen Info-Tag für Kommunen. Im Garchin-
ger Bürgerhaus treffen die Profis der Kommunalpolitik
auf die Profis der Energie-Branche. Bitte merken Sie den
Termin schon heute vor. 
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Viel Prominenz beim Festakt zum hundertjährigen Bestehen
des Bayerischen Gemeindetags im Bayerischen Hauptstaats-
archiv in München. Bild: Franz Xaver Fuchs

100 Jahre Bayerischer Gemeindetag:

Kraftvolles
Sprachrohr

Festakt mit Kommunalminister Herrmann
und Landtagspräsident a. D. Alois Glück

Mit einem Festakt und der Eröffnung einer Ausstel-
lung feierte der Bayerische Gemeindetag im Bayeri-
schen Hauptstaatsarchiv in München sein hundert-
jähriges Bestehen. Der Kommunalverband wurde
am 25. Februar 1912 in Kolbermoor bei Rosenheim
aus der Taufe gehoben, damals noch unter dem Na-
men „Verband der Landgemeinden Bayerns“. 

Wie der Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags, Abens-
bergs Bürgermeister Dr. Uwe
Brandl, feststellte, sei der Zweck
des Verbandes damals wie heute
derselbe geblieben: Bayerns Ge-
meinden eine laute Stimme im
Chor der staatlichen Institutio-
nen und im öffentlichen Leben
zu verleihen. Und die rief: „Gebt
uns mehr Geld für unsere zahl-
reichen Aufgaben!“

Beherztes Eintreten

Im Königreich Bayern herr-
schte noch Prinzregent Luitpold,
als der Bürgermeister von Kol-
bermoor bei Rosenheim, Ed-
mund Bergmann, und 55 Mit-
streiter zur Tat schritten. Im Saal
des Stadler-Bräu gründeten sie
den „Verband der Landgemein-
den Bayerns“. Treibendes Motiv
war die Erkenntnis, dass die
seinerzeit mehr als 7.500 Ge-
meinden mit ihren Anliegen im
Königreich wie im Deutschen
Reich kein Gehör finden, wenn
sie sich nicht ein gemeinsames
Sprachrohr zulegen. 

Sein beherztes Eintreten für
die kommunalen Belange mach-
te Edmund Bergmann, einen ge-
lernten Hutmacher, zum idealen
Frontmann der neuen Interessen-
vertretung. Diese schlug sich
schon damals mit der Kluft zwi-
schen gemeindlichen Ausgaben
und Einnahmen herum. Neben
der Vertretung der gemeindli-
chen Interessen nahm der Ver-
band auch zu Gesetzesentwürfen
Stellung und zwar „im Einver-
nehmen mit den Behörden“. Be-

reits damals agierte der Gemein-
de-Verband überparteilich. Er
gewährte auch Rechtsschutz und
gab Rechtsauskünfte. Immer
mehr Gemeinden wollten davon
profitieren. Noch im Gründungs-
jahr 1912 schnellte die Zahl der
Mitglieder von 65 auf 1.642
nach oben. Am 31. Dezember
1914 waren es bereits 3.564.
Schnell bildeten sich Bezirks-
gruppen und Kreisvereine, heute
die Kreis- und Bezirksverbände. 

Mitten in die engagierte Auf-
bauarbeit der Verbandsspitze
platzte der Ausbruch des Ersten
Weltkriegs. In der November-
Revolution 1919 enthoben die
Arbeiter- und Soldatenräte Bür-
germeister Bergmann seines Po-
stens und setzten einen der ihren
ein. Wenige Monate später wur-
de dieser vom Weißen Freikorps
ermordet. Bergmanns Zeit war
jedoch erst einmal vorbei, er
kehrte nicht mehr ins Bürger-
meisteramt zurück.

Desolate Wirtschaftslage

Die Jahre der Weimarer Repu-
blik bis zur Machtergreifung der
Nazis waren geprägt von der de-
solaten Wirtschaftslage. Die
bayerischen Gemeinden - inzwi-
schen waren mehr als 5.000 im
Verband organisiert - beklagten
ihre Finanznot. Für die Selbst-
verwaltung bleibe nichts mehr
übrig. Im Dritten Reich wurden
die Gemeindevertretungen mit
denen des Reichs gleichgeschal-
tet und der Verband der Landge-
meinden Bayerns verschwand
im „Deutschen Gemeindetag“.
Als nicht selbständiger Unter-
verband konstituierte sich der
„Bayerische Gemeindetag“ als
Zusammenfassung aller bayeri-
schen Spitzenverbände. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg
keimte politisches Leben zuerst

in Bayerns Städten und Gemein-
den. Die amerikanische Militär-
regierung setzte unbelastete Bür-
germeister ein oder bestätigte
diese. 1946 kam es zu ersten all-
gemeinen Gemeinderatswahlen.
Nach anfänglichen Reibereien
mit dem bayerischen Innenmini-
sterium gründete sich dank der
Hartnäckigkeit seines früheren
Direktors aus Vorkriegszeiten,
dem Günzburger Ludwig Tho-
ma, auch der Gemeinde-Verband
wieder neu. Nach zweijährigen
Auseinandersetzungen mit Land-
räten, die als eine Art         „Ober-

Bürgermeister“ ihre Gemeinden
gleich mitvertreten wollten, konn-
te der Verband seine Arbeit 1948
wieder aufnehmen. 1950 zählte er
4.500 Gemeinden und wählte den
vorläufigen Vorsitzenden Ludwig
Thoma per Zuruf zum satzungs-
mäßigen 1. Vorsitzenden. 1954 er-
hielt der Bayerische Gemeinde-
tag, wie er nun offiziell hieß, den
Status einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts.

Selbstverwaltungsgarantie

Hauptaufgabe der Nachkriegs-
jahre war es, nach der Wäh-
rungsreform am 20. Juni 1948
die Gemeindefinanzen zu kon-
solidieren. Daneben galt es die
Selbstverwaltungsgarantie der
neuen Verfassung auszuloten,
die am 23. Mai 1949 in Kraft
trat. Angesichts der Vielzahl der
Kommunen stießen die Bemü-
hungen schnell an ihre Gren-
zen. Von 7.116 bayerischen Städ-
ten, Märkten und Gemeinden
hatten nur 1.800 mehr als tau-
send Einwohner, 3.200 weniger
als 500 und wiederum 500 Ge-
meinden weniger als 200. 100
Gemeinden brachten es nicht
einmal auf 100 Einwohner. Die-
ses bunte Sammelsurium stand
neben allen anderen Startschwie-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Ordnende Hand
statt Blockade

„Wer die Energiewende voranbringen will, muss sich
an Solardächer, Photovoltaik-Parks, Windräder und
Leitungsmasten gewöhnen“, stellte der Vorsitzende
des Bayerischen Städtetags, Nürnbergs Oberbürger-
meister Dr. Ulrich Maly, bei einer Pressekonferenz in
München fest. Eine Energiewende sei nicht ohne Ne-
benwirkungen zu haben. Da ein breiter Konsens zur
Abschaltung der Atomkraftwerke besteht, müssten
alle bereit sein, die Folgen in Kauf zu nehmen.

Für die ehrgeizige Energie-
wende ist Maly zufolge ein staat-
liches Gesamtkonzept nötig –
gerade im Freistaat Bayern, der
einen hohen Anteil an Atom-
Strom aufweist. Wie der Vorsit-
zende hervorhob, fehle derzeit
noch die ordnende Hand des
Freistaats für die konkrete Um-
setzung der Energiewende. Not-
wendig sei ein konkreter Pro-
jektplan, in dem die einzelnen
Schritte und die jeweils Verant-
wortlichen benannt sind. 

Dezentralität

„Die Kommunen haben nicht
ihre Liebe zum Zentralismus
entdeckt, aber ohne Lenkung
durch den Freistaat kann die En-
ergiewende nicht funktionieren.
Es genügt nicht, die Energiewen-
de den Kräften des Marktes und
des Wettbewerbs zu überlassen.
Von Wildwuchs und Goldgrä-
berstimmung hat niemand et-
was“, betonte der Verbandschef.
Dezentralität benötige eine ge-
wisse Koordination und Bünde-
lung, denn ansonsten könnten
sich dezentrale Kräfte zuwider
laufen und damit gegenseitig
aufheben. Dezentrale Lösungen
seien notwendig, müssten sich
aber in ein Gesamtkonzept ein-
fügen.

Der Städtetag begrüßt, dass
sich inzwischen die Ener-
gieagentur des Freistaates aufge-
stellt hat, erklärte Maly. Lange
habe man versucht, Wirtschafts-
minister Zeil davon zu überzeu-
gen, dass die kommunale Seite
stärker einbezogen wird. Biswei-
len dränge sich der Verdacht auf,
dass das Wirtschaftsministerium
zur Energiewende gezwungen
wird und erst einmal abwartet.

„Es ist gut, wenn sich die Mi-
nisterien für Wirtschaft, Umwelt,
Landwirtschaft, Wissenschaft
und Inneres zur Zusammenarbeit
gefunden haben. Es bildet sich
langsam so etwas wie ein Kern

heraus, aber es besteht noch er-
heblicher innerbetrieblicher Ko-
ordinierungsbedarf, so dass die
Energiewende doch nur sehr zäh
in die Gänge kommt. Mit der
derzeit schmalbrüstigen perso-
nellen und geringen finanziellen
Aufstellung der staatlichen Ener-
gieagentur lässt sich das Projekt
Energiewende nicht stemmen.
Die Energieagentur erscheint
weniger als Treiber, denn als Ge-
triebener. Das Wirtschaftsmini-
sterium scheint eher auf mehr
Markt und Wettbewerb bei An-
bietern und Technologien zu set-
zen. Doch der Markt alleine wird
die Energiewende nicht richten“,
machte der Vorsitzende deutlich.

Paradigmenwechsel

„Der Paradigmenwechsel von
einer zentralen zur dezentralen
Energieversorgung ist gewaltig

(Fortsetzung auf Seite 4)

KPV-Entschließungsantrag 
zum CSU-Parteitag in Nürnberg

Der kleine Parteitag der CSU am 3. März in Nürnberg steht
unter dem Motto „Kommunales“. Die KPV der CSU hat eine
Resolution erstellt, mit der das kraftvolle Zeichen gesetzt wer-
den soll, dass die kommunale Leistungsfähigkeit ein Grund-
pfeiler der Politik der CSU ist und bleibt. 

Der Antrag im Wortlaut: „Die CSU ist die Partei der Kommu-
nen. Die kommunale Selbstverwaltung ist das unverzichtbare
Rückgrat unserer Bürgergesellschaft und die Keimzelle unseres
Erfolgs. Bayerns Kommunen stehen für eine erfolgreiche Ener-
giewende, eine familienfreundliche Heimat, starke Bildungsre-
gionen und ein nachhaltiges und gesundes Wachstum. 

Wir betrachten es deshalb als unsere Verpflichtung, auch in Zu-
kunft auf allen politischen Ebenen dafür zu arbeiten, dass die Lei-
stungsfähigkeit der Kommunen weiter gestärkt wird. Insbesonde-
re treten wir dafür ein, dass der geplante Schuldenabbau des Frei-
staats im Sinne langfristig starker und handlungsfähiger Kommu-
nen umgesetzt wird. Wir sind uns bewusst, dass unser Ziel, Bay-
ern bis 2030 schuldenfrei zu machen, nur gemeinsam mit den
Kommunen und nicht ohne, oder gar gegen sie, erreicht werden
kann. Daher werden wir auch alles dafür tun, den kommunalen
Finanzausgleich in Bayern in den kommenden Jahren auf einem
möglichst hohen Niveau zu halten und die Kommunen auch wei-
terhin umfassend in Entscheidungsprozesse und Gremien einzu-
binden. Mit diesen Maßnahmen wollen wir ein kraftvolles Zei-
chen setzen, dass die kommunale Leistungsfähigkeit ein Grund-
pfeiler der Politik der CSU ist und bleibt.“ 
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Bürgermeister 
Wolfgang Seidel

91575 Windsbach
am 15.3.

Bürgermeisterin Ilse Weiß
82061 Neuried

am 16.3.

Bürgermeister 
Josef Reiser

84048 Mainburg
am 19.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Kopp

95508 Kulmain
am 8.3.

Bürgermeister 
Erich Stubenrauch
97486 Königsberg

am 15.3.

Bürgermeisterin
Helga Schmidt-Neder

97828 Marktheidenfeld
am 18.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Kolb

86754 Megesheim
am 7.3.

Bürgermeister Josef Hammer
92699 Irchenrieth

am 15.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Robert Strobel
89346 Bibertal

am 18.3.

Bürgermeister Johann Stich
87674 Ruderatshofen

am 18.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Udo Dauer

96260 Weismain
am 16.3.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister Arthur Dorn

87763 Lautrach
am 16.3.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Ebert

91610 Insingen
am 19.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Mummert

82377 Penzberg
am 7.3.

Bürgermeister Eduard Grotz
94342 Straßkirchen

am 8.3.

Bürgermeister Anton Holzapfel
97268 Kirchheim

am 16.3.

Bürgermeister Kaspar Vogl
94143 Grainet

am 8.3.

Bürgermeister Armin Bauer
87751 Heimertingen

am 10.3.

Bürgermeister Andreas Dirr
85122 Hitzhofen

am 10.3.

Bürgermeister Peter Pfister
97534 Waigolshausen

am 10.3.

Bürgermeister Hans Reichhart
89343 Jettingen-Scheppach

am 11.3.

Bürgermeister Matthias Loschert
97854 Steinfeld

am 12.3.

Bürgermeister Adam Dierl
93336 Altmannstein

am 15.3.

Bürgermeister Franz Erhart
87484 Nesselwang

am 15.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Wahlalter steigt 
um zwei Jahre
Hauptamtliche (Ober-)Bürgermeister dürfen 

ab 2020 noch mit 67 kandidieren 

Trotz Bedenken in den eigenen Reihen hat die Koalition im
Landtag die Änderung des Gemeinde- und Landkreiswahlgeset-
zes gegen die Opposition durchgesetzt. Bei der übernächsten
Kommunalwahl im Jahr 2020 wird die Altersgrenze für haupt-
amtliche Bürgermeister, Landräte und Bezirkstagspräsidenten
von 65 auf 67 am Wahltag erhöht. Auch anderes blieb strittig:
Die Lockerung des Wohnsitznachweises der Kandidaten vor
Ort, ehrenamtliche Bürgermeister können eine Wahl ohne Be-
gründung ablehnen oder später zurücktreten. Weniger strittig
war die Zusammenlegung des aktiven und passiven Wahlrechts
auf das 18. Lebensjahr. Bei der oberen Altersgrenze ging und
geht es um Diskriminierung des Alters überhaupt. Dazu soll der
Bayerische Verfassungsgerichtshof das letzte Wort sprechen.

Für die CSU erachtete Florian
Herrmann die Neuregelungen als
„sehr pragmatisch“ und die Ge-
genargumente als polemisch.
Man folge dem Grundsatz, es
müsse immer wieder eine perso-
nelle Erneuerung geben. Haupt-
amtliche kommunale Mandats-
träger seien nicht mit Staatsbe-
amten, Abgeordneten und Mini-
stern vergleichbar. Die Möglich-
keit, auch am Zweitwohnsitz zu
kandidieren, diene der Wahrheit
und Klarheit; ebenso die Brief-
wahl ohne Angabe von Gründen.
Landtagsvizepräsident Jörg Roh-
de (FDP) verschwieg die koaliti-
onsinternen Differenzen nicht.
Seine Fraktion hätte die Alters-
grenze gerne gestrichen. Mit den
kommunalen Spitzenverbänden
hätten beide Koalitionspartner in-
tensiv diskutiert. Herausgekom-
men sei ein Kompromiss, den er
„nicht so richtig begründen“ kön-
ne. Über die Neufassung der Ge-
meinde- und Landkreisordnung
bleibe man im Gespräch.

Helga Schmitt-Bussinger von
der SPD widersprach. Alle Argu-
mente der Kommunalpolitiker,
seien vor allem an der CSU abge-
prallt; auch der Kompromissvor-
schlag von Landkreistagspräsi-
dent Jakob Kreidl (CSU), die Al-
tersgrenze zur Wahl 2014 von 65

auf 66 und 2020 auf 67 Lebens-
jahre zu erhöhen. Neben diesem
„Hauptknackpunkt“ lehne die
SPD auch ab, dass Personen, die
in ein Ehrenamt gewählt wurden,
die Wahl ohne Gründe verwei-
gern dürfen. Das Ehrenamt werde
der Beliebigkeit preisgegeben.
Als weiteren Knackpunkt nannte
Schmitt-Bussinger die Abschaf-
fung des schwerpunktmäßigen
Wohnsitzes am Wahlort für eh-
renamtliche Bürgermeister. 

Keine Sternstunde

Ganz ähnlich äußerte sich Su-
sanna Tausendfreund (Grüne).
Das neue Wahlrecht sei nicht un-
bedingt eine Sternstunde der De-
mokratie. Es erst 2020 wirksam
werden zu lassen, sei grotesk.
Sie erneuerte wie - auch die SPD
- den Verdacht, mit dieser Ver-
schiebung habe man Christian
Ude hindern wollen, 2014
nochmals als OB in München
anzutreten. Nun trete er als Mini-
sterpräsidentenkandidat an, wo-
mit die CSU ihrer Argumentati-
on der Verjüngung selbst wider-
spreche. Beim aktiven Wahlrecht
forcierten die Grünen Herabset-
zung von 18 auf 16 Jahre auf
kommunaler Ebene. Das wollte
auch die SPD.

Auch Joachim Hanisch (FW)
plädierte für ein aktives Wahl-
recht mit 16 sowie das passive
Wahlrecht mit 18 Jahren. Demo-
grafisch jedoch werde die Bevöl-
kerung immer älter. In vielen
Fragen, wie Liberalisierung des
Hauptwohnsitzes und Briefwahl-
erleichterung, stimmten die
Freien Wähler dem Regierungs-
entwurf zu.

Verschiedene Meinungen

Zusammenfassend räumte In-
nenminister Joachim Herrmann
(CSU) ein, bei der Höchstalters-
grenze 67, also 73 am Ende der
Wahlperiode, könne man ver-
schiedener Meinung sein. Nur
Nordrhein-Westfalen habe bis-
lang die Altersgrenze aufgeho-
ben. Mit den Kommunalen Spit-
zenverbänden arbeite man be-
stens zusammen. In der nament-
lichen Schlussabstimmung über
das Gesetz gab es 89 Ja-Stim-
men, 68 Nein und 9 Enthaltun-
gen aus der CSU für das Regie-
rungskonzept. Alle Änderungs-
anträge der Opposition wurden
abgelehnt.

Mit einem Paukenschlag been-
dete Peter Paul Gantzer (SPD)
die parlamentarische Disharmo-
nie. Er kündigte eine Popularkla-
ge beim Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshof wegen der Al-
tersgrenze schlechthin an. Sie
verletze die Gleichstellung aller
Menschen. Der ehemalige Land-
tagsvizepräsident will die Klage
am neuen Kommunalwahlrecht
aufhängen, das am 1. März in
Kraft getreten ist. Er rechnet da-
mit, dass nicht nur Fraktionskol-
legen, sondern auch FW-Abge-
ordnete seine Klage unterschrei-
ben werden und beruft sich zu-
dem auf die Kommunalen Spit-
zenverbände. 

Landkreistagspräsident Jakob
Kreidl und Städtetagsgeschäfts-
führer Reiner Knäusl, der nach
seinem Amtsabschied Gantzer
anwaltschaftlich berät, hatten
sich schon bei den Ausschussbe-
ratungen zum Kommunalwahl-
gesetz gegen die Altersgrenze
ausgesprochen. Innenminister
Herrmann nahm Gantzers Pau-
kenschlag „mit Gelassenheit“ zur
Kenntnis. Knäusl, der sich als
Pensionist noch fit fühlt hatte
nach der Plenarsitzung erklärt
„die ausgestreckte Hand der
kommunalen Seite“ sei von den
Regierungsfraktionen nicht er-
griffen worden. rm

Energiegipfel in München:

Kommunen in der Pflicht
„Der Energiewechsel im Freistaat ist machbar und bietet große
Chancen für Bayern“, ist Ministerpräsident Horst Seehofer
überzeugt. Beim zweiten Energiegipfel der Bayerischen Staats-
kanzlei in München machte er deutlich, dass der Energiewechsel
im Freistaat einen Innovationsschub auslösen und die Spitzen-
stellung Bayerns als Hochtechnologiestandort festigen werde.

Absolute Priorität habe jetzt der
zügige Netzausbau: „Wir brau-
chen bessere Netze, um die Ver-
sorgungssicherheit stabil zu ge-
währleisten und für den Aufbau
einer dezentralen Energieversor-
gung die infrastrukturelle Basis
zu setzen“, betonte Seehofer.
Außerdem soll der enge Dialog
mit allen Beteiligten entschlossen
vorangetrieben werden. Der Mit-
arbeit der Kommunen in der En-
ergieagentur soll dabei besondere
Bedeutung zukommen.

Eine Milliarde Euro

In den nächsten fünf Jahren
werden zusätzlich noch einmal
mehr als eine Milliarde Euro in
den Energiewechsel investiert.
Damit sollen die notwendigen
Anreize und Rahmenbedingun-
gen für eine moderne Energie-
versorgung geschaffen werden.

Wirtschafts- und Energiemini-
ster Martin Zeil machte sich bei
der Energiewende erneut für den
Wirtschaftsstandort Bayern und
die Arbeitsplätze im Freistaat
stark. „Strom muss für die Unter-
nehmen und für die Bürger auch
künftig sicher und bezahlbar blei-
ben. Das ist für uns als industriel-
les Kraftzentrum Deutschlands
eine Überlebensfrage. Wenn der
Bund so weiter macht wie bisher
und Umweltminister Röttgen
nicht endlich seiner Verantwor-
tung gerecht wird, droht der Wirt-
schaftsstandort Bayern Schaden
zu nehmen. Das werde ich nicht
zulassen“, erklärte Zeil. 

„Damit die Energiewende ge-
lingt, brauchen wir wieder mehr
Markt und nicht noch mehr Plan-
wirtschaft. Wenn wir die Ener-
giewende binnen zehn Jahren
schaffen sollen, ist eine Reform
des EEG längst überfällig. Das
EEG in seiner derzeitigen Aus-
gestaltung ist ineffizient und teu-
er. Selten werden Fördermittel
derart verschwendet. Das kann
und darf nicht sein“, meinte der
Energieminister.

Eine Energiewende dürfe auf
Bundesebene nicht nur politisch

verordnet werden, sondern sei
dort auch politisch zu gestalten,
wenn sie glaubwürdig sein soll.
Spätestens Ende 2015, wenn mit
Grafenrheinfeld ein weiterer
bayerischer Reaktor vom Netz
gehe, werde man einen Punkt
kommen, „wo ich aus heutiger
Sicht die Versorgungssicherheit
in unserem Land nicht mehr oh-
ne Wenn und Aber garantieren
kann - zumindest nicht, wenn
der Auf- und Ausbau alternativer
Energieformen und Ersatzkapa-
zitäten weiterhin so langsam
vonstatten geht“, so Zeil.

Berlin müsse jetzt die Strom-
netze schneller ausbauen, damit
der Ökostrom zum Beispiel von
den Windkraftanlagen in der
Ostsee nach Bayern transportiert
werden kann. „Wir brauchen in
Deutschland bis 2020 insgesamt
4.500 Kilometer Stromautobah-
nen und 200.000 Kilometer re-
gionale Verteilnetze, um die En-
ergiewende zu schaffen. Allein
in Bayern werden mindestens
50.000 Kilometer notwendig
sein“, hob der Minister hervor.

Die bisherigen Gesetzgebungs-
aktivitäten des Bundes in diesem
Bereich „mögen gut gemeint sein,
sind aber unzureichend“, stellte
Zeil fest. „Im Prinzip läuft alles
zentral über die Bundesnetzagen-
tur, obwohl die Länder die nötigen
Stromleitungen besser und schnel-
ler realisieren könnten, weil sie vor
Ort sind und Erfahrung mit kom-
plexen Planungen haben. Die
Bundesnetzagentur, die eine wich-
tige Rolle beim Umbau der Ener-
gieversorgung spielt, muss mehr
Tempo machen. Der schon lange
angekündigte Bedarfsplan für
neue Hochspannungsleitungen
muss noch vor der Sommerpause
vorgelegt werden“, forderte der
Minister.

„Fragwürdige und aus meiner
Sicht auch an Populismus gren-
zende Regelungen wie die Erd-
verkabelungen, die den Bau von
Netzleitungen nicht nur wesent-
lich teurer machen, sondern die-
sen auch weiter verzögern“, täten
ihr übriges, fuhr Zeil fort. Drin-

gend benötigt würden auch ge-
setzliche Korrekturen auf Bundes-
und EU-Ebene, um den Vorrang
des Naturschutzes vor dem Netz-
ausbau in dieser Form zu been-
den. Bundesumweltminister Nor-
bert Röttgen habe hier bisher zu
wenig getan und müsse dringend
handeln, „damit die beiden Güter
Energieversorgung und Natur-
schutz künftig gleichberechtigt
nebeneinander stehen“.

Laut Zeil drängt die Zeit auch
beim Bau neuer Gaskraftwerke,
die dringend benötigt würden,
wenn Bayern auch künftig in der
Lage sein soll, seinen Strombedarf
aus eigener Erzeugung zu decken.
Um den Wegfall der bayerischen
Kernkraftwerke kompensieren zu
können, würden vier bis fünf
große Gas- oder Dampfkraftwerke
mit einer jährlichen Stromproduk-
tion zwischen 3.000 und 4.000
Megawatt benötigt.

Kooperation

In diesem Zusammenhang ap-
pellierte der Minister an die Kom-
munen und ihre Stadtwerke, sich
beim Bau neuer Kraftwerke zu-
sammenzutun. Die Kooperation
mit einem großen Gasunterneh-
men könne dabei helfen. Denn
damit werde der Brennstoffbezug
zu vernünftigen Preisen sicherge-
stellt. Zeil verdeutlichte: „Wir
verhandeln hier nicht nur mit
Gazprom, sondern auch mit nor-
wegischen und holländischen An-
bietern, um Bayern nicht unnötig
von einem Lieferanten abhängig
zu machen. Aber wir werden mit
keinem ins Geschäft kommen,
wenn sich der Bau neuer Gas-
kraftwerke für diese Investoren
nicht lohnt. Die nämlich investie-
ren nur, wenn die Rentabilität
stimmt, was sie im Übrigen nicht
von deutschen Energieversorgern
unterscheidet.“

In Bayern gebe es genügend
geeignete Standorte – wie jenen
in Haiming, wo ein großes Gas-
Kombi-Kraftwerk geplant ist, das
für die Deckung des Energiebe-
darfs außerordentlich wichtig ist.
Die Investoren aber warteten ab,
weil zum Beispiel der Einspeise-
vorrang für erneuerbare Energien
den Betrieb großer Gaskraftwer-
ke derzeit wenig lukrativ macht.
Zeil: „Wir bräuchten spezielle
Kraftwerksförderprogramme
oder - noch besser - eine moderne
und marktorientierte Ausgestal-
tung bei der Einspeisung erneuer-
barer Energien. Sonst kriegen wir
keine Investoren! Wenn ich mir
zum Beispiel ansehe, wie
Pumpspeicherkraftwerke benach-
teiligt werden, nur weil der Bun-
desumweltminister schlampige
Gesetze vorlegt, dann ist es doch
kein Wunder, dass die Energie-
wende noch nicht da ist, wo sie
eigentlich sein sollte.“

Auch die Spitzenvertreter der
Kommunen müssten ihren Bei-
trag zum Gelingen der Energie-
wende leisten. „Wir als Staatsre-
gierung unterstützen die Kom-
munen mit einer ganzen Reihe
von Maßnahmen. Jüngste Bei-
spiele dafür sind der Winderlass,
die Gebietskulisse Windkraft
und der Leitfaden Energienut-
zungsplan. Sie sind wertvolle
Planungsinstrumente für Kom-
munen, Bürger und Investoren.

In Kürze folgten ein Zehn-
Punkte-Programm für den Aus-
bau der Wasserkraft und ein Leit-
faden für Bürgerbeteiligungen an
Erneuerbare-Energien-Anlagen.
Zusätzlich werde das Programm
‚Rationellere Energiegewinnung
und -verwendung’ aufgestockt.
Damit würden verstärkt auch
kommunale Energiekonzepte ge-
fördert. „Die Kommunen sollten
sich jetzt endlich aktiv und kon-
struktiv in die Gremienarbeit ein-
bringen, damit wir beim Ausbau
der Erneuerbaren Energien noch
stärker vorankommen“, forderte
Zeil. DK

Europäischer Sozialfonds
Arbeitsministerin Haderthauer plant mit bis zu 641.489 Euro
für die Fortsetzung des Projekts „Helfer im Handwerk und in
der Dienstleistung“ in Niederbayern.

„Langzeitarbeitslosen eine
Brücke zurück in den ersten Ar-
beitsmarkt zu bauen, ist eines
meiner zentralen Anliegen. Der
Schlüssel zu einer erfolgreichen
Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt ist neben der berufli-
chen Qualifizierung oftmals eine
intensive Begleitung der Lang-
zeitarbeitslosen, die über die
bloße Vermittlung eines Jobs hin-
ausgeht. Das Projekt ‘Helfer im
Handwerk und in der Dienstlei-
stung’ in Deggendorf und Strau-
bing setzt genau hier an: In ein-
jährigen Maßnahmen werden die
Teilnehmer eng begleitet und
durch Weiterbildungen und Ver-
mittlung handwerklicher und
praktischer Kenntnisse fit für den
Arbeitsmarkt gemacht. Die Er-
gebnisse können sich sehen las-
sen: In den letzten beiden Durch-
gängen des Projekts fanden 52
Prozent der Deggendorfer Absol-
venten und 42 Prozent der Absol-
venten in Straubing einen Ar-
beitsplatz - eine sehr gute Quote
für die Vermittlung von Langzeit-
arbeitslosen. Ich freue mich daher
sehr, dass die quin.neustart
GmbH das erfolgreiche Projekt
‘Helfer im Handwerk und in der
Dienstleistung’ in Straubing und
Deggendorf auch 2012 mit 2 neu-
en Maßnahmen fortsetzt und ich
diese mit bis zu 641.489 Euro aus

Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds unterstützen kann“, so Bay-
erns Arbeitsministerin Christine
Haderthauer.

Qualifizierungsbausteine

Maßnahmen des Projekts
„Helfer im Handwerk und in der
Dienstleistung“ in Deggendorf
und Straubing werden rund 130

überwiegend langzeitarbeitslose
Frauen und Männer in den Be-
reichen Elektrohelfer/in, Garten-
bauhelfer/in, Tischlerhelfer/in
und Helfer/in im Gastgewerbe
(Deggendorf) oder Logistikhel-
fer/in und Helfer/in im Gastge-
werbe (Straubing) nach aner-
kannten Qualifizierungsbaustei-
nen fortgebildet. Die Maßnahme
wurde im Jahr 2007 mit dem
Weiterbildungs-Innovations-
Preis des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung ausgezeichnet. 

Arbeitskreis für kommunale Fragen:

Florian Herrmann neuer Vorsitzender
Der Landtagsabgeordnete Dr. Florian Herrmann aus Freising ist seit

Dezember Vorsitzender des Arbeitskreises für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit der CSU-Fraktion. Gleichzeitig fungiert er als
stellvertretender Vorsitzender des gleichnamigen Ausschusses im
Landtag. Er übernahm beide Ämter von Christian Meißner, der zum
Landrat des Landkreises Lichtenfels gewählt worden war. 

Versierter Innenpolitiker

„Aus dem Kreis mehrerer versierter Innenpolitiker in unseren Rei-
hen, hat die Fraktion Florian Herrmann gewählt“, sagte CSU-Frakti-
onsvorsitzender Georg Schmid. „Florian Herrmann, der seit 2008 im
Landtag ist, hat sich in kurzer Zeit einen Namen als sachkundiger und
argumentationsstarker Innenexperte gemacht. Der Jurist arbeitet im
Innenausschuss und im Verfassungsausschuss des Bayerischen Land-
tags mit. Alle Politikbeobachter müssen ab sofort wissen: Mit Innen-
minister Joachim Herrmann und unserem neuen innenpolitischen
Sprecher Dr. Florian Herrmann haben wir nun zwei starke Innenpoli-
tiker gleichen Namens in unseren Reihen. Leicht zu merken, aber bit-
te nicht verwechseln.“ 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Eine frohe Botschaft gelei-
tet die deutschen Kommunen
in das neue Jahr 2012: Sie
werden bis zum Jahr 2020 um
ca. 50 Milliarden Euro entla-
stet! Aber nicht nur die Aus-
gaben sinken, auch die Ein-
nahmen werden steigen. 

So übernimmt der Bund
zum Beispiel ab 2012 für die
Kommunen 45 Prozent der
Kosten der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. Im nächsten Jahr wird er seinen Ko-
stenanteil auf 75 Prozent erhöhen und ab 2014
diese Ausgaben vollständig selbst tragen. Posi-
tiv zu erwähnen ist auch das Bildungspaket, das
bei voller Kostenerstattung durch den Bund in

kommunale Zuständigkeit überführt wurde. 
Nach der Steuerschätzung vom November

2011 sollen die gemeindlichen Steuereinnah-
men in 2012 um 4,9 Prozent bzw. um 3,8 Milli-
arden Euro auf 80,1 Milliarden Euro steigen.
Auch für die Jahre 2013 bis 2016 werden weite-
re Anstiege der gemeindlichen Steuereinnah-
men um ca. 4 Prozent prognostiziert. Die
Steuereinnahmen der deutschen Kommunen
werden im Jahr 2016 94,3 Milliarden Euro er-
reichen.

Diese positive Entwicklung der Kommunalfi-
nanzen war nicht immer so und ist auch keines-
wegs eine Selbstverständlichkeit. Erinnern wir
uns zurück: Nach sieben Jahren rot-grüner Bun-

desregierung standen die Kom-
munen 2005 mit dem Rücken
an der Wand. Bis heute schie-
ben die Städte, Gemeinden und
Kreise einen hohen Schulden-
berg und einen lähmenden In-
vestitionsstau aus dieser Zeit
vor sich her. Obwohl es 2003
keine Weltwirtschaftskrise gab,
erreichten die Kommunalfinan-
zen 2003 mit einem bundeswei-
ten Defizit von 8,4 Milliarden
Euro einen historischen Tief-
punkt. 

In diesem Jahr wurde die
Altersgrundsicherung einge-

führt und auf die Kommunen übertragen, ohne
dass ihnen die nötigen zusätzlichen Mittel zur
Verfügung gestellt worden wären.

Unter der unionsgeführten Bundesregierung
konnten die Kommunen bereits 2007 einen Re-
kordüberschuss von 8,6 Milliarden Euro erwirt-
schaften. Trotz der Folgen der Weltwirtschafts-
krise, unter denen die Kommunalfinanzen sy-
stembedingt mit Verzögerung leiden, konnte
das kommunale Finanzierungsdefizit in den er-
sten drei Quartalen des Jahres 2011 gegenüber
dem gleichen Vorjahreszeitraum um 4,6 Milli-
arden Euro verbessert werden. 

Ein milliardenschweres Investitionspro-
gramm half den Kommunen über die Auswir-
kungen der weltweiten Rezession hinweg.

Der Versuch, die kommunalfeindliche Bilanz
der früheren rot-grünen Bundesregierungen
schön zu reden, zerschellt also an den Fakten.
Die Wahrheit ist, dass die unionsgeführte Bun-
desregierung zurzeit die größte Kommunalent-
lastung in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland ins Werk setzt. 

Ihr Gerhard Weber

KolumneGZ Gerhard Weber

Wahrheit muss 
Wahrheit bleiben

Sie haben in Ihrer Kommune viel vor. 

Von Energiewende bis Bürgerbeteiligung, von Gebührenkalkulation 
bis Kommunalunternehmen, von Mitarbeitermotivation bis Personal-
entwicklung. 

Das Master-Studium Public Management macht Sie dafür fit. Sie er-
halten � Input � für � Ihre �aktuellen �beruflichen �Themen �und � trainieren 
konzeptionelles Arbeiten. 

Damit bringen Sie sich und Ihre Kommune noch besser voran.

✓ Voraussetzung: Erststudium z.B. Verwaltungswirtschaft 

✓ mindestens 2 Jahre Berufserfahrung

✓ berufsbegleitend am Wochenende

Beratung und Informationen: Julia Dullinger, Weiterbildungszentrum der Hochschule Deggendorf
www.hdu-deggendorf.de/weiterbildung - julia.dullinger@hdu-deggendorf.de - 0991/3615-426

Master Public Management
Verwalten war gestern. Gestalten ist heute. 

Fachhochschule für öffentliche Verwaltung
und Rechtspflege in Bayern

Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung

Nachhaltige Kommunen:

Mit Kreativität 
in die Zukunft

Tagung der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in Donauwörth

Alternde Gesellschaft, Energiewende, Finanzkrise? Herausfor-
derungen gibt es zur Genüge. Wer etwas bewegen will, braucht
Kreativität, Eigeninitiative und Partner. Im Rahmen einer Ver-
anstaltung der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in Do-
nauwörth wurden Themen, Kooperationsformen und Projekt-
partner vorgestellt, die man nicht auf den ersten Blick findet
und die Mut machen.

Nach Begrüßungsworten von
Armin Neudert, Oberbürgermei-
ster der Stadt Donauwörth, und
O. Univ.-Prof. Dr.-Ing. Holger
Magel, Präsident der Bayeri-
schen Akademie Ländlicher
Raum, betonte Dr. Thomas Röb-
ke von der Koordinationsstelle
Netzwerk Nachhaltige Bürger-
kommune: „Wenn Kooperatio-
nen gut eingefädelt sind, liefern
sie einen Schub an Kreativität
und Energie. Wir müssen dabei
über den Tellerrand springen,
auch wenn das oft nicht so leicht
fällt. Das geht am besten ge-
meinsam.“

Netzwerke

Prof. Dr. Egon Endres, Katho-
lische Stiftungsfachhochschule
München, meinte: „Gesellschaf-
ten sind auf Netzwerke angewie-
sen. Diese können erfolgreich
sein, müssen aber nicht, es gibt
auch ‚Leichen’. Netzwerke sind
extrem komplex und störanfäl-
lig. Sie müssen gestaltet und ge-
steuert werden. Dafür braucht es
‚Grenzgänger’, die sie pflegen
und sich um die notwendigen
Ressourcen kümmern. Das sind
Menschen, die kein klar umris-
senes Aufgabenfeld haben, die
Organisationsgrenzen und Kul-
turen überwinden, dabei Vertrau-
en aufbauen und moderierend
wirken.“ 

Was nachhaltige Kommunen
ausmacht, erklärten im An-
schluss Geschäftsführerin Wal-
traud Lobenhofer am Beispiel
der AOVE GmbH (Regionalent-
wicklung Amberg-Sulzbacher
Land) und Martin Strobl, Heim-
leiter Wohn- und Pflegezentrum
„Evergreen“, Schnaittenbach.
Die Organisationsstruktur bein-
halte die Geschäftsstelle der AO-
VE, eine examinierte Kranken-
schwester als Projektkoordinato-
rin, qualifizierte ehrenamtliche
Mitarbeiter, Seniorenbeauftragte
in den Gemeinden und zahlrei-
che weitere Kooperationspart-
ner, etwa Bildungseinrichtungen,
Kranken- und Pflegekasse, Seni-
oren- und Pflegeheime. So wur-
de ein beachtliches und funktio-
nierendes Potenzial an vertrau-
enswürdigen Partnern aufgebaut.
Die AOVE schaffe es, auch die-
jenigen immer wieder zusam-
men zu bringen, die ansonsten
Konkurrenten sind. Dies berei-
chere und schaffe Verbindungs-
glieder in der Kette der Betreu-
ungsdienstleistung.

Bürgerhaus für alle

„Ein Bürgerhaus für alle“ prä-
sentierte Ruth Dorner, 1. Bürger-
meisterin der Stadt Neumarkt
i.d.OPf. Das 2004 eröffnete Bür-
gerhaus sei aus der Agenda 21
entstanden. Es sei ein Angebot
der Stadt, jedoch nicht im Rat-
haus, der Zugang sei also nieder-
schwellig. Hier fänden alle mög-
lichen Initiativen ihre Heimat -
ob Mehrgenerationenhaus, Kin-
derbetreuung, Welt-Cafe oder
die Bürgerstiftung und Beteili-
gungsforen der Stadt. Aus den
Projekten entwickelten sich dy-
namisch weitere Ideen, die dann
auch umgesetzt werden. 

Dies finde auch Anerkennung,
etwa durch die Auszeichnung
der Ehrenamtlichen als „stille
Helden“. „Gerade Neubürger
sind für solche Netzwerke sehr

dankbar und nehmen das beim
Neubürgerempfang interessiert
auf“, verdeutlichte Dorner. Als
„Kommunikationszentrum“ in
der Altstadt wird das Bürgerhaus
im Rahmen des Programms „So-
ziale Stadt“ gefördert. Im Juni
2007 wurde zudem der Titel
„Mehrgenerationenhaus“ verlie-
hen.

Nachhaltige 
Kommunen

Als nachhaltige Kommune
darf sich auch die Stadt Wald-
münchen im Landkreis Cham
bezeichnen. Dort gibt es seit
September 2011, wie 1. Bürger-
meister Markus Ackermann und
Sigfried Zistler (Berufsschule
Cham) berichteten, eine Techni-
kerschule für Erneuerbare Ener-
gien. 

Partner dieser kommunalen
Fachschule sind Hochschulen,
Experten und Unternehmen. Die
Schüler schließen nach einer
zweijährigen Ausbildung mit ei-
ner staatlichen Technikerprüfung
ab. Zugangsberufe sind z. B.
Schornsteinfeger, Metalltechnik,
Elektrotechnik und Mechatro-
nik. Regenerative Energieerzeu-
gung und -technik hat in Wald-
münchen Tradition, wie Acker-
mann betonte: „Wir haben Holz,
Wasser, Gärungsanlagen und
drei Bioenergiedörfer. Das The-
ma wird sogar im Tourismus, z.
B. bei unseren Landerlebnisrei-
sen, aufgegriffen. Wir machen
dem Bürger klar, warum und
wozu wir das machen. Nun bie-
ten wir auch das einzige von der
IHK zertifizierte Energiewirtese-
minar in Deutschland an.“

Handlungsfelder

„Interkommunale Zusammen-
arbeit hängt davon ab, engagierte
Bürgermeister zu finden, die das
wollen. Im Ilzer Land ist das ge-
lungen, hier wurden neun ge-
meinsame Handlungsfelder erar-
beitet, hinter denen jeweils ein
Bürgermeister steht“, konstatier-
te Manfred Eibl, 1. Bürgermei-
ster der Gemeinde Perlesreut
und Vorsitzender der Interkom-
munalen Allianz Ilzer Land e.V.

Ein Handlungsfeld sei „De-
mografie, Innenentwicklung,
Flächenmanagement“. Die Be-
deutung vitaler Ortszentren stel-
le ein Kernthema dar. Dass es
dabei nicht nur zu interkommu-
nalen Zusammenarbeit der Ge-
meinden, sondern auch zur res-
sortübergreifenden Zusammen-
arbeit zwischen dem Amt für
Ländliche Entwicklung und der
Städtebauförderung kam, sei den
Bürgermeistern zu verdanken.
So konnten Daten gemeinsam
erschlossen und auch gemein-
sam Entwicklungskonzepte erar-
beitet werden. Aufgrund der Er-
hebungen und Bewertungen
(Leerstände, Infrastruktur, de-
mografischer Wandel) wurde ei-
ne kommunale Daseinsvorsorge-
planung erstellt. Seit Dezember
2011 gibt es zudem eine Pro-
jektmanagerin Innenentwick-
lung.

Virtuelle Stadtführungen

Erster Bürgermeister Dr. Uwe
Brandl und Norbert Eckrich
(Huber Kartographie) lenkten
schließlich das Augenmerk auf

virtuelle Stadtführungen und ein
content management für Bürge-
ranfragen und –meinungen in
der Stadt Abensberg. „Wir wol-
len dadurch auch jüngere Bürger
ansprechen und ein nieder-
schwelliges Angebot bei wichti-
gen Meinungsumfragen schaf-
fen. Weitere Vorteile: städtische
Vorhaben lassen sich leicht ein-
gängig visualisieren und präsen-
tieren, standortbasierte Informa-
tionen in der Kommune darstel-
len.“ Auf Dauer entwickle sich
das webbasierte Feedback Sy-
stem so auch zum Werkzeug zur
Prozesssteuerung innerhalb der
Verwaltung.

Feedback System

Über das Feedback System
könnten zu neuen Bauvorhaben,
Großveranstaltungen etc. Infor-
mationen platziert sowie Bürger-
meinungen eingeholt werden,
machten Brandl und Eckrich
deutlich. Durch die elektronische
Veröffentlichung seien Umwelt-,
Verkehr- und Landnutzungspla-
nungen leicht zu verstehen und
auf Karten gut zu präsentieren.
Die Bürger partizipierten am
kommunalen Leben, fühlten sich
ernst genommen und noch enger
mit ihrem Ort verbunden. DK

Bayerischer Heilbäder-Verband:

Neue Zeitrechnung für
Gesundheitsstandort Bayern

Wirtschaftsstaatssekretärin Katja Hessel und BHV-Vorsitzen-
der Klaus Holetschek haben in München die neue Marke des
Bayerischen Heilbäder-Verbandes präsentiert. Unter dem Dach
von „Gesundes Bayern“ schafft der BHV eine neue Servicedi-
mension, um möglichst individuell auf den Gast einzugehen und
die Wettbewerbsfähigkeit der Heilbäder und Kurorte im Frei-
staat zu sichern. 

Im Mittelpunkt der Marke
„Gesundes Bayern“ steht ein Be-
ratungsangebot, das auf die indi-
viduellen Bedürfnisse der Gäste
eingeht. So gibt es neben einer
kostenlosen Servicetelefon-
nummer, bei der eine persönli-
che Beratung erfolgt, einen neu-
en Indikationen- und Gesund-
heitsfinder. Dieses Internet-Tool
wird nun sukzessive mit Daten
gefüllt und stetig aufgebaut. In-
tuitiv und mit wenigen Klicks
findet man hier die Gesundheits-
dienstleister in den bayerischen
Heilbädern und Kurorten, bei-
spielsweise Ärzte, Therapeuten,
Heilpraktiker oder Wirtschafts-
unternehmen und erhält über ei-
ne Suchfunktion die individuell
passenden Angebote. 

Wissenschaft

Darüber hinaus liegt das Au-
genmerk der neuen Marke auf der
Vernetzung mit der Wissenschaft,
der Medizin und der Wirtschaft.
So sorgt der BHV beispielsweise
dafür, dass in den Heilbädern und
Kurorten einzigartige Angebote
in Zusammenarbeit mit den Ge-
sundheitsdienstleistern vor Ort
entstehen und Unternehmen eine
unkomplizierte und kompetente
betriebliche Gesundheitsförde-
rung aufbauen. 

Der Vorsitzende des BHV
Klaus Holetschek zeigte sich da-
von überzeugt, „dass der Kurgast
von heute erfahrener und an-
spruchsvoller geworden ist“.
Persönliche Betreuung, profes-
sionelle Beratung und ein indivi-
duell abgestimmtes Gesundheits-
programm seien entscheidend,
um der schwierigen Wettbe-
werbssituation, bedingt durch

Gesundheitsreformen, und dem
Rückgang kassenfinanzierter
Kuren entgegenzutreten. Mit der
neuen Marke „Gesundes Bay-
ern“ werde ein eindeutiges Qua-
litätsversprechen gegeben. Zu-
dem biete man den Gästen die
gewünschte Übersicht und Bera-
tung bereits im Vorfeld des Auf-
enthaltes. „Der neue Markenauf-
tritt macht den BHV stark für die
Zukunft“, so Holetschek.

Klares Profil 

Staatssekretärin Katja Hessel
verwies darauf, dass mit der neu-

en Marke „Gesundes Bayern“ die
vielfältigen, teils verborgenen
Kompetenzen der bayerischen
Heilbäder und Kurorte stärker in
den Fokus gerückt werden. Mit
4,4 Millionen Gästen und 22,1
Millionen Übernachtungen in
Bayerns Heilbädern und Kuror-
ten im Jahr 2011 sei der Freistaat
Gesundheitsurlaubsland Nummer
1 für die deutschsprachigen Gä-
ste. Hessel: „Damit das Bäder-
land Bayern Spitze bleibt, darf
das Angebot nicht austauschbar
werden. Die neue Marke sorgt für
ein klares Profil und liefert dem
Kurgast einen deutlichen Mehr-
wert.“

Bayerns Bäder haben sich
Hessel zufolge zum Großteil der
Herausforderungen der vergan-
genen Jahre gestellt. Sie hätten
sich entwickelt, neue Zielgrup-
pen erschlossen und moderne

Produkte geschaffen. Mittlerwei-
le seien 46 Orte und 20 Betriebe
im Bayerischen Heilbäderver-
band zusammengeschlossen.
Viele aufstrebende Orte befän-
den sich momentan komplett in
einem Imagewandel. Dieser
Schwung müsse die gesamte
Branche erfassen.

Bild der Kompetenzen
und Infrastruktur

Im vergangenen Sommer habe
sie sich auf ihrer Tour zu neun
Heilbädern und Kurorten im
Freistaat selbst ein genaues Bild
der Kompetenzen und Infra-
strukturen vor Ort machen kön-
nen, betonte Hessel. „Gesundes
Bayern“ sei eine logische Kon-
sequenz des damals von ihr aus-
gerufenen Credos „Fordern und
fördern“.

„Wir sind auf einem guten
Weg“, bilanzierte die Staatsse-
kretärin. Oberstaufen sei beispiels-
weise der digitalste Kurort
Deutschlands. „Unstrittig ist: Ich
kenne keine Region, die so hervor-
ragende Grundlagen für den Zu-
kunftsmarkt ‚Gesundheitstouris-
mus’gelegt hat wie Bayern.“ DK
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(Fortsetzung von Seite 1) 
und in seiner Komplexität offen-
bar noch nicht ganz ins Bewusst-
sein von Regierten und Regie-
renden gedrungen“, fuhr Ulrich
Maly fort und ergänzte: „Der
Wirtschaftsminister ist noch zu
sehr dem alten Energieversor-
gungssystem mit Großkraftwer-
ken verhaftet.“ In der Vergan-
genheit sei die Stromversorgung
durch die Zentralität von Kraft-
werken geprägt gewesen, die
meist in der Nähe der Stromver-
braucher lagen. In der Stadt oder
direkt vor den Toren der Stadt
wurde der Strom produziert, den
Handwerker und Fabriken brau-
chen, der in Haushalten Lampen,
Radios und Waschmaschinen
laufen lässt.

Kapillarsystem

Maly: „Dieses zentrale Ener-
gieversorgungssystem wird nun
abgelöst von einem weit ver-
zweigten Kapillarsystem. Das
sternförmige Stromnetz war in
der Verteilungsstruktur ein Ein-
bahn-System: Der Strom lief
vom zentralen Kraftwerk in die
Haushalte in Stadt und Land.
Aus dem Einbahnsystem wird
ein Zweibahnsystem. Nun wer-
den die Netze für dezentrale An-
lagen gebraucht: Mal läuft das
Windrad, mal produziert der
Sonnenkollektor, mal gibt es
Strom aus Biomasse, aus Was-
serkraft oder die Überbrückung
aus dem Gaskraftwerk und dem
Pumpspeicherkraftwerk.“

Um die Energiewende umzu-
setzen, müssen auch rechtliche
Hemmnisse für die Stadtwerke
abgebaut werden, so die Mei-
nung des Städtetags. Dieser for-
dert, die Rahmenbedingungen
für kommunale Unternehmen
anzupassen. Laut Vorsitzendem
„ist es ein Widerspruch, wenn
man den hohen Energiebedarf
mit regenerativen Energieanla-
gen abdecken will, aber gleich-
zeitig kommunale Unternehmen
nur so viel Energie produzieren
dürfen, wie auf dem eigenen
Gebiet verbraucht wird. Diese
rechtlichen Schranken blockie-
ren die Energiewende. Wenn wir
den Paradigmenwechsel in der
Energieversorgung schaffen
wollen, muss der rechtliche Rah-
men an die Bedürfnisse einer de-
zentralen Energieversorgung an-
gepasst werden.“

Planerische Grenzen

Derzeit stießen Kommunen,
die regenerative Energiequellen
nutzen wollen, an rechtliche und
planerische Grenzen. Um mehr
dezentrales kommunales Han-
deln zu ermöglichen, müsse das
Kommunalrecht Freiräume der
Energieerzeugung über den örtli-
chen rechnerischen Bedarf hin-
aus öffnen. Die Rahmenbedin-
gungen für kommunale Unter-
nehmen in der Gemeindeord-
nung seien so zu gestalten und
zu interpretieren, dass Gemein-
den und ihre Unternehmen nicht
darauf beschränkt werden, nur
rechnerisch so viel Energie er-
zeugen zu dürfen, wie örtlicher
Bedarf im Gemeindegebiet be-
steht. 

(Fortsetzung von Seite 1)
rigkeiten vor einer riesigen 
Herausforderung: der Integration
von zwei Millionen Heimatver-
triebenen. Und das bei einer eige-
nen Bevölkerung von nicht ein-
mal zehn Millionen Menschen. 

1960 zählte der Bayerische
Gemeindetag mehr als 6.000
Mitglieder aus dem Bereich der
kreisangehörigen Städte (im Ge-
gensatz zu den kreisfreien Städ-
ten), Märkte und Gemeinden.
Die alte Garde der Bürgermei-
ster und Gemeinderäte, die nach
1945 ihre Gemeinden „hemdsär-
melig“ wieder aufgebaut hatten,
traten aus Alters- oder Gesund-
heitsgründen ab. So blieb eini-
gen das bittere Erlebnis erspart,
wie „ihre“ Gemeinde im Gefol-
ge der Gemeindegebietsreform
aufhörte zu existieren.

Im Dezember 1972 wurde
Hans Weiß, Oberbürgermeister
von Bad Kissingen, zum 1.
Vorsitzenden des Gemeindetags
gewählt, 1984 der Starnberger
Bürgermeister Heribert Thallmair
- zunächst als 1. Vorsitzender,
nach einer Satzungsänderung
1993 als „Präsident“. Thallmair
gab als sein Credo die „Solidarität
aller Mitglieder“ aus. Damit hatte
er Erfolg. 

Das Tauziehen um den kom-
munalen Finanzausgleich, der
den lebensnotwendigen Geldzu-
fluss für die Gemeinden regelt,
wurde zum jährlichen Ritual. Den
Kommunen fehlen die Einnah-
men aus Bagatellsteuern, die der
Staat ersatzlos streicht. Dieses
Schicksal sollte auch die Zweit-
wohnungsteuer erleiden, doch
den Gemeinden gelang es, diese
Einnahmequelle zu retten. Die
explodierenden Ausgaben für So-
zialleistungen sowie das „Konne-
xitätsprinzip“ sind weitere The-
men der Landespolitik. Nach lan-
gem Kampf gelingt es, dieses
Prinzip 2003 in der Bayerischen
Verfassung zu verankern. 

2002 wurde der Erste Bürger-
meister von Abensberg, Dr. Uwe
Brandl, zum Präsidenten des
Bayerischen Gemeindetags ge-
wählt. Brandl wendete nicht nur
die drohende Liberalisierung des
Wassermarktes ab. Um auf die de-
solate Finanzlage der Gemeinden
aufmerksam zu machen, rief er zu
einer bis dahin noch nie da gewe-

Was einst für eine sternförmig
und zentral angelegte Energie-
produktion mit einigen Groß-
kraftwerken und drei bayeri-
schen Atomkraftstandorten pas-
send war, stehe heute der Errich-
tung einer dezentralen Energie-
versorgung im Weg. Maly: „Wir
müssen weg vom Großkraft-
werks-Denken des vorigen Jahr-
hunderts. Die Fülle der Stadt-
werke ist wichtiger als ein ein-
zelner Energie-Riese.“

Derzeit würden viele Investi-
tionen blockiert, weil sich Stadt-
werke nicht sicher sind, welche
kommunalrechtlichen Bedin-
gungen bestehen. Die Energie-
wende sei mit ihrer dezentralen
Prägung nicht ohne die Stadt-
werke zu meistern. Stadtwerke
verfügten über technisches Wis-
sen und Erfahrung zur dezentra-
len Energieversorgung. Maly:
„Stadtwerke sind die geborenen
Partner für die Energiewende.
Daher müssen die Rahmenbe-
dingungen für Investitionen von
Stadtwerken in Netze und Ener-
gieanlagen stimmen. Die Stadt-
werke brauchen die rechtlichen
Voraussetzungen, damit sie über
ihre Grenzen hinweg und in in-
terkommunaler Zusammenarbeit
besser zusammenwirken kön-
nen. Man darf nicht nur in kom-
munalen Grenzen denken, son-
dern muss die regionalen Poten-
tiale im Blick behalten – dies
geht weit über gemeindliche
Grenzen hinaus.“

Dezentrale Lösungen

Wenn man regenerative Ener-
gie tatsächlich fördern will, laufe
dies über dezentrale Lösungen
vor Ort, angepasst an die jeweili-
gen Gegebenheiten in Bayern:
mit Geothermie im Süden Bay-
erns, Windkraft in Nordbayern
oder auf Hügeln im Voralpen-
land, Wasserkraft an Flüssen,
Pumpspeicherkraftwerken im
Bergland, Biogas in ländlichen
Räumen, Holzhackschnitzelwer-
ken in waldreichen Regionen.
Bei Wirtschaftsminister Zeil je-
doch sei eine Neigung zu zentra-
len Lösungen mit den großen
Energiekonzernen festzustellen,
kritisierte der Vorsitzende: „Der-
zeit bestehen noch zu viele und
zu hohe Hürden für die dezentra-
len Stadtwerke, während es of-
fenbar für Energie-Riesen freie
Bahn geben soll. Wir wollen
nicht nach Moskau fahren, um
mit Gas-Oligarchen zu verhan-
deln, sondern wir wollen die re-
generative Energieproduktion
vor der eigenen Haustür voran-
bringen. Anstatt auf Konzerne zu
spekulieren und darauf zu setzen
dass es bei Energieversorgung
der Markt schon regeln wird,
müssen wir umdenken.“

Als weitere Herausforderung
nannte der Städtetagschef den
Aufbau und den Unterhalt der
Netzinfrastruktur. Kommunen,
Bürger und Kraftwerkbetreiber
benötigten Planungssicherheit.
Nur damit ließen sich Investoren
gewinnen, Planfeststellungsbe-
schlüsse vorbereiten und Liefer-
verträge abschließen. 

Als „ehrgeiziges Projekt“ be-
zeichnete Maly schließlich Mini-
sterpräsident Seehofers Ziel ei-

ner völligen Entschuldung des
Freistaats bis 2030: „Es ist im-
mer respektabel, wenn sich Poli-
tik große Ziele setzt. Der Vor-
schlag, dass der Freistaat in 18
Jahren komplett schuldenfrei
sein soll, ist ehrenvoll, aber die
Folgen sollten bedacht sein. Wer
beim Schuldenabbau Vollgas
gibt, kann leicht im Graben lan-
den“, meinte der Vorsitzende.

Schicksalsgemeinschaft

Wie der Verbandschef erklär-
te, sei der Freistaat nicht als So-
litär zu sehen – Staat und Kom-
munen bildeten eine Einheit, sie
seien eine Schicksalsgemein-
schaft; ihre Haushalte gehorch-
ten in gewissem Umfang dem
Prinzip der kommunizierenden

senen Großdemonstration auf.
Am 21. Mai 2003 versammelten
sich auf dem Stadtplatz im ober-
pfälzischen Berching um die
5.000 kommunale Mandatsträger
zur größten Bürgermeisterdemon-
stration der deutschen Geschichte. 

Die Abwanderung junger be-
rufstätiger Menschen aus den
ländlichen Regionen in die Bal-
lungsräume, bekannt unter dem
Schlagwort demografische Ent-
wicklung, zählt zu den aktuellen
Themen der Zeit. Die kommuna-
le Familie ringt darum, dass dort
eine moderne Infrastruktur und
ausreichend Arbeitsplätze erhal-
ten bleiben. Damit hängen wei-
tere Themen wie das Bemühen,
„die Schule im Dorf zu lassen“,
ebenso zusammen wie schnelle
Datenautobahnen auf dem Land. 

Das Aus für die deutschen
Kernkraftwerke bis zum Jahr
2020 und die damit eingeläutete
Energiewende trifft hauptsäch-
lich die Gemeinden. Denn die
Anlagen zur alternativen Ener-
gieerzeugung werden auf ihrem
Gebiet entstehen. „Um für diese
Mammutaufgaben öffentliche
Aufmerksamkeit und schließlich
Geld zu erhalten, bedarf es der
lauten Stimme des Bayerischen
Gemeindetags – wie schon vor
hundert Jahren in der Tavern-
wirtschaft zu Kolbermoor“, be-
tonte Brandl.

Innenminister Joachim Herr-
mann unterstrich seinerseits beim
Festakt die wichtige Rolle des
kommunalen Spitzenverbands für
die bayerische Politik: „Dem
Bayerischen Gemeindetag gehören
2.024 der insgesamt 2.031 kreisan-
gehörigen Städte, Märkte und Ge-
meinden im Freistaat an. Das
macht den Gemeindetag zur zen-
tralen Stimme unserer bayerischen
Gemeinden. Für die politische
Willensbildung in unserem Land
ist er unverzichtbar.“

Der Bayerische Gemeindetag
und die Bayerische Staatsregie-
rung stünden gemeinsam für eine
weitere Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung. Denn die
meisten Probleme könnten am
besten direkt vor Ort gelöst wer-
den. Herrmann: „Hierzu brau-
chen wir starke und leistungsfähi-
ge Gemeinden. Eine gute Finan-
zausstattung der Gemeinden ist
daher ein wichtiges Ziel bayeri-

scher Politik. Der kommunale Fi-
nanzausgleich 2012 ist hier das
beste Beispiel. Denn mit einem
Volumen von fast 7,3 Milliarden
Euro für die bayerischen Städte,
Gemeinden, Landkreise und Be-
zirke ist er mit Abstand der größte
aller Zeiten.“

Die reinen Landesleistungen
erhöhen sich Herrmann zufolge
auf fast 6,8 Milliarden Euro. Das
sind 413 Millionen Euro oder 6,5
Prozent mehr als 2011. Die
Schlüsselzuweisungen sind dabei
der größte Einzelposten im kom-
munalen Finanzausgleich. Sie
steigen dieses Jahr um 100 Mil-
lionen Euro auf rund 2,7 Milliar-
den Euro. Der Minister: „Von die-
sem Anstieg profitiert nahezu
ausschließlich der kreisangehöri-
ge Bereich. Damit stärken wir in
besonderer Weise die finanz-
schwachen Städte und Gemeinde
und ihre Verwaltungshaushalte.“

Bündelung der
Gemeinde-Interessen

Der Gemeindetag habe sein
Ohr ganz nah am Bürger und
wisse, wo ihn „der Schuh
drückt“. Er bündle die Interessen
und Anliegen der Gemeinden
und vertrete sie kraftvoll und
kompetent gegenüber staatlichen
Organen und vielen anderen Ein-
richtungen. Herrmann: „Der
Bayerische Gemeindetag ist ein
äußerst sachkundiger Ansprech-
partner, dessen Rat ich außeror-
dentlich schätze. Mögen wir
auch manchmal unterschiedli-
cher Meinung sein: Es ist uns
immer gelungen, in fairer Dis-
kussion und beiderseitiger Kom-
promissbereitschaft gute und
tragfähige Lösungen zu finden.“

„Leben kann man nur vorwärts,
das Leben verstehen kann man
nur rückwärts“, zitierte Landtags-
präsident a. D. Alois Glück in sei-
ner Festrede den dänischen Philo-
sophen Søren Kierkegaard. Für
den „elder Statesman“ Glück be-
deutet dies eine Gestaltung der
Politik nach vorn, aber immer im
Rückblick auf Erfahrungen. 

Nach Bewältigung der Proble-
me im Nachkriegsdeutschland
hätten die Menschen in den 60er
Jahren eine große Aufbruchstim-
mung erlebt, die jedoch begleitet
war von erbitterten Auseinander-

Kraftvolles... setzungen darüber, wie man mit
den Wachstumspotenzialen am
besten umgeht. Die Prinzipien
der kommunalen Selbstverwal-
tung hätten sich dabei bewährt.
Danach gibt der Staat nur die
Rahmenbedingungen vor, die
Ausgestaltung der Politik vor
Ort werde aber im Sinne von
Subsidiarität und Solidarität im
eigenen Gemeinwesen durch die
Kommunalpolitik gestaltet.

Heute, so warnte Glück, sei
durch die Übernutzung der Erde
zuviel aus dem Gleichgewicht
geraten. Das „Höher, schneller,
weiter“ werde als Bedrohung
empfunden und die Gefahr einer
allgemeinen Verweigerungshal-
tung sei nicht zu übersehen. „Wir
müssen Fortschritt neu definie-
ren“, verlangte der Redner, denn
die heutige Art zu leben sei nicht
zukunftsfähig. Es gelte aber, eine
zukunftsfähige Politik zu ent-
wickeln. Alle, die in Führungs-
verantwortung stehen, hätten eine
Bringschuld, dies der Bevölke-
rung verständlich zu machen.
„Wir brauchen Innovationskraft
und die Fähigkeit zur Selbstbe-
grenzung“, lautet eine der Thesen
von Alois Glück. Freiheit und
Verantwortung müssten immer
zusammen betrachtet werden.

Die Auswirkungen der Globa-
lisierung - die aber trotzdem loka-
les Handeln erfordert -, des de-
mographischen Wandels und der
Weg in eine aktive Bürgergesell-
schaft im Zeichen von Internet
und iPhone erlebten gerade ihren
wegweisenden Testfall in der
Realisierung der Energiewende.

Zum 100-jährigen Bestehen
des Bayerischen Gemeindetags
wurde im Bayerischen Haupt-
staatsarchiv mit hoher Kompe-
tenz und viel Liebe zum Detail
eine äußerst sehenswerte Aus-
stellung gestaltet. Sie zeigt nicht
nur die Entwicklung des Kom-
munalverbandes, sondern gibt
auch einen Einblick in die Ge-
schichte der gemeindlichen
Selbstverwaltung von ihren An-
fängen im Mittelalter bis zur Ge-
genwart. Anhand von Dokumen-
ten und Schaustücken werden
noch bis 30. März 2012 histo-
risch gewachsene Aufgaben der
Kommunen wie die Feuer-
bekämpfung, die Armenfürsor-
ge, die gemeindliche Daseins-
vorsorge und die Verwaltung des
Gemeinwesens vorgestellt. DK

Röhren. Wenn der Staat pauschal
spart, seien seine Zuweisungen
an die Kommunen gefährdet.
Und es treffe die staatlichen Lei-
stungen an die freien Träger im
Sozialen, bei der Bildung, der
Kultur und beim Sport. Defizite
in diesen Bereichen führten zu
Einschränkungen von gesell-
schaftlich notwendigen Angebo-
ten, oder die Kommunen müs-
sten einspringen.

Wenn sich der Staat entschul-
det, dürfe dies nicht zu Lasten
der kommunalen Ebene gehen.
Wenn der Staat spart, bleibe we-
niger für Förderprogramme und
für die Infrastruktur mit Straßen,
Schulen, Kindergärten, Krippen
und Kindertagesstätten. Dies
wiederum könnte langfristige
Reparaturschäden nach sich zie-
hen. Maly: „Wenn die Kommu-
nen als Ausfallbürgen für den

Ordnende Hand...

Sprachrohr für den
Ländlichen Raum

Minister Brunner würdigt Bürgerallianz Bayern 

Für Landwirtschaftsminister Helmut Brunner ist die engagierte
Arbeit der Vereine und Verbände im Freistaat eine Grundvor-
aussetzung für die positive Entwicklung der ländlichen Räume. 

Um Kommunen, Landkreise
und Regionen voran zu bringen,
werde es immer wichtiger,
Bündnisse einzugehen, gemein-
same Interessen zu formulieren
und sie öffentlich zu artikulieren,
sagte Brunner in München bei
einem Treffen mit den Vertretern

der Bürgerallianz Bayern, einem
Zusammenschluss von landes-
weit zehn Verbänden mit insge-
samt 1,6 Millionen Mitgliedern.
Vereine und Verbände sind dem
Minister zufolge ein wichtiges
Sprachrohr für die Interessen der
Menschen im ländlichen Raum

und eine wertvolle Klammer für
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt in der Region. „Sie lei-
sten weit mehr als nur einen Bei-
trag zum Erhalt von Tradition
und Brauchtum“, so Brunner zu
den Verbandsvertretern: „Mit Ih-
rer Arbeit stärken sie den Ge-
meinschaftssinn in der Gesell-
schaft, vermitteln Werte und för-
dern die Heimatverbundenheit
und Verwurzelung im ländlichen
Raum.“

Bürokratieabbau

Der Minister sicherte zu, sich
mit allem Nachdruck dafür ein-
zusetzen, dass dem ehrenamtli-

chen Engagement wieder mehr
öffentliche Wertschätzung zuteil
wird und dass bestehende büro-
kratische Lasten für Vereine und
Verbände so weit wie möglich
abgebaut werden. „Wir brauchen
mehr Vorbilder und weniger Vor-
schriften“, so Brunner. Nur so
könne man negativen gesell-
schaftlichen Entwicklungen wie
der zunehmenden Bindungslo-
sigkeit junger Menschen wirk-
sam begegnen. Gerade ein enga-
giertes und reges Vereins- und
Verbandsleben trage maßgeblich
dazu bei, Führungspersönlich-
keiten und Vorbilder für die Ju-
gend herauszubilden. Oberstes
Ziel müsse eine aktive Bürgerge-

sellschaft sein, in der die Ge-
meinschaft wieder einen höheren
Stellenwert hat und der Einzelne
bereit ist, mehr Verantwortung
für sich und seine Mitmenschen
zu übernehmen. Brunner will da-
zu den Dialog mit der Bürgeral-
lianz intensivieren und sich
künftig regelmäßig mit den Ver-
bänden besprechen. 

Eigenverantwortung

In der Bürgerallianz Bayern
sind der Bayernbund, der Ver-

band der Berufsfischer, der
Bayerische Blasmusikverband,
der Landesverband für Gartenbau
und Landespflege, der Bayeri-
sche Jagdverband, der Landesfi-
schereiverband, der Oberpfälzer
Schützenbund, der Bayerische
Sportschützenbund, der Bund der
Steuerzahler sowie der Bayeri-
sche Trachtenverband zusam-
mengeschlossen. Gemeinsa-
mes Ziel ist es, die bürgerlichen
Werte sowie Eigenverantwortung
und Leistungsbereitschaft in der
Gesellschaft stärken. 

Treffen der Bürgerallianz Bayern. 

Staat eintreten müssten, würde
ihnen an anderer Stelle das Geld
fehlen – etwa bei Schulsanierun-
gen, Kinderbetreuung oder Inve-
stitionen für die Energiewende.“

Laut Städtetagschef darf die
Rechnung jedenfalls nicht so lau-

fen, „dass in 18 Jahren der Frei-
staat blütenrein schuldenfrei da-
steht, während die Kommunen in
der Schuldenfalle stecken und der
Konjunktur durch ausbleibende
öffentliche Investitionen ein
wichtiger Impuls fehlt“. DK
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Energiewende in den 
Städten und Gemeinden

Gemeinsame Tagung des Bayerischen Städtetages, des VKU und 
der Bayerischen Akademie für Verwaltungs-Management GmbH in Nürnberg

Bund und Land haben die politischen und rechtlichen Weichen
für die Energiewende gestellt. Die Herausforderungen sind hoch,
der Erwartungsdruck an Städte und Gemeinden und ihre Unter-
nehmen ist groß. Über die aktuellen politischen Entwicklungen,
die wesentlichen Rechtsänderungen, die Finanzierungsmodelle
und die Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf kommunaler
Ebene informierte die Nürnberger Tagung „Umsetzung der En-
ergiewende in Städten und Gemeinden“.

Gemeinsame Veranstalter der
Tagung waren der Bayerische
Städtetag, der VKU-LG Bayern,
die Arbeitsgemeinschaft der
Bayerischen Energieagenturen
und die Bayerische Akademie für
Verwaltungsmanagement. Im
fachlichen Teil der Konferenz
präsentierten hochkarätige Refe-
renten das Vorgehen bei der örtli-
chen Energieplanung, die aktuel-
le Rechtslage zu Planungs- und
Genehmigungsverfahren sowie
Finanzierungsmodelle und neue
Formen der Zusammenarbeit auf
der Ebene der Kommunen und
ihrer Unternehmen.

Vorreiterkommune Lauf

Die Stadt Lauf zählt zu den
Vorreiterkommunen in Bayern
bezüglich der Umsetzung der

Energiewende u. a. mit eigenen
Förderprogrammen. Laut Er-
stem Bürgermeister Benedikt Bi-
sping wurde im Jahr 2010 ein In-
tegriertes Klimaschutzkonzept er-
stellt. Zusätzlich wurde in Lauf
die Stelle eines Klimaschutzbe-
auftragten geschaffen, gefördert
durch das Bundesumweltministe-
rium für drei Jahre. Seine Aufga-
be ist es, die Umsetzung der Maß-
nahmen aus dem Klimaschutz-
konzept voranzutreiben sowie ein
Energie- und Klimaschutzcon-
trollingsystem aufzubauen und zu
pflegen.

Zahlreiche Aktivitäten

Weiterhin gibt es vielfältige
Aktivitäten für eine nachhaltige
Mobilität (z. B. Verbesserung der
Bahnanbindung, Fördern von in-

nerstädtischer Mobilität ohne Au-
to, mehr Raum, bessere Wege
und Vorrang für Fußgänger und
Radfahrer, Ausbau des Stadtbus-
systems, Anregen von umwelt-
verträglicher Mobilität für Ein-
und Auspendler). Die Stadt Lauf
gehört darüber hinaus auch zu
den Initiatoren der „Arbeitsge-
meinschaft Fahrradfreundliche
Kommunen in Bayern“.

Wichtig für die Energiewende
ist Bisping zufolge die Nutzung
der Abwärme von Gewerbebe-
trieben. So hat er ein innovatives
Nahwärmenetz auf den Weg ge-
bracht. Energiequelle ist dabei die
Abwärme der Laufer Keramikin-
dustrie. Als beispielhafte Projekte
der Stadt nannte der Rathauschef
u. a. die Biomasseheizung für das
Laufer Schulzentrum sowie die
Bürgeranlage geplante Wasser-
kraftschnecke in der Pegnitz.

Laut Prof. Dr.-Ing. Dr. h.c. Ger-
hard Hausladen vom Lehrstuhl
für Bauklimatik und Haustech-
nik, TU München, der sich mit
dem Thema „Energienutzungs-
pläne – Energieleitplanung“ be-
fasste, verhält es sich bei Energie-
konzepten wie mit guter Archi-
tektur: Für den jeweiligen Ort so-
wie für die Bewohner und Nutzer
muss ein spezifisches Konzept
entwickelt werden. Sein Lehr-
stuhl habe den sog. Energienut-
zungsplan kreiert. Dieser koordi-
niert als Masterplan die einzelnen
Energiekonzepte in der Kommu-
ne und stimmt sie mit den regio-
nalen Energiepotentialen ab. 

Energienutzungsplan 

Mit einem Energienutzungs-
plan können Gemeinden zusam-
men mit den Grundeigentümern
und Versorgungsunternehmen ei-
ne fundierte, transparente und
längerfristige Energiepolitik be-
treiben. Der Energienutzungsplan
stellt - ähnlich wie der Flächen-
nutzungsplan - im raumplaneri-
schen Maßstab die zukünftige
energetische Entwicklung im Be-
reich der Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung und regenerativen
Energieversorgung dar. 

Der Energienutzungsplan ba-
siert auf einer detaillierten Analy-
se des Ist-Zustandes von Energie-
verbrauch und Energieversor-
gung mit Ausblick auf absehbare
Entwicklungen. Dabei wird die
Gemeinde auf die Energiedichte
der privaten und öffentlichen Ge-
bäude sowie der Gewerbe- und
Industriebetriebe hin untersucht,
wie Hausladen erläuterte. 

Ismaninger Projekt

Bei einem gemeinsamen Pro-
jekt des Lehrstuhls für Bauklima-
tik und Haustechnik mit der Ge-
meinde Ismaning bei München
beispielsweise wurden der Ge-
bäudebestand, zukünftige Neu-
bauten und das Sanierungspoten-
tial ebenso wie die Zunahme der
Einwohner und eine Steigerung
der Komfortbedürfnisse z. B. ein
höherer Wohnraumbedarf pro
Einwohner und damit ein höherer
Heizenergieverbrauch berück-
sichtigt. Hinzu kam die Untersu-
chung und Bewertung der Aus-
baufähigkeit bereits vorhandener
Energieversorgungsanlagen und
noch nicht oder nicht in diesem
Umfang genutzter Energiequel-
len wie z.B. Biomasse oder Geo-
thermie. 

Einen detaillierten Überblick
zu den Beteiligungsformen von
Bürgern gaben Andrea Bastian
vom Sparkassenverband Bayern
und Franz Schonlau, Bayern-
Grund. Bürgerbeteiligung braucht
nach deren Auffassung eine maß-
gebliche Mitwirkung der Kom-
mune, weil diese u. a. Gewähr

bietet für eine seriöse Kalkulation
und Konzeption des Beteili-
gungsmodells, sie eine Anschub-
finanzierung und Grundkapital
zur Verfügung stellen kann, weil
nur die Kommune Gewähr für
die Sicherung der regionalen
Wertschöpfung bietet, sie ihre
Verwaltungsinfrastruktur einset-
zen kann und ihr im Rahmen der
Energiewende und der Hinwen-
dung zur dezentralen Energiever-
sorgung ohnehin eine maßgebli-
che Rolle zufällt.

Bürgerkapital

Als Möglichkeiten der Einbin-
dung von Bürgerkapital nannten
Bastian und Schonlau die Kom-
mune als alleinigen Investor für
ihre Bürger, Beteiligungsmodelle
sowie Anlagemöglichkeiten ohne
unternehmerische Beteiligung
(feste Verzinsung, kein Risiko).
Dazu zählten der Öko-Sparkas-
senbrief, Genussscheine und An-
leihen (Bonds).

„Klima-Sparkassenbrief“

Wie der Vorstand der Erlanger
Stadtwerke AG Matthias Exner
erläuterte, haben Stadt- und
Kreissparkasse Erlangen und die
Erlanger Stadtwerke AG im Juni
2011 mit großem Erfolg das ge-
meinsame Finanzprodukt „Kli-
ma-Sparkassenbrief“ aufgelegt.
Mit dem auf fünf Jahre angeleg-
ten festverzinslichen Sparbrief
konnten Kunden der Erlanger
Stadtwerke ihr Geld ohne Kursri-
siko gut verzinst anlegen. Gleich-
zeitig unterstützen sie damit den
Ausbau regenerativer Energieer-
zeugung. 

Das Gesamtvolumen des Kli-
ma-Sparkassenbriefes betrug 6,6
Mio. Euro. Pro Kunde konnten
mindestens 3.000 bis maximal
10.000 Euro angelegt werden.
Den Zinssatz in Höhe von 3,5 %

p. a. gab es für eine Laufzeit von
fünf Jahren.

Die Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen organisierte den Ver-
kauf, sorgte für die ordnungs-
gemäße Verwaltung der Klima-
Sparkassenbriefe und stellte den
Stadtwerken anschließend das
Kapital zweckgebunden zur Ver-
fügung.

Der Energieversorger erhält
von der Sparkasse das in den
Klima-Sparkassenbrief ange-
legte Kapital, das komplett in ei-
nen neuen Windpark in der Nähe
von Bad Kissingen investiert
wird. Der Windpark besteht aus
drei Windrädern mit einer Naben-
höhe von 105 Metern und einer
Nennleistung von insgesamt 6
Megawatt nebst der zugehörigen
Infrastruktur. Die Windkraftan-
lagen speisen seit vergangenem
Jahr regenerativ erzeugten Strom
in das Netz des zuständigen Ener-
gieversorgers. Die jährliche Net-
tostromeinspeisung beträgt rund
10,5 Mio. Kilowattstunden, ge-
nug für ca. 3.000 Privathaushalte.

Energieallianz Bayern

Als Partner der lokalen und re-
gionalen Gemeinden, Bürger und
Wirtschaft versteht sich Joachim
Martini zufolge die Energiealli-
anz Bayern GmbH & Co. KG.
mit Sitz in Freising. Dabei han-
delt es sich um einen Zusammen-
schluss von derzeit 29 Unterneh-
men, meist bayerischen kommu-
nalen Stadtwerken. Die Vorteile
einer Zusammenarbeit mit EAB
seien langfristig verträgliche Lö-
sungen sowie der Verbleib von
Wertschöpfung in der Region.

Die EAB wurde im Jahre 2009
ursprünglich mit dem Ziel ge-
gründet, Laufwasserkraftwerke
am Inn zu erwerben. Inzwischen
hat sich die Energieallianz Bay-
ern neu aufgestellt, aber an ihrem
grundsätzlichen Ziel festgehalten.

So wollen ihre Gesellschafter in
den nächsten Jahren Projekte zur
regenerativen Stromerzeugung
realisieren, damit sie unabhängi-
ger von den volatilen Strombe-
schaffungsmärkten werden und
ihre Kunden auch zukünftig mit
bezahlbarem Strom und klaren
Herkunftsnachweis versorgen
können. Durch die Ausrichtung
auf die erneuerbaren Energien in-
klusive Kraft-Wärme-Kopplung
wird ein wertvoller Beitrag zum
Klimaschutz geleistet. 

Windpark Zieger

Im Oktober 2010 wurde durch
den Erwerb eines bayerischen
Waldwindparks mit 11,5 Mega-
watt Leistung 15 Kilometer süd-
östlich von Neumarkt in der
Oberpfalz ein erster Schritt zu
diesem Ziel getan. Speziell für
mittlere Windstärken konzipiert,
versprechen die fünf Windräder
im Windpark Zieger mit ihrer
großen Nabenhöhe und entspre-
chendem Rotordurchmesser auch
im Binnenland optimale Ertrags-
werte in der 2,3-MW-Klasse. Die
Inbetriebnahme der ersten Anlage
im oberpfälzischen Staatsforst er-
folgte Anfang September 2011,
inzwischen sind alle am Netz.

Regionaler Bezug

23 Millionen Kilowattstunden
sauberer Windstrom sollen durch-
schnittlich im Jahr „geerntet“ und
auf die Gesellschafter verteilt
werden. Diese können ihren An-
teil gegen EEG-Vergütung ins
Netz einspeisen oder ihren Kun-
den direkt verkaufen. Mit der La-
ge in der Oberpfalz hat der
Windpark für die Mehrzahl der
Beteiligten einen starken regio-
nalen Bezug, was auch beim
Verkauf des Stroms an die Stadt-
werke-Kunden von Vorteil sein
kann. DK

Erdwärmenutzung auf der IFAT ENTSORGA2012: 

Trendthema Geothermie
neu im Programm

Geothermie ist CO2-neutral sowie laut- und geruchlos. Die Hitze
unter unseren Füßen kann direkt als Heiz- und Prozesswärme ein-
gesetzt oder in Strom umgewandelt werden. Darüber hinaus sind
geothermische Kraftwerke grundlastfähig. Sie sind daher prinzi-
piell in der Lage, Kohle- oder Kernkraftwerke zu ersetzen. Fakto-
ren, die nach Einschätzung der Deutsche Bank Research die Erd-
wärmenutzung zu einem wichtigen Hoffnungsträger für eine bes-
sere Energie- und Klimazukunft machen. 

Geothermie ist also zweifelsfrei
ein Trendthema. Auch deshalb
wird sie für die weltweit führende
Umwelttechnologiemesse IFAT
ENSORGA, die von 7. bis 11.
Mai in München stattfindet, neu
ins Programm aufgenommen.
Darüber hinaus findet im Rahmen
der Veranstaltung am 9. und 10.
Mai im ICM ein Kongress der
Agentur für Erneuerbare Energi-
en, Enerchange, zu den Themen
Biomasse und Geothermie statt. 

Europa in Führung

Bei der direkten Nutzung der
geothermalen Wärme ist Europa
international führend. Nach den
aktuellen Zahlen des European
Geothermal Energy Council
(EGEC) sind in den 27 EU-Mit-
gliedstaaten Anlagen mit einer
Kapazität von gut 23.000 MW in-
stalliert. Zusammen produzieren
sie jährlich rund 65.000 Gigawatt-
stunden an Wärme. Deutschland
rangiert bei der installierten Kapa-
zität nach Schweden und Norwe-
gen auf Platz drei. Im letzten Jahr
erzeugten weltweit 526 Kraftwer-
ke mehr als 67.000 GWh Strom
aus Erdwärme. Mit 209 Anlagen
dominierten hier die USA.

Einen besonders großen Anteil
an der Stromerzeugung erreicht
die Geothermie überall dort, wo
hohe vulkanische Aktivität 
herrscht, wie zum Beispiel auf
den Philippinen, in Indonesien,
Neuseeland und Mexiko. Dort ist
sehr heiße Erdwärme relativ ein-
fach verfügbar. 

Nach Einschätzung der Unter-
nehmensberatung Frost & Sulli-
van werden in Zukunft jedoch
neue Technologien, wie das Hot-
Dry-Rock-Verfahren, Stromerzeu-
gung aus geothermischer Energie
überall auf der Welt ermöglichen.
„Der Markt für Geothermie steht
kurz- und mittelfristig vor einer
großen Expansion“, ist sich To-
masz Kaminski, einer der Frost &
Sullivan-Analysten, sicher.

Neben der technischen Weiter-
entwicklung unterstützen staatli-
che Strategiepläne und Förderpro-
gramme in vielen Ländern das
Wachstum der Geothermie. Bei-
spielsweise hat Indonesien nach
Angaben von Germany Trade and
Invest das ambitionierte Ziel, bis
zum Jahr 2025 mit einer Gesamt-
kapazität von 9.500 Megawatt
(MW) zum größten Erzeuger von
geothermischem Strom weltweit
aufzusteigen. 

Nach den Plänen der dorti-
gen Regierung sollen zunächst
bis zum Jahr 2014 neue Geo-
thermie-Kapazitäten von knapp
4.000 MW bereitgestellt werden.
Hierfür seien Investitionen von
rund zwölf Milliarden US-Dollar
nötig.

Potenzielle Boomstaaten

Als potenzielle geothermische
„Boomstaaten“ in Europa hat
trend:research in einer Exper-
tenumfrage die Länder Deutsch-
land, Island, Italien, Schweiz, Tür-
kei und Ungarn ermittelt. Als Fol-
ge des erwarteten Wachstums
rechnet das Marktforschungsinsti-
tut mit einer gesteigerten Wettbe-
werbsintensität, zum Beispiel bei
den Bohrunternehmen. 

Die steigende Bedeutung der
Erdwärmenutzung für die Wär-
meversorgung von Privathaushal-
ten und kommunalen Einrichtun-
gen wird vermutlich auch den
Markt für Wärmepumpen weiter
ankurbeln. So rechnet der Bun-
desverband Erneuerbare Energie
damit, dass sich bis zum Jahr
2020 der jährliche Absatz von
Wärmepumpen mit 200.000 Stück
im Vergleich zu heute mehr als
verdreifachen wird.

Eine Möglichkeit für Unterneh-
men, sich in diesem Bereich auf
der IFAT ENTSORGAzu präsen-
tieren bietet der Gemeinschafts-
stand „Geothermie“. 
Nähere Informationen unter
www.ifat.de 
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Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen Gebäude 
in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprech partner kümmert sich 
um alle Leistungen, von der ersten Analyse über die Bauausführung 
bis zur Abnahme.  

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profi tieren von geringeren Energiekosten, schonen 
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung 

*  6 Cent pro Anruf aus dem deutschen 
Festnetz. Maximal 42 Cent pro Minute 
für Anrufe aus den Mobilfunknetzen.

Wir informieren 
Sie gerne

T 0180 - 2 15 14 15*

Kosten senken,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische 

Gebäudesanierung

Freude über die 200 000. Photovoltaik-Anlage (v. l.:) Bürger-
meister Günther Wöhl, Andreas und Tanja mit Hannes Moser,
Dr. Egon Westphal, Christoph Henzel und Horst Altenhofer
(Leiter Netzbetrieb Niederbayern). 

Bayern bleibt „Eldorado
der Photovoltaik“

Im Netzgebiet von E.ON Bayern 
mehr Photovoltaik-Leistung als in den USA

Der Solarboom in Bayern lässt nicht nach. Waren es zum Jahres-
ende 2009 bereits stolze 100.000 Photovoltaik-Anlagen im Netz-
gebiet von E.ON Bayern, so hat sich diese Zahl seitdem verdop-
pelt: Mittlerweile sind 200.000 Anlagen im Netz von E.ON Bay-
ern installiert. „Damit ist und bleibt Bayern das Eldorado der
Photovoltaik“, stellte Dr. Egon Westphal, Vorstand Technik/Netz
von E.ON Bayern, in Simbach am Inn fest. 

Zusammen mit Andreas Mo-
ser, dem Eigentümer der neuen
Anlage, sowie Christoph Hen-
zel, Mitglied der Geschäftslei-
tung von E.ON Bayern, und
Simbachs Bürgermeister Gün-
ther Wöhl präsentierte Dr. Egon
Westphal die 200.000. Photovol-
taik-Anlage im Netzgebiet von
E.ON Bayern.

Durch den seit Jahren anhalten-
den Photovoltaik-Boom sei Bay-
ern – und hier insbesondere Nie-
derbayern – zur PV-Region Num-
mer 1 in Deutschland geworden.
Dies stelle das Energieunterneh-
men vor große Herausforderun-
gen. „Künftig wird es darum ge-
hen, mit einem intelligenten
Netzmanagement die Energie-
ströme und die regenerative Ein-
speisung gezielt zu steuern und
Netzkapazitäten besser zu nut-
zen“, unterstrich Dr. Egon West-

phal. „Die Menschen in Bayern
können auf unser Know-how und
unsere Einsatzbereitschaft im Be-
reich der regenerativen Energien
vertrauen.“

Hohes Niveau

Mittlerweile betrage die Ge-
samtleistung des Bestandes an
Photovoltaik-Anlagen am Netz
von E.ON Bayern bereits über 
4.300 MW. Das entspricht nahe-
zu 20 Prozent der bundesweit in-
stallierten PV-Leistung – und ist
weitaus mehr, als die in den ge-
samten USA installierte PV-Lei-
stung von 3.000 MW. Im Jahr
2011 wurden rund 40.000 Photo-
voltaik-Anlagen neu an das Netz
von E.ON Bayern angeschlossen.
Damit bewegt sich der Anlagen-
zubau gegenüber 2010 nahezu
auf dem gleich hohen Niveau. 

E.ON-Kraftwerke:

2011 mehr als 
120.000 Besucher

Das Interesse an Themen rund um die Stromerzeugung aus
Wasser-, Kern- und Gaskraft ist ungebrochen hoch: Weit über
120.000 Besucher informierten sich im Jahr 2011 an den
bayerischen Kraftwerksstandorten von E.ON über die Ener-
gieerzeugung – deutschlandweit waren es mehr als 230.000. 

Spitzenreiter mit fast 90.000
Besuchern war erneut das Erleb-
niskraftwerk Walchensee. „Zum
10-jährigen Jubiläum des neuen
Informationszentrums haben wir
damit insgesamt die Million-
Marke überschritten“, freut sich
Christof Gattermann, Geschäfts-
führer der E.ON Wasserkraft,
über den außerordentlichen Er-
folg seiner Kraftwerke. Weitere
überregionale Anziehungspunk-
te waren die Infozentren an den
Standorten Irsching (GuD-Kraft-
werk), Grafenrheinfeld und Isar
(beide Kernenergie) sowie
Roßhaupten (Wasserkraft), die
ebenfalls mehrere tausend Besu-
cher anlockten. 

Energiewende

Im Fokus des Interesses standen
bei den Besuchern nicht nur die
kraftwerksspezifischen Themen,
sondern auch mögliche Auswir-
kungen der Energiewende z. B.
auf die Versorgungssicherheit, die
Preisstabilität und den Stromaus-
tausch mit dem Ausland. 

„Transparente Informationen,
spannende Eindrücke und auch
die Auseinandersetzung mit kriti-
schen Fragen stehen im Mittel-
punkt unserer Öffentlichkeitsar-
beit. Gerade im Zuge der Energie-
wende war dieses Informationsan-
gebot ein wichtiger Beitrag zur
Versachlichung der Diskussion.
Die Resonanz von deutschland-
weit mehr als 200.000 Besuchern
– die Hälfte davon in Bayern –
zeigt uns, dass es sehr wichtig ist,
an unseren Standorten präsent zu
sein“, so Christof Gattermann: „In
diesem Zusammenhang bedanke
ich mich bei allen Kolleginnen
und Kollegen an den Standorten
für ihren engagierten und nicht im-
mer einfachen Einsatz.“

Hintergrund

E.ON betreibt in Bayern 101
Wasserkraftwerke, die Kernkraft-
werke Grafenrheinfeld und Isar,
die Gaskraftwerke Franken und Ir-
sching sowie das Ölkraftwerk In-
golstadt und weitere Anlagen, zum
Beispiel im Bereich Biomasse. 

Das E.ON-Informationszentrum am Walchenseekraftwerk.
Bild: E.ON Wasserkraft GmbH

Jubiläumsfeier in Erlangen:

20 Jahre ZAE Bayern
Im Rahmen eines Festaktes mit zahlreichen Persönlichkeiten
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft beging das Bayeri-
sche Zentrum für Angewandte Energieforschung e.V. im
Schloss der Universität Erlangen-Nürnberg sein 20-jähriges
Bestehen. Gegründet am 16. Dezember 1991, führt das ZAE
Bayern in Würzburg, Garching und Erlangen erfolgreich For-
schung im Bereich der Erneuerbaren Energien und der Ener-
gieeffizienz durch.

Nach Grußworten von Erlan-
gens Oberbürgermeister Dr. Sieg-
fried Balleis und dem Kanzler der
Friedrich-Alexander-Universi-
tät Erlangen-Nürnberg Thomas
Schöck stellte der Vorstandsvor-
sitzende des ZAE Bayern Prof.
Dr. Vladimir Dyakonov das Insti-
tut als moderne Forschungsein-
richtung dar, die mit ihren aktuel-
len Forschungsthemen in der 
nationalen und internationalen
Forschungslandschaft hervorra-
gend positioniert ist.

Zu den erfolgreichsten For-
schungsschwerpunkten des Insti-
tuts zählte Prof. Dyakonov Berei-
che wie energieoptimierte Ge-
bäude, Energiespeicherung, ener-
gieeffiziente Prozesse sowie
druckbare Dünnschichtphoto-
voltaik, die in der Zukunft im-
mer wichtiger werden.

Rege Bautätigkeit

Die positive Entwicklung des
Instituts zeigt sich laut Dyako-
nov auch an der regen Bautätig-
keit und dem Ausbau der wis-
senschaftlichen Infrastruktur an
allen drei ZAE-Standorten. Am
Standort Garching entsteht ein
Erweiterungsbau, der bis zum
Sommer 2012 fertig gestellt
wird. 

Der Neubau am Standort Er-
langen wurde dagegen bereits
im Dezember 2011 bezogen.
Dort werden neue Technologien
im Bereich der Photovoltaik
und Thermosensorik erforscht
und entwickelt. In Würzburg
wiederum entsteht derzeit ein
hochinnovatives Forschungs-
und Demonstrationsgebäude,
das im Frühjahr 2013 bezugs-
fertig sein wird.

Zeils Würdigung

In seiner Festrede würdigte
Wirtschaftsminister Martin Zeil
die Arbeit des ZAE Bayern und
die Bedeutung des Instituts für
die bayerische Energiefor-

schungs- und Technologieland-
schaft. Das ZAE sei ein Glücks-
fall für Bayern. Es verfüge über
eine hervorragende wissen-
schaftliche Basis, arbeitet stark
anwendungsorientiert und sei
ein Garant für Innovationen.
„Damit ist das ZAE technologi-
scher Wegbereiter für die Be-
wältigung einer unserer drin-
gendsten Zukunftsaufgaben:
den Umbau unserer Energiever-
sorgung“, folgerte Zeil.

Institutionelle Förderung

In Bayern seien erneuerbare
Energien bereits gut etabliert, so
Zeil weiter. Von Beginn an habe
das ZAE institutionelle Förde-
rung erfahren. Zudem sei der
Startschuss für den Energie-
Campus Nürnberg einer der er-
sten Beschlüsse seiner Amtszeit
gewesen.

Vorbildliches
Kompetenzzentrum

„Dieses exzellente Kompe-
tenzzentrum mit Vorbildfunkti-
on betreibt Forschung auf höch-
stem Niveau“, führte Zeil aus.
Es arbeite an der Schnittstelle
zwischen universitärer Grundla-
genforschung und industrieller
Entwicklung. Dabei werde Ko-
operation in beide Richtungen
groß geschrieben: „Das Zentrum
ist ein Garant für raschen Tech-
nologietransfer. Es sorgt dafür,
dass aus Forschungsergebnis-
sen Problemlösungen werden.“

Gemeinsames Ziel

„Beim ZAE weiß ich unsere
Fördermittel in den besten Hän-
den. Unser gemeinsames Ziel
ist seine baldige Aufnahme
in die Leibniz-Gemeinschaft“,
machte der Minister deutlich.
Deswegen erhöhe der Freistaat
schrittweise bis 2014 seine
Grundfinanzierung auf 4 Mil-
lionen Euro pro Jahr. DK

Genossenschaftsverband Bayern:

Steuervereinfachung
für Landwirte!

Genossenschaftlicher Agrartag in Straubing 
Energiewende voranbringen

Der Gründungsboom bei Energiegenossenschaften in Bayern
hält an. Darauf verwies Stephan Götzl, Präsident des Genossen-
schaftsverbands Bayern, vor über 1.000 Teilnehmern des genos-
senschaftlichen Agrartags in Straubing. In Bayern wurden 2011
insgesamt 51 Genossenschaften gegründet. Mit 35 sind dabei gut
zwei Drittel im Bereich Energie tätig. Damit erhöhte sich die
Zahl der Energiegenossenschaften in Bayern auf 127. 

Diese Entwicklung bestärkt
Götzl in seiner Position, dass
den Energiegenossenschaften
bei der Energiewende eine tra-
gende Rolle zukommt. „Mithil-
fe von Genossenschaften kön-
nen zwei wesentliche Ziele der
Energiewende gleichzeitig er-
reicht werden: eine dezentrale
Energieversorgung und die akti-
ve Beteiligung der Menschen
vor Ort.“ Denn Energiegenos-
senschaften setzen auf die Zu-
sammenarbeit von Bürgern,
Kommunen, Mittelstand und
Landwirtschaft. 

Große Chancen

Insbesondere in der Agrar-
wirtschaft sieht Götzl große
Chancen für das Gelingen der
Energiewende. Für ihn ist klar,
dass dabei aber zu jeder Zeit die
Nahrungsmittelerzeugung im
landwirtschaftlichen Produk-
tionsprozess Vorrang hat: „Die
Herstellung nachwachsender

Rohstoffe darf nicht in Nut-
zungskonkurrenz zu Lebensmit-
teln stehen oder zu Nachteilen
bei der Bodennutzung führen.“

Die Politik ist gefordert

Ungeachtet dessen müssen
für Landwirte die steuerrechtli-
chen Rahmenbedingungen zur
Erzeugung regenerativer Ener-
gien vereinfacht werden, so der
Verbandspräsident. Hier sei die
Politik gefordert: „Die land-
und forstwirtschaftliche Ener-
gieerzeugung muss demnach
auch als land- und forstwirt-
schaftliche Betätigung steuer-
lich anerkannt werden.“ Dazu
sei es notwendig, dass die Fi-
nanzverwaltung von der Ge-
werblichkeit der Energieerzeu-
gung abrückt. „Damit wäre de-
nen, die den wesentlichsten Bei-
trag für Strom und Wärme aus
erneuerbaren Quellen leisten
sollen und können, schnell und
effektiv geholfen.“ 



Selbstständig oder als Gruppe für die Zukunft sorgen ist für manche 
Energieversorger die große Frage. Für andere das große Plus.

Wie können Unternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit zuverlässig sichern? Eine von 

vielen Fragen, die z. B. Reichenbach neu beantwortet: Durch die Zusammenarbeit

im starken Stadtwerke-Netz der Thüga-Gruppe schöpfen Unternehmen wie die Stadt-

werke Reichenbach/Vogtland GmbH Kraft, um die Energieversorgung nachhaltig

zu sichern. Selbstständig, marktgerecht und zukunftsorientiert – das große Plus

für bereits 450 Städte mit über 8 Mio. Menschen. Mehr unter thuega.de
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Kommunale Straßenbeleuchtung:

LED-Technologie hat Zukunft
GZ-Ortstermin beim LEW-Leuchtenkompetenzzentrum in Königsbrunn

Licht muss man sehen. Deshalb haben die Lechwerke im vergan-
genen Jahr auf dem Gelände der Betriebsstelle in Königsbrunn
ein LED-Leuchtenkompetenzzentrum in Betrieb genommen. Auf
dem rund 13.000 Quadratmeter großen Gelände sind mehr als 40
verschiedene Modelle von LED-Leuchten elf namhafter Herstel-
ler angebracht. Der Leuchtenpark bietet für die kommunalen
Vertreter die Möglichkeit, verschiedene Designs, Leuchtstärken
und Lichtfarben in der Praxis zu betrachten. Auch die Bayerische
GemeindeZeitung konnte sich bei einem Pressetermin vor Ort
von den Vorteilen der LED-Technologie überzeugen.

„Wenn sich Kommunen für ei-
ne neue Straßenbeleuchtung ent-
scheiden müssen, ist dies nicht
immer einfach“, berichtete LEW-
Projektleiter Christian Mayr. Die
Lechwerke unterstützten die Ziel-
gruppen – Bürgermeister, Stadt-
und Gemeinderäte, Bauamtslei-
ter, Architekten, Mitarbeiter von
Planungsbüros und Leuchtenher-
steller - bei der Auswahl der opti-

unterschiedlichste LED-Systeme
auf Masten von 4,5 bis 7,5 Me-
tern Höhe sowie an Seilsystemen
installiert. Über eine Lichtsteuer-
anlage können diese einzeln oder
in Gruppen geschaltet und indivi-
duell gedimmt werden, um ver-
schiedenste Einsatzszenarien zu
simulieren. Eine Diskussionsrun-
de vervollständigt das Informati-
onsangebot.

steht, ist Christian Mayr zufolge
nicht verwunderlich: „Schließlich
benötigen die etwas teureren
LED-Leuchten weniger Strom
als die bereits sehr effizienten
Na t r iumdampfhochdruck
(NAV)-Lampen und erzielen da-
bei eine viel bessere Ausleuch-
tung.“ Da das erzeugte LED-
Licht „so scharf gebündelt ist
wie ein Laser“, lasse sich die
Lichtabstrahlung besonders gut
steuern. Straßen und Plätze
könnten gezielt zu 100 Prozent
ausgeleuchtet werden, um die so
genannte Lichtverschmutzung
der Umgebung zu vermeiden.
Zum Vergleich: Die seit den
1980er Jahren eingesetzten NAV-
Lampen bringen trotz einer et-
was höheren Lichtstärke nur et-
wa 70 Prozent auf die Straße.

Hohe Energieeinsparung

„Bei einem Austausch älterer
Straßenlaternen durch aktuelle
LED-Modelle ist eine Energie-
einsparung von 60 bis 70 Prozent
erreichbar“, konkretisierte Pro-
jektleiter Mayr. Die LED-Leuch-
ten könnten auf bestehende Ma-
sten aufgesteckt werden und eig-
neten sich deshalb besonders gut
für Sanierungen. Deutschland-
weit könnten Kommunen bei ei-
nem Umstieg auf LED-Technik
in der Straßenbeleuchtung ihren
Stromverbrauch um mindestens
2,7 Mrd. Kilowattstunden pro
Jahr senken und so rund 1,6 Mio.
Tonnen CO2 einsparen. Damit sei
man in der Lage, einen erhebli-
chen Beitrag zum Erreichen der
Klimaschutzziele zu leisten. Trotz
derzeit noch höherer Anschaf-
fungskosten rechne sich aufgrund
der hohen Energieeffizienz auch
der Einsatz der LED-Technik in
der Straßenbeleuchtung von Neu-
baugebieten.

Lange Lebensdauer

Die Tatsache, dass die LED-
Leuchten über eine sehr viel län-
gere Lebensdauer verfügen und
zudem wartungsarm sind, ist
nach Mayrs Darstellung ein wei-
terer Grund für die große Nach-
frage der Kommunen. „Die Le-
bensdauer des LED Moduls ist
von der Temperatur abhängig: Je
kühler, desto höher die Lebens-
dauer, desto heller die LED.“

Bei der Bauform unterscheidet
man Mayr zufolge zwischen der
Monoblock- und der Modul-Tech-
nik. Während bei der Monoblock-
Technik die LED im Leuchten-
körper fest verbaut und das Tem-
peraturmanagement auf hohe Le-
bensdauer ausgelegt ist, ist bei der
Modul-Technik die LED im Mo-
dulkörper verbaut und dadurch
leicht wechselbar. Das Tempera-
turmanagement ist auf effektive
Lebensdauer ausgelegt. Nach ca.
zwölf Jahren erfolgt der Modul-
wechsel. Eine Anpassung auf ei-
ne neue LED-Technik ist jeder-
zeit möglich, der Wartungsauf-
wand gering. Aus Mayrs Sicht
„ist die Modul-Technik momen-
tan zu bevorzugen, weil man fle-
xibel ist und die einzelnen Tech-
nologiesprünge einfach durch-
führen kann“.

Pauschalierter
Leuchtmitteltausch 

Wie der Projektleiter hervor-
hob, bieten die Lechwerke einen
pauschalierten Leuchtmittel-
tausch, d. h.: „Aus ökologischen
Gründen fahren wir in einer
Kommune alle Leuchtstellen auf
einmal an, tauschen alle Leucht-
mittel aus und geben anschlie-
ßend unsere Vier-Jahres-Garan-
tie.“ Bei diesem Tausch entstün-
den jährlich Kosten in Höhe von
zehn Euro pro Leuchtmittel. Bei
der LED jedoch entfalle dieses
Prozedere die ersten zwölf Jahre.

Als sehr effizient hat sich die
LED-Technologie beim Einsatz
mit Lichtsteuersystemen erwie-
sen, wie Mayr erläuterte: „Heute
verbaute LED können auch in
sechs oder zehn Jahren an Licht-
stellensysteme mit angebunden
werden.“ Momentan seien diese
Systeme allerdings noch etwas
teuer. Sie belaufen sich pro Licht-
punkt auf 200 bis 250 Euro.

Investitionswelle
zu erwarten 

In zahlreichen Kommunen ist
der Anteil an Altanlagen sehr
hoch. Pro Leuchtstelle muss mit
Investitionskosten in Höhe von
etwa 1000 Euro gerechnet wer-
den. „Viele Kommunen erwartet
eine hohe Investitionswelle“, pro-
gnostizierte Mayr. Seine Empfeh-
lung: „Fünf Prozent der Beleuch-
tungsanlage sollten jährlich er-
neuert werden, das heißt pro 100
Leuchten sind jährlich ca. 4000
Euro für Erneuerungsmaßnah-
men im Haushaltsplan festzule-
gen.“ Durch die entsprechend
eingesparten Energie- und War-

Königsbrunns 3. Bürgermeisterin Barbara Jaser mit LEW-
Sprecher Richard Agerer (l.) und Projektleiter Christian Mayr.

malen Beleuchtungslösung. „In
Süddeutschland waren die Lech-
werke mit diesem Angebot Vor-
reiter. Mittlerweile haben mehre-
re Energieversorger nachgerü-
stet“, so Mayr.

Programm

Bereits 650 Besucher verzeich-
net das Kompetenzzentrum Kö-
nigsbrunn seit Mai 2011. Eine
Führung beinhaltet zunächst eine
Besichtigung des Leuchtenparks
vor Anbruch der Dämmerung.
Anschließend erklären LEW-Ex-
perten im Schulungsraum die
Grundlagen der LED-Technik.
Nach Einbruch der Dunkelheit
steht wieder das Freigelände im
Zentrum des Interesses: Dort sind

Zusätzlich bietet LEW in Zu-
sammenarbeit mit einzelnen
Leuchtenherstellern offene Infor-
mationsveranstaltungen an: Ver-
treter von Kommunen haben da-
bei die Gelegenheit, etwas über
die neuesten Entwicklungen und
Leuchtentrends der Hersteller zu
erfahren und sich mit anderen
Kommunen auszutauschen. Inter-
essierte Kommunen können sich
bei ihrem LEW-Kommunalbera-
ter oder auch über die Internetsei-
te des LEW-Leuchten-Kompe-
tenzzentrums unter www.lew-
leuchtenpark.de zu einem LED-
Informationsabend anmelden.

Dass der Einsatz der LED-
Technik in der Straßenbeleuch-
tung ganz oben auf der Agenda
von Städten und Gemeinden

tungskosten sei eine schnelle
Amortisation meist unter zehn
Jahren möglich.

Circa 1.200 Bestellungen

In ihrem Netzgebiet haben die
Lechwerke mittlerweile in mehr
als hundert Kommunen LED-
Straßenleuchten installiert. In ei-
ner Reihe von Gemeinden in
Bayerisch Schwaben ist die LED-
Technik bereits im Rahmen von
Pilotprojekten im Einsatz. Bis-
lang wurden etwa 1200 LED-
Leuchten bei LEW bestellt. Nach
Mayrs Angaben dürfte der Pro-
jektierungsanteil heuer bei annä-
hernd 100 Prozent liegen. „Somit
ist LED eindeutig das Leuchtmit-
tel der Zukunft in der Straßenbe-
leuchtung.“ DK

Neues Bayerisches 
Wassergesetz tritt in Kraft
Wasserversorger: Grundwasserschutz hat oberste Priorität 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) wurde nach zwei Jahren
erneut überarbeitet und ist nun seit dem 1. März 2012 in Kraft.
Die bayerischen Wasserversorger werden für finanzielle Aus-
gleichsmaßnahmen zum Schutze des Grundwassers weiterhin
stark in die Pflicht genommen. „Für die Wasserversorger wird es
nicht einfach. Mit den Neuregelungen im Bayerischen Wasserge-
setz kommt auf uns einiges zu“, sagte Gerhard Moser, Vorstands-
mitglied des Verbands der Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft e. V. – VBEW. 

Die Wasserversorger in Bayern
sind besonders von Artikel 32 des
BayWG betroffen. Im überarbei-
teten Bayerischen Wassergesetz
ist geregelt, dass die für den
Grundwasserschutz bedingten
Mehrkosten für land- und forst-
wirtschaftliche Betriebsanlagen
an bestehenden sowie an neuen
Betriebsstandorten, sofern an die-
sen keine anderweitige räumliche
Betriebsentwicklung möglich ist,
die Wasserversorger zu tragen ha-
ben.

Mehraufwendungen

„Dies können beispielsweise die
Mehraufwendungen für landwirt-
schaftliche Bauvorhaben in Was-
serschutzgebieten sein, wie z. B.
Stallbauten, Güllegruben für dop-
pelwandige Silos, eine Ringdrai-
nage oder andere Sicherheitsvor-
kehrungen zum Schutze des
Grundwassers,“ erläuterte Moser.
Bisher war geregelt, dass sowohl
an bestehenden als auch an neuen
Betriebsstandorten die Wasserver-
sorger die schutzbedingten Aufla-
gen übernehmen müssen. „Wir
sind froh, dass es uns mit der Neu-

regelung wenigstens gelungen ist,
dass die neuen Betriebsstandorte
herausgenommen wurden und das
Gesetz zumindest dem Grundsatz
nach nun auf Bestandsanlagen be-
schränkt ist,“ erklärte Moser. 

Eine weitere Neuregelung:
Wasserschutzgebiete können nicht
mehr innerhalb eines „im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils“ aus-
gewiesen werden. Plant ein Was-
serversorger neue Wassergewin-
nungsanlagen (Brunnen, Quellen,
Entnahmebauwerke), so ist dies in
der Regel mit einer Ausweisung
eines neuen Wasserschutzgebietes
verbunden. „Wasserschutzgebiete
werden jedoch nur dort ausgewie-
sen, wo es für die Trinkwasserge-
winnung absolut notwendig ist,“
sagte Moser. Im neuen BayWG ist
geregelt, dass innerhalb eines be-
bauten Ortsteils kein Wasser-
schutzgebiet mehr ausgewiesen
werden kann. 

Bayerisches Wassergesetz
dominiert VBEW-
Fachtagung Wasser

Die Auswirkungen des neuen
Bayerischen Wassergesetzes
und die Herausforderungen der
Energiewende stehen im Mittel-
punkt einer VBEW-Fachtagung
vom 6. bis  7. März 2012 in Er-
ding.

Die Teilnehmer – rund 150
Fachleute der Wasserwirtschaft,
Wissenschaftler, Vertreter aus
Ministerien und Behörden so-
wie von Wasserversorgungs-
und Abwasserentsorgungsunter-
nehmen – können sich des wei-
teren auch über Einzelfragen
zur Kalkulation von Wasser-
preisen, zur Ökobilanz, zu In-
standhaltungskosten und zur
Bereitstellung und Finanzierung
von Löschwasser informieren.
Aktuelle Forschungsergebnisse
und Praxisfälle in der Trinkwas-
serversorgung und Abwasser-
entsorgung werden ebenfalls
vorgestellt. 
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Strom und Wärme selber machen 
mit dem Mikro-BHKW, 
dem Kraftwerk für zuhause

Wir beraten Sie gerne:

0821 9002-373, Mo–Do 8–17:00 und Fr 8–14:00 Uhr

Informationen unter www.erdgas-schwaben.de

Mikro-Blockheizkraftwerk. 

BHKW und Bio-Erdgas:

Zusammen
unschlagbar

erdgas schwaben fördert das Mikro-BHKW
Das hat Zukunft: Ein Erdgas-Blockheizkraftwerk (BHKW)
schöpft das Maximum aus der eingesetzten Energie – über
90 % werden vor Ort verwertet. Denn mit einem BHKW wird
dezentral gleichzeitig Strom und Wärme erzeugt, genau da, wo
sie auch gebraucht werden.

Blockheizkraftwerke (BHKW)
garantieren eine optimale Aus-
nutzung der eingesetzten Ener-
gie durch Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK): Ein Motor produ-
ziert Strom und dessen Ab-
wärme wird für Heizung und
Warmwasser genutzt. Bei Be-
darf liefert ein Brennwertgerät
zusätzliche Wärme. Wird mehr

Strom erzeugt als verbraucht,
wird er über den Stromzähler
ins Netz eingespeist und ver-
gütet. 

erdgas schwaben fördert die
Anschaffung eines Mikro-
BHKW. Betrieben mit Erdgas
oder Bio-Erdgas, wurde es spe-
ziell für Ein- und Zweifamilien-
häuser oder Kleingewerbetrei-
bende entwickelt. Damit produ-
zieren Sie zuhause Ihren Strom
und Ihre Wärme und sparen
rund 30 % Primärenergie, bei
bis zu 60 % geringerem CO2-
Ausstoß.

Ein Erdgas-BHKW funktio-
niert, wie jede Erdgastechnik,
hervorragend mit CO2-neutra-
lem Bio-Erdgas.

erdgas schwaben
fördert Bio-Erdgas

Bio-Erdgas stammt direkt aus
unserer Heimat und ist 100 %
umweltschonend. Aus heimi-
schen Rohstoffen vor Ort ge-
wonnen, schafft es Arbeitsplät-
ze in der Region, garantiert
mehr Unabhängigkeit von Im-
porten und kommt unserer Um-
welt zugute.

erdgas schwaben investiert
jährlich über 10 Mio. Euro in
den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien und bietet Bio-Erdgas aus
vier Anlagen in der Region an.

Beispiel Altenstadt: Hier wer-
den biogene Abfälle aus Unter-
nehmen der Umgebung ent-
sorgt, indem man aus ihnen
Bio-Erdgas gewinnt. Durch die
Ergänzung einer bestehenden
Biogasanlage mit einer Bio-
Erdgasanlage wird hier Biogas
zu Erdgas-Qualität veredelt.
Dieses Bio-Erdgas kann Erdgas
1:1 ersetzen.

Mo–Do 8–17:00 Uhr und Fr
8–14:00 Uhr unter 0821/9002-
373 erhalten erdgas schwaben
Kunden und alle, die es noch
werden wollen, Beratung zu
den Themen BHKW und Bio-
Erdgas.
Detaillierte Infos auch unter
www.erdgas-schwaben.de. 

Deutschland sucht die 
besten Bioenergiedörfer

Wettbewerb des Landwirtschaftsministeriums
geht in die zweite Runde

Orte und Gemeinden, die mindestens die Hälfte ihres Energiebe-
darfs aus regionaler Biomasse erzeugen, können sich bis zum 1.
Juni um den Titel „Bioenergiedorf 2012“ bewerben. Wie das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV) heute in Berlin bekannt gab, werden die
drei besten Ideen zur Erzeugung und Nutzung von Bioenergie im
ländlichen Raum mit jeweils 10.000 Euro prämiert. 

„Unsere Gemeinden sind der
Schlüssel zu einer regionalen
Versorgung der Bevölkerung
mit nachwachsender, klima-
freundlicher Energie. Wer auf
alternative Energien setzt, un-
terstützt nicht nur den schnellen
Ausstieg aus der Atomenergie,
sondern investiert auch in die
eigene Zukunft. Mit diesem
Wettbewerb wollen wir die Dy-
namik auf dem Land unterstüt-
zen und noch mehr Dörfer und
Gemeinden animieren, auf Nach-
haltigkeit zu setzen“, sagte Bun-
deslandwirtschaftsministerin Il-
se Aigner. 

Eine Idee macht Schule

Die Idee, den Großteil der
benötigten Energie auf den ei-
genen Feldern zu erzeugen,
macht in Deutschland Schule:
Seit 2010 erstmals die drei Bio-
energiedörfer Effelter in Bay-
ern, Feldheim in Brandenburg
und Jühnde-Barlissen in Nie-
dersachsen ausgezeichnet wur-
den, haben sich viele weitere
Kommunen auf den Weg zum
Bioenergiedorf begeben.

Von Ende 2010 bis heute stieg
die Zahl solcher Dörfer nach An-
gaben der Fachagentur Nach-
wachsende Rohstoffe e.V. (FNR)
von 100 auf über 250. Als erstem
Ort gelang es im Jahr 2005 Jühn-
de, seinen Energiebedarf mit hei-

mischer Biomasse selbst zu er-
zeugen.

Die Jury achtet bei den Be-
werbungen vor allem darauf,
wie hoch der Versorgungsgrad
bei Strom und Wärme mit Bio-
energie ist und ob die Projekte
effizient, nachhaltig und inno-
vativ sind. Außerdem spielen
die regionale Wertschöpfung,
die Beteiligung der Bevölke-
rung und die Frage, inwieweit
die Bioenergiedörfer als Multi-
plikatoren auftreten, eine wich-
tige Rolle. Der Wettbewerb
„Bioenergiedörfer 2012“ ist Teil
des Aktionsprogramms „Ener-
gie für morgen – Chancen für
ländliche Räume“. Mit diesem
Programm zielt das Bundes-
landwirtschaftsminsterium auf
die Weiterentwicklung der Bio-
energieproduktion und -nutzung
im ländlichen Raum ab.

Ehrung in Hannover

Die Umsetzung des Wettbe-
werbs übernimmt die Fachagen-
tur Nachwachsende Rohstoffe
e.V. (FNR). Die Gewinner-Ge-
meinden werden im Rahmen der
„BioEnergy Decentral“, die
während der Messe EUROTIER
im November 2012 in Hannover
stattfindet, ausgezeichnet. 

Nähere Informationen und
Bewerbungsunterlagen unter:
www.bioenergie-dörfer.de 

Oberottmarshausen
spart CO2

Oberottmarshausen verlängerte den Wegerechtsnutzungsver-
trag für Erdgas. „Der Beschluss im Gemeinderat war einstim-
mig“ bestätigt Bürgermeister Mößner. „Wir freuen uns natür-
lich sehr, die Zusammenarbeit  in den nächsten zehn Jahren
fortführen zu können.“

Gerhard Mößner war Ende
1992 noch nicht im Amt, als
der erste Wegenutzungsvertrag
zwischen der Gemeinde Ober-
ottmarshausen und erdgas
schwaben geschlossen wurde.
Damals unterzeichnete Alt-Bür-
germeister Siegfried Theimer.
Seitdem verringert sich der
CO2 Fußabdruck der Gemeinde
stetig. Heute wird die Gemeinde
Oberottmarshausen durch Ger-
hard Mößner vertreten, der im
Jahr 2002 das Amt des 1. Bür-
germeisters übernahm.

„Heute liegen über 11 km
Erdgas-Leitungen in Oberott-
marshausen und versorgen Rat-
haus, Bürgerhaus, Schule und
Kindergarten sowie  220 Privat-
haushalte“, erläutert Uwe Som-
mer den Fortschritt der Energie-
versorgung. „Oberottmarshau-
sen setzt jährlich etwa 6 GWh
des umweltschonenden Ener-
gieträgers Erdgas ein. Zieht
man den Vergleich zu Heizöl, so
konnten in Oberottmarshausen
allein im Jahr 2010 350 Tonnen
CO2 eingespart werden, seit
Vertragsbeginn sogar 3.300
Tonnen“, so Sommer weiter.
Das entspricht der Lebenslei-
stung von 264.000 Bäumen bei
der CO2-Bindung.

Uwe Sommer ist Prokurist
bei schwaben netz. schwaben
netz ist die Netzgesellschaft im
Unternehmensverbund von erd-
gas schwaben. Sie ist für den
Bau und Unterhalt des Erdgas-
netzes verantwortlich und damit
neuer Vertragspartner in Sachen
Wegerechtsnutzung. Bürger-
meister Gerhard Mößner, der
seit nun zehn Jahren mit dem
regionalen Energieversorgungs-
unternehmen zusammenarbei-
tet, fasst die Details des Vertra-
ges zusammen: „Im Wegenut-
zungsvertrag wird festgehalten,
dass die Gemeinde Oberott-
marshausen öffentlichen Grund

- das können Straßen und Wege
oder öffentliche Plätze sein –
zum Ausbau des Erdgasnetzes
zur Verfügung stellt. Im Gegen-
zug verpflichtet sich schwaben
netz an die Gemeinde eine vom
Gesetzgeber definierte Konzes-
sionsabgabe zu bezahlen, die
sich an der Menge Erdgases be-
misst.“

„Durch die intensive Zusam-
menarbeit mit der Gemeinde
konnten wir in der Vergangen-
heit einige Projekte umsetzen“
führt Markus Kittl, Sprecher
Geschäftsführung schwaben
netz, aus. „Das erste erdgasver-
sorgte Baugebiet 1993 war das
‚Nördlich der Rainstraße‘ mit
28 Grundstücken. Zuletzt wur-
de im Jahr 2007 die Erdgas-Er-
schließung des Gebietes zwi-
schen Eichenstraße und Kapel-
lenstraße umgesetzt.“

Die Gemeinde zwischen Kö-
nigsbrunn und Schwabmünchen
profitierte von der prominenten
Nachbarschaft der Ulrichska-
serne. 1960 wurde die Ulrichs-
kaserne in Lechfeld Nord einge-
weiht. Das Lechfeld ist ein
wichtiger NATO-Flugplatz und
beherbergt das Jagdbomberger-
schwader 32. Vergangenes Jahr
wurde die Fachschule für Infor-
mationstechnik in der Ulrichs-
kaserne eingeweiht. Die Kaser-
ne ist der für die Wirtschaftlich-
keit einer Erdgasleitung wichti-
ge Großkunde.

In der Nachbargemeinde Gra-
ben baut erdgas schwaben seit
2008 an der Energiewende –
hier steht das erste der vier lau-
fenden Bio-Erdgas-Produkti-
onsanlagen. Der heutige Um-
weltminister Marcel Huber kam
damals zum Spatenstich; heute
liegt auf seinem Tisch der An-
trag auf Förderung einer Power-
to-Gas-Anlage auf dem Nach-
bargrundstück unter der Regie
von erdgas schwaben. 

Bayerngas Norge hat 2011
rund 6,3 Mrd. kWh gefördert 
Bayerngas Norge mit substantiellem Fördervolumen 

Die Bayerngas Norge AS, Oslo, hat 2011 rund 6,3 Milliarden Ki-
lowattstunden (Mrd. kWh) Gasäquivalent gefördert. Dieses sub-
stantielle Fördervolumen ist für das 2006 gegründete norwegische
Explorations- & Produktionsunternehmen und seine kommuna-
len Gesellschafter Bayerngas und Stadtwerke München, für die
TIGAS Erdgas-Tirol sowie Swissgas ein beachtlicher Erfolg. 

Dabei fördert Bayerngas Norge
AS Gas und Öl aus den Feldern
Vega und Trym, die es selbst mit
entwickelt hat. Vega und Trym
sind im Dezember 2010 in Be-
trieb gegangen. Die Ölprodukti-
on aus der Feldbeteiligung Volve
kommt aus einem Direkteinstieg
in das produzierende Feld durch
den Kauf der PA Resources Nor-
way Anfang 2009. Das war der
Einstieg der noch jungen Gesell-
schaft in die Produktion.

An 54 Lizenzen beteiligt

Bayerngas Norge AS hat zu-
sammen mit ihren 100-Prozent-
Töchtern Bayerngas Danmark
ApS, Kopenhagen, und Bayern-
gas UK Ltd., Westerham/Kent,
71 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und ist an 54 Lizenzen auf
dem norwegischen (36), däni-
schen (6) und britischen (12)
Kontinentalschelf beteiligt. Für

eine Lizenz (PL635) erhielt das
Unternehmen vom norwegi-
schen Staat im Rahmen der 
aktuell abgeschlossenen Li-
zenzvergabe-Runde (APA) im
Januar dieses Jahres die Be-
triebsführerschaft zugeteilt.
Dem Qualifizierungsprozess
zur Übernahme einer Betriebs-
führerschaft hatte sich Bayern-
gas Norge AS 2009 erfolgreich
gestellt. 

2012 werden nach derzeitiger
Planung zwei weitere Felder,
Oselvar (Norwegen) und Clipper
South (UK), in Produktion ge-
hen. Darüber hinaus ist Bayern-
gas Norge AS an drei Feldern,
die sich in der Entwicklungspha-
se befinden, beteiligt. Hier ste-
hen 2012 die nächsten wegwei-
senden technischen Entschei-
dungen an. Die Explorations-
tätigkeit wird mit der Beteili-
gung an sieben bis acht Bohrun-
gen fortgeführt. 

Zu den bereits realisierten Bioenergiedörfern zählt Wildpolds-
ried im Oberallgäu. 
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Woher ich meine

  Energie habe?

 Natürlich von ESB.

Günstig, umweltfreundlich, unkompliziert – Ökostrom aus 100 % Wasserkraft und Erd-
gas von Energie Südbayern lohnen sich für Sie und für die Natur. Zählen Sie auf unseren 
TÜV-zertifi zierten Kundenservice. Über 160.000 Haushalte profi tieren davon. Erfahren 
Sie mehr unter www.esb.de oder über unsere kostenlose Hotline: 08 00/03 72 372

Ökostrom und Erdgas zum fairen Preis.

Energie Südbayern GmbH

50 Jahre voller Energie
Energie Südbayern tourt durch die Region

Unter dem Motto „50 Jahre voller Energie“ steuert der Energie-
versorger in den kommenden Monaten zahlreiche Orte in Ober-
und Niederbayern mit dem grünen ESB-Energie-Mobil an. Auf
den Veranstaltungen bietet die Energie Südbayern die Gelegenheit
zu Aktionen und Informationen rund um das Thema Energie. 

1962 – ein Jahr, das eine Menge
zu erzählen hat: Das ZDF geht auf
Sendung, die Fußball-Bundesliga
wird gegründet und in Südbayern
nimmt die Isar-Amper-Gas GmbH,
Vorläufer der Energie Südbayern,
ihren Betrieb auf. „Damals wurde
der Startschuss für die Versorgung
mit Erdgas in Oberbayern gege-
ben. Heute sind wir stolz darauf,
ein erfolgreiches, regionales Ener-
gieunternehmen zu sein, das in
den vergangenen 50 Jahren konti-
nuierlich gewachsen ist und viele
Energie-Innovationen mit voran-
getrieben hat. Dies möchten wir
2012 in der ganzen Region fei-
ern“, so Werner Bähre, Geschäfts-
führer der Energie Südbayern
GmbH. 

Schwerpunkt der ESB sind um-
weltverträgliche Energieangebote
und Dienstleistungen. In Ober-
und Niederbayern sind es heute
rund 160.000 Haushalte, die sich
für Energie Südbayern als ihren 
regionalen Energieversorger ent-
schieden haben. Für den kommu-
nalen Bereich bietet Energie Süd-
bayern Lösungen zur dezentralen
und regenerativen Energieerzeu-
gung sowie Kooperationen bei
Gas- und Stromnetzen. 

Unterwegs mit dem
Energie-Mobil

Energie Südbayern ist in den
kommenden Monaten mit dem
grünen Energie-Mobil in vielen
der insgesamt 250 erdgasversorg-
ten Städte und Gemeinden vor
Ort. Am Energie-Mobil gibt es

viele Informationen und eine
Menge Aktionen rund um die En-
ergie: Energieberatung in Koope-
ration mit Kaminkehrern, strom-
erzeugende Heizungen und Mini-
Gaswärmpumpen für Hausbauer
und Sanierer – oder schweißtrei-
bende Minuten auf dem Energie-
fahrrad. Auf dessen Sattel können
aktive Besucher ihre Muskelkraft
in Kilowattstunden umwandeln
und attraktive Preise erradeln. Ei-
nen Sonderpreis gibt es am Ende
der Südbayern-Tour für die Stadt
oder Gemeinde mit den meisten
erreichten Kilowattstunden. 

Dankeschön für
regionales Engagement

„Wir sind seit einem halben
Jahrhundert ein Unternehmen,
das durch unsere Kunden und
Mitarbeiter fest in Südbayern ver-
wurzelt ist. Das breite Engage-
ment vieler Bürger, etwa für so-
ziale Projekte, in Vereinen und In-
itiativen, ist uns wichtig. Daher
engagieren auch wir uns seit vie-
len Jahren vor Ort“, so Werner
Bähre. Als Dankeschön für regio-
nales Engagement vergibt Ener-
gie Südbayern im Rahmen der
Tour jeweils 1.000 Euro an eine
ausgewählte Gruppe aus der Re-
gion. Insgesamt macht das Ener-
gie-Mobil in den kommenden
Monaten in 50 Orten Halt. 

Wo das ESB-Energie-Mobil vor
Ort ist und wer bei den Veranstal-
tungen gewonnen hat, erfahren In-
teressenten jeweils aktuell im In-
ternet unter www.esb.de/50. 

Neue Erdgastankstelle
der Energie Südbayern 

Erdgasfahrer können voraussichtlich schon ab dem 
31. März 2012 eine neue Erdgastankstelle in Pocking nut-
zen. Der neue Standort liegt verkehrsgünstig an der Shell-
Station, Füssinger Straße 2, Pocking. Die benachbarte
Erdgas-Tankstelle in Egglfing ist jedoch nur noch bis 19.
März in Betrieb. 

„Nach dem Umzug ist das Tanken von Erdgas in der Region
rund um Pocking, Ruhstorf und Bad Füssing umso komforta-
bler. Für Erdgasfahrer aus den Stadtgebieten oder Durchrei-
sende, die mit ihren Fahrzeugen von der B12, der B388 oder
der A3 die Shell-Tankstelle anfahren, ist unsere neue CNG-
Zapfsäule deutlich schneller zu erreichen als bisher“, erläutert
Andreas Ludeck, Technischer Leiter Neue Technologien der
Energie Südbayern. „Wir haben den Starttermin in Pocking
zum 31.03.2012 geplant. Gerade bei so komplexen Baumaß-
nahmen während der kalten Jahreszeit kann es jedoch zu Ver-
zögerungen kommen, die wir zum jetzigen Zeitpunkt nicht
ausschließen können. Den genauen Eröffnungstermin geben
wir frühzeitig Mitte März bekannt“, so Ludeck weiter. Aktuel-
le Informationen zum Starttermin finden Erdgasfahrer auch im
Internet unter www.esb.de oder den Portalen www.gibgas.de
und www.erdgas-mobil.de. 

Erdgastankstellen in der Umgebung

Im Rahmen des Umzuges der Erdgastankstelle verlagert Ener-
gie Südbayern auch die Tankstellen-Technik von der Egglfinger
OMV-Station, Obere Inntalstraße 1, nach Pocking. Da die techni-
sche Umrüstung und Neueinrichtung knapp zwei Wochen in An-
spruch nimmt, stellt die Erdgas-Zapfsäule an der OMV-Station
zum 19. März 2012 den Betrieb ein. Autofahrer mit CNG-Antrieb
können für diesen Zeitraum in der Region Pocking auf die nächst-
gelegenen Erdgastankstellen ausweichen, etwa die OMV-Sta-
tion in Burghausen, Burgkirchener Str. 11, oder die Betriebshof-
Tankstelle in Passau, Regensburger Straße 29. 

ESB fährt elektrisch
mit dem Citroën C-Zero
136 Fahrzeuge mit umweltfreundlichem Erdgasantrieb sind
aktuell für den Flottenpool des Energieversorger Energie Süd-
bayern auf bayerischen Straßen unterwegs. Seit einigen Wo-
chen reiht sich mit dem Citroën C-Zero erstmals auch ein rei-
nes Elektroauto in die Fahrzeugflotte ein.

„Umweltschonender Individu-
alverkehr mit Erdgasfahrzeugen
ist für uns seit langem ein wichti-
ges Segment im Unternehmen.
Mit dem Citroën C-Zero binden
wir das Thema ̀ Fahren mit Strom`
noch enger in unseren Geschäfts-
bereich Eco-Mobilität ein. Unser
erstes Auto mit Elektroantrieb nut-
zen wir vor allem bei Terminen im
Münchner Umland und bei Mes-
severanstaltungen“, erläutert Jür-
gen Hitz, Leiter Handel und Ver-
trieb bei Energie Südbayern.

100 Prozent Ökostrom

Zum Laden des Akkus ver-

wendet Energie Südbayern den ei-
genen Ökostrom aus Wasserkraft
und nutzt damit einen der größten
Vorteile, den Elektromobilität
heute schon bietet: Der Citroën C-
Zero fährt nicht nur lokal ohne
Emissionen, auch die Erzeugung
des Ökostroms geschieht emissi-
onsfrei, da keine fossilen Energie-
träger benötigt werden. 

Die Energie für den Elektro-
Motor mit 67 PS stammt aus
einem Akkusatz mit Lithium-
Ionenzellen. Dieser speichert
16 Kilowattstunden Ökostrom
und bietet genügend Energie
für rund 150 Kilometer Reich-
weite. 

reichisches Unternehmen und
besitzt die gleichen Eigentü-
merstrukturen. In den zweistaat-
lichen Kraftwerken der Öster-
reichisch-Bayerische Kraftwer-
ke AG und Donaukraftwerk Jo-
chenstein AG an Inn und Donau
erzeugt sie umweltfreundlichen
Strom aus Wasserkraft. 

ment. Die beweglichen Erzeu-
gungsmodule bieten dem Ge-
schiebe ebenso wie bodennahen
Lebewesen ausreichend Bewe-
gungsmöglichkeit, vor allem
flussabwärts. So kann der wei-
teren Eintiefung der Salzach zu-
sätzlich auch unterhalb des vor-
geschlagenen Standorts entge-
gengewirkt werden. 

Zahlreiche Maßnahmen zur
Passierbarkeit stellen sicher,
dass Fische, z. B. der Huchen,
nicht in ihrer Wanderung behin-
dert werden. Zudem wirkt die
Anbindung der Salzach an Auen
und Nebengewässer positiv auf
Grundwasserverhältnisse und
die Verbesserung des Auenöko-
systems.

Mehrwert für die Region

Neben ökologischen Aspekten
wurden auch die Bedürfnisse der
Region in den Lösungsvorschlag
eingearbeitet. Eine kombinierte
Rad- und Fußgängerbrücke soll
das österreichische und bayeri-
sche Ufer verbinden und den Er-
holungswert des Gebietes weiter
steigern. 

Die vorgesehenen Erzeu-
gungsmodule werden pro Jahr
bis zu 90 Mio. kWh Strom –
ausreichend für rund 26.000
Haushalte - erzeugen, der in
die regionalen Stromnetze in
Bayern und Salzburg einge-
speist werden soll. So leisten
sie einen Beitrag zur Errei-
chung der bayerischen wie der
Salzburger Ziele zum Ausbau
der erneuerbaren Energie und
zur Erreichung der Klima-
schutzziele. Sollte der Vor-
schlag der ÖBK angenommen
werden ist angedacht, Partner
aus der Region an dem Projekt
zu beteiligen.

Aufgabe der ÖBK ist es,
die energetische Nutzung der
Grenzflüsse zwischen Öster-
reich und Bayern zu je 50 Pro-
zent für die beiden Länder zu
gewährleisten. Dieser Aufgabe
kommt die ÖBK seit über 60
Jahren mit Kraftwerken am
Grenzfluss Inn nach. Gegründet
wurde die ÖBK 1950 durch
einen Staatsvertrag zwischen
Österreich und Bayern. E.ON
Wasserkraft und VERBUND
sind je zur Hälfte im Besitz der
ÖBK-Anteile. 

Die operativ tätige Gesell-
schaft der ÖBK ist die Grenz-
kraftwerke GmbH (GKW). Sie
ist ebenso ein deutsch-öster-

Salzach-Sanierung
mit Mehrwert

ÖBK bietet Salzach-Sanierung mit regenerativer
Stromerzeugung im Freilassinger Becken an

Um wieder Bewegung in die ins Stocken geratene Sanierung
der Salzach im Freilassinger Becken zu bringen, hat die Öster-
reichisch-Bayerische-Kraftwerke AG (ÖBK) einen „Lösungs-
vorschlag mit Mehrwert“ vorgestellt. Dieser Vorschlag kombi-
niert Lösungen zur Erreichung der Sanierungsziele mit der
umweltfreundlichen Erzeugung von Strom aus Wasserkraft.
Wesentliche Ziele der erforderlichen Salzach-Sanierung sind
die Stabilisierung der bereits stark eingetieften Flusssohle, der
Schutz des Augebietes vor Austrocknung sowie die Verbesse-
rung der ökologischen Gesamtbilanz.

Ausgehend von der anerkannt
notwendigen Sanierung der
Salzach im Freilassinger
Becken hat die ÖBK einen Lö-
sungsvorschlag mit Mehrwert
erarbeitet. „Wir haben die Rah-
menbedingungen genau analy-
siert. Oberste Priorität hatte da-
bei die unbestritten notwendige
Salzach-Sanierung. Zusätzlich
zur Stabilisierung der Salzach
wird dabei erneuerbare Energie
aus Wasserkraft der Salzach für
die Region erzeugt“, beschreibt
Herfried Harreiter, technischer
Vorstand der ÖBK den präsen-
tierten Lösungsvorschlag. 

Johann Strobel, kaufmänni-
scher ÖBK-Vorstand ergänzt:
„Mit der Realisierung können
die Ziele der Salzach-Sanierung
vollständig erreicht werden –
mit privatwirtschaftlichen Mit-
teln. Dass etwas getan werden
muss, ist bekannt. Einen Ein-
griff wird es in jedem Falle ge-
ben müssen. Unser Vorschlag
ist eine Salzach-Sanierung mit
Mehrwert für die Natur, die En-
ergiewende und die Region“ 

Sanierungsziele

Die Salzach ist in den vergan-
genen 200 Jahren mehrfach re-
guliert worden. Motive dafür
waren die Schiffbarkeit, Land-
gewinnung und Hochwasser-
schutz. Diese Regulierung führ-
te zu einer Erhöhung der Fließ-
geschwindigkeit und folglich zu
massiven Sohleintiefungen und
teilweise Sohldurchbrüchen.
Dieser Prozess schreitet stetig
voran und wirkt sich zuneh-
mend auch negativ durch sin-
kenden Grundwasserspiegel auf

die Aulandschaften aus, die sich
trotz der Regulierung bisher er-
halten haben.

Der von der ÖBK vorgelegte
Lösungsvorschlag für den Be-
reich Anthering-Surheim stellt si-
cher, dass sich die Salzach nicht
weiter in ihr Flussbett gräbt. So
kann auch das Grundwasser sta-
bilisiert und ein Austrocknen der
Auwälder verhindert werden.
Ebenso wurde höchstes Augen-
merk auf den Hochwasserschutz
gelegt. Die begleitende Anbin-
dung von Nebengewässern in der
Au leisten einen weiteren wichti-
gen Beitrag zur Aufwertung und
Attraktivierung dieses Lebens-
raumes, der zu den wertvollen
Schutzgütern zählt.

Innovative Stromerzeugung

Der Lösungsvorschlag der
ÖBK zeichnet sich dadurch aus,
dass die Salzach-Sanierung mit
der Erzeugung von Strom aus
Wasserkraft kombiniert wird.
Ein für den Standort Freilassin-
ger Becken maßgeschneidertes
Konzept stellt sicher, dass diese
Energieerzeugung ohne die Er-
richtung herkömmlicher Bauten
auskommt. Kompakte und be-
wegliche über- und unterström-
te Erzeugungsmodule im Fluss,
in denen sich sowohl Turbine
als auch Generator befinden,
sind ausreichend. Dadurch ord-
net sich die Energiegewinnung
auch optisch den Sanierungszie-
len unter. 

Ein wesentliches Resultat der
vorrangig zu erreichenden Sa-
nierungsziele war die Lösung
des Geschiebetransports bzw.
ein aktives Geschiebe-Manage-

http://www.voltawind.de
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„Ich freu’ mich über jeden Straßenbeleuchtungs-Auftrag für die 
Lechwerke, weil ich gern draußen arbeite. Wenn wir so moderne, 
sparsame LED-Leuchten montieren dürfen, tun wir der Kommune 
und der Natur was Gutes.“

Werner Klimek, Netzmonteur beim LEW Netzservice

ENERGIE. EFFIZIENT. LEW.

www.lew.de

Vertragsunterzeichnung - von links: Franz Schulte (Geschäftsfüh-
rer Thüga Energieeffizienz GmbH), Dr. Carsten Voigtländer (Vor-
sitzender der Geschäftsführung Vaillant GmbH & Co. KG), Ewald
Woste (Vorstandsvorsitzender Thüga Aktiengesellschaft). 

Thüga AG:

Gesellschaft für
Energieeffizienz gegründet

„Energieeffizienz ist von hoher politischer Bedeutung und ein
Schlüssel für den Klimaschutz. Außerdem bietet es unseren Part-
nerunternehmen vor Ort ein zukunftsträchtiges Geschäftsfeld“,
so Ewald Woste, Vorsitzender des Vorstandes der Thüga Aktien-
gesellschaft.

Die Thüga Energieeffizienz
GmbH unterstützt die Unterneh-
men der Thüga-Gruppe ab 2012
mit einem breiten Dienstlei-
stungsspektrum und Konzepten
zur Energieeinsparung. Dazu er-
arbeitet sie mit den Energiever-
sorgern vor Ort Maßnahmen, um
die Kunden dabei zu beraten, wie
sie Energie einsparen, effizienter
nutzen und erzeugen können.
„Erprobte Ansätze können multi-
pliziert und von weiteren Partner-
unternehmen der Thüga-Gruppe
genutzt werden“, so Franz Schul-
te, Geschäftsführer der Thüga En-
ergieeffizienz GmbH.

Klein-Blockheizkraftwerke

Ein erstes Geschäftsfeld stellen
Klein-Blockheizkraftwerke dar,
so genannte Mini-BHKW und
stromerzeugende Heizungen. Sie
erzeugen durch Kraft-Wärme-
Kopplung beim Kunden vor Ort
Wärme und Strom gleichzeitig.
Gegenüber einer alten Öl- oder
Gasheizung können die Kunden
mit einem Klein-Blockheizkraft-
werk bis zu 50 Prozent CO2-
Emissionen einsparen.

Vertriebskooperationen

Die Thüga Energieeffizienz
baut Vertriebskooperationen für
die Thüga-Gruppe mit Klein-
BHKW-Herstellern auf. Erste
Vereinbarungen konnte das Un-
ternehmen mit Vaillant Deutsch-
land GmbH & Co. KG und EC
Power GmbH bereits abschließen.
„Dezentrale Kraft-Wärme-Kopp-
lung kann einen wesentlichen
Beitrag zur Energiewende in
Deutschland leisten“, ist Dr. Car-

sten Voigtländer, Vorsitzender der
Geschäftsführung von Vaillant
überzeugt. „Die Kooperation mit
der Thüga und den damit verbun-
denen regionalen Stadtwerken ist
für uns ein wichtiger Baustein für
eine erfolgreichen Vermarktung
dieser hocheffizienten Technolo-
gie“, so Voigtländer.

Fördermittel

Das zweite Geschäftsfeld der
Thüga Energieeffizienz befasst
sich mit der Recherche und Be-
antragung von Fördermitteln.
Denn obwohl sich Investitionen
in effizientere Anlagen in der
Regel für den Kunden schon
nach wenigen Jahren amortisie-
ren, werden viele Vorhaben gar
nicht erst realisiert. Größtenteils
liegt dies daran, dass die Förder-
möglichkeiten für die Kunden
nicht transparent sind. „Hier wol-
len wir ansetzen und den Kunden
die Recherche und Beratung an-
bieten, ob und in welchem Um-
fang ihre Investition in Energieef-
fizienz gefördert wird. Wir sind
uns sicher, dass dies in vielen Fäl-
len die Realisierung von ange-
dachten und geplanten Projekten
erleichtern kann“, ist Schulte
überzeugt.

Energieeffizienzlösungen sind
ein Produkt aus energiewirt-
schaftlichen Sachverstand, Inno-
vationen, Analyse der Kundenbe-
dürfnisse, betriebswirtschaftli-
cher Optimierung und Nähe zum
Kunden. „All dies bieten die Part-
ner die Thüga-Gruppe und wer-
den im Bereich Energieeffizienz
zukünftig durch die Thüga Ener-
gieeffizienz weiter vernetzt und
gestärkt“, so Woste. 

Hackschnitzel von Ecolohe:

„Wasser brennt nicht!“ 
Die Hackschnitzel des oberbayerischen Unternehmen Ecolohe
haben einen entscheidenden Heimvorteil: Getreu dem Motto
„Aus der Region, für die Region“ werden Lieferwege über
50 Kilometer vermieden. Ziel des Unternehmens ist es, dem
Markt ein neues, zeitgemäßes und dezentral organisiertes
Brennmaterial-Konzept anzubieten. 
Dem Verbraucher wird langfri-
stig und zuverlässig hochwerti-
ges Heizmaterial aus erneuerba-
ren Energien zur Verfügung ge-
stellt. Verrechnet wird die ver-
brauchte Wärme, also der Ener-
gieinhalt der flokets®-Hack-
schnitzel.
Für den Verbraucher bedeutet
dies, dass der Produzent ein
natürliches Interesse hat qualita-
tiv hochwertige Ware zu ver-
kaufen. Denn je besser getrock-
net die Hackschnitzel sind, de-

sto weniger Brennmaterial ist
letztendlich notwenig.
flokets® werden auf einen kon-
trollierten Wassergehalt <15 %
technisch getrocknet. Damit
wird ein 25 % höherer Heiz-
wert gegenüber ungetrockne-
ten Hackschnitzeln (W30) er-
reicht. Bei sachgemäßer La-
gerung wird Sporenbildung,
Bakterienwachstum und Fäul-
nis vermieden. Ebenso wer-
den Emissionen, Ruß und
Asche wesentlich reduziert. CH

Hans Seidel (r.), Wassermeister der Gemeinde Brunnthal und zu-
ständig für den Gebäudeunterhalt der Kommune, überwacht ge-
meinsam mit Florian Schneider, dem Verantwortlichen für die Ge-
bäudetechnik die Anlieferung der Ecolohe-Hackschnitzel. CH

Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern e.V.:

Argumente für
die Wasserkraft

In Deutschland werden derzeit von der kleinen und großen
Wasserkraft etwa 27 Mrd. kW/h Co2 freier Strom pro Jahr er-
zeugt. In Bayern liegt davon eine Erzeugung von rund 14 Mrd.
kW/h. Das Energiekonzept der Bayerischen Staatsregierung
sieht vor, die Wasserkraft um weiter 2 Mrd. kW/h auszubauen.
Damit könnte der gesamte Haushaltsstrom im Freistaat mit
Wasserkraftstrom gedeckt werden. 

Das Potential liegt in der Reak-
tivierung ehemaliger und aufge-
lassener Standorte – in Deutsch-
land gab es um 1850 noch ca.
70.000 Wasserkraftwerke, während
es heute nur noch 7.500 Werke
gibt. Für gewässerökologische
Fehlentwicklungen der letzten
Jahre kann die Wasserkraft somit
wohl kaum haftbar gemacht wer-
den. Ein weiteres Potential ergibt
sich durch die Modernisierung be-
stehender Anlagen. Ferner wären
noch eine ganze Reihe von Neu-
bauten möglich.

Große Zukunft

Aus diesen Überlegungen er-
gibt sich, dass die ressourcen-
und umweltschonende Wasser-
kraft noch eine große Zukunft
vor sich hat. Bedingung dafür
ist allerdings, dass die adminis-
trativen und behördlichen Vor-
aussetzungen dafür geschaffen
werden. Wie eine groß ange-
legte Umfrage in der Bevölke-
rung zeigt, genießt die Wasser-
kraft in der Bevölkerung große
Sympathie und 80 % befürwor-
ten diese.

Die Wasserkraft als älteste Er-
neuerbare Energie hat aber auch
Gegner. Insbesondere wird ver-
sucht, die Wasserkraftwerke von
1kW – 1.000 kW installierter Lei-
stung als unbedeutend klein dar-
zustellen, deren gesamtökolo-
gischen Vorteile zu minimieren
und schließlich durch eine vorge-
schlagene Reduzierung der Ver-

gütung oder sogar durch eine
Herausnahme aus dem EEG
deutlich schlechter zu stellen.

Spätestens nach dem Atom-
unglück in Fukushima und dem
geplanten Atomausstieg, der
von allen Seiten begrüßt wird,
drängen sich einige Fragen der
Gegner der Wasserkraft auf.
Wie will man den Umstieg auf
erneuerbare Energien schaffen,
wenn der konsequente Umstieg
von den selben Personen und
Verbänden blockiert wird, die
ihn fordern? Wie will man an
einem kalten und nebeligen
oder windstillen Tag die Strom-
versorgung mit CO2-freier En-
ergie sicherstellen, ohne von
Atomstromimporten abhängig
zu sein?

Unschlagbarer Vorteil

Die Wasserkraft hat gegenüber
allen anderen Erneuerbaren Ener-
gien einen unschlagbaren Vorteil.
Sie ist grund-, mittel-, und spit-
zenlastfähig. Viele kleine dezen-
trale Wasserkraftanlagen haben
darüber hinaus den Vorteil, dass
Sie den Strom dort erzeugen, wo
er verbraucht wird und dies kon-
tinuierlich, ohne die Stromnetze
zu belasten. Die Verhinderung
von Wasserkraftanlagen ist falsch
verstandener Naturschutz. Dabei
hat die Wasserkraft viele Vorteile
zum Beispiel die Stabilisierung
des Grundwasserspiegels oder
der Schutz vor Überschwemmun-
gen u.v.a.m.

In den letzten Jahren wurden
sehr viele ökologische Maßnah-
men an Wasserkraftanlagen ge-
troffen, um die unterstellten Nach-
teile auszugleichen. So wurden
unzählige Fischaufstiegsanlagen
gebaut, Restwassermengen für
Gewässeralt- und Gewässersei-
tenarme erhöht und Maßnahmen
zum Schutz der Fischpopulation
ergriffen wie z. B. durch den Ein-
bau von fischfreundlichen Re-
chenanalgen. Dies sind alles Bei-
spiele für die gewollte gute Zu-
sammenarbeit zwischen Natur
und Energie. 

Juwel Wasserkraft

Ein ressourcen- und umwelt-
freundlicher Energiemix muss
gefunden werden. Die erneuer-
baren Energien stellen im zu-
kunftsorientierten Energiemix
einen wichtigen Stellenwert dar.
Nur sie stehen für weitere Jahr-
hunderte den Menschen zur
Nutzung zur Verfügung. Die
Wasserkraft ist als bedeutendste
erneuerbare Energie in Bayern
im Energiemix ein Juwel, denn
sie ist umweltfreundlich, da res-
sourcenschonend und emissi-
onsfrei, sicher verfügbar und
preiswert. In Verbindung mit
dem Bau von ökologisch orien-
tierten Wasserkraftwerken wer-
den sogar erhebliche Verbesse-
rungen für die Umwelt erreicht. 

Bei der Energieerzeugung aus
Wasserkraft werden keine um-
weltbelastenden Schadstoffe
oder abgebrannte Kernstäbe er-
zeugt. Die unwiederbringliche
Vergeudung von Rohstoffen
wird vermieden. Wasserkraft ist
damit uneingeschränkt umwelt-
freundlich. 

Wasserkraftanlagen arbeiten
weitgehend lärmfrei und es
können sogar in der Nähe von
Wohnhäuser errichtet werden.
Die Wasserkraft hat wegen der
ausgewogenen Abflußdauerlini-
en eine hohe Verfügbarkeit. Sie

ist im Vergleich mit anderen
Energieträgern preiswürdig, un-
ter Berücksichtigung voller Ko-
sten und externer Effekte, wie
der Vermeidung von Gesund-
heits-, Gebäude- und Umwelt-
schäden. 

Saubere Flüsse

Die Mühlbäche von Auslei-
tungskraftwerken bilden beson-
ders bei Hochwasser und Was-
serarmut Rückzugsbereiche für
Fische und andere Wassertiere.
Die Energie der Hochwässer
wird in den mit den Stauanlagen
der Wasserkraftwerke verbun-
denen Energievernichtungsbau-
werken (Tosbecken) konzen-
triert umgewandelt, die Hoch-
wasserspitzen können gebro-
chen werden. Durch die Turbi-
nen wird Sauerstoff ins Gewäs-
ser eingebracht und damit die
Selbstreinigungskraft des Ge-

wässers erhöht. Die Flüsse wer-
den durch die Rechenreini-
gungsanlagen der Wasserkraft-
werke von Unrat und Wohl-
standsmüll gesäubert. 

Wasserkraft bildet bei Ausfall
von großräumigen Stromversor-
gungssystemen eine Notstrom-
versorgung des Landes für Kran-
kenhäuser, Schulen usw. Sie
schützt als dezentrale Stromver-
sorgung vor weitwirkenden Sa-
botageakten, welche bei zentra-
len Großkraftwerken eine Ge-
fahr darstellen. Durch Übertra-
gung der Gewässerunterhaltung
im Einflußbereich der Wasser-
kraftwerke auf den Kraftwerks-
betreiber wird der Steuerzahler
entlastet. Wasserkraft ist als hei-
mische Energiequelle importun-
abhängig und die günstigste Er-
neuerbare Energiequelle. 
Anton Zeller, 1. Vorsitzender
Vereinigung Wasserkraftwer-
ke in Bayern e.V. (VWB) 
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Nehmen Sie die Energiewende in die Hand
Mit dem Energiekredit Kommunal Bayern fördern wir Ihre energetische 

Sanierung von Gebäuden der kommunalen und sozialen Infrastruktur.

Das Förderinstitut der BayernLB

Sie wollen mehr wissen? Dann informieren Sie sich
auf unserer Webseite unter  www.bayernlabo.de

BayernLabo / Energiekredit Kommunal Bayern:

Nochmalige Ausweitung
des Förderprogramms

Die BayernLabo kann ab sofort in ihrem Förderprogramm
Energiekredit Kommunal Bayern (Zinssatz 0,00 %, Stand: 16.
Februar 2012) auch die Weiterleitung von Kreditmitteln an drit-
te Gebäudeeigentümer durch die Kommunen im Rahmen der
sonstigen Förderbedingungen finanzieren. Voraussetzung ist,
dass die Kommune/der Zweckverband als Kreditnehmer dafür
Sorge trägt, dass
 im Rahmen der Weitergabe der Mittel (als Zuschuss oder
Darlehen) die Beihilfevorschriften des EU-Gemeinschafts-
rechts eingehalten werden,
 ihm eine Bestätigung des begünstigten Dritten vorliegt, dass
dieser für das gleiche Vorhaben keine weitere Förderung der
KfW in Anspruch nimmt.

Damit werden nun auch den kommunalnahen Gebäude-
eigentümern die äußerst attraktiven Konditionen des Energie-
kredit Kommunal Bayern zugänglich gemacht.
Weitere Informationen unter der Kommunalkredithotline
der BayernLabo 089/2171-22004 und auf deren Homepage
www.bayernlabo.de 

Energieeffizienz:

Gute Beispiele aus
Kommunen gesucht

dena startet Wettbewerb 
für kommunale Energiespar-Projekte 

Die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) ruft auch in diesem
Jahr Deutschlands Städte, Landkreise und Gemeinden zur Teil-
nahme am Wettbewerb „Energieeffizienz in Kommunen – Gute
Beispiele“ auf. Bis zum 15. Mai 2012 können sich beispielsweise
kommunale Verwaltungen, Rathäuser, Schulen oder Stadtwerke
mit vorbildlichen Projekten bewerben, die zur Endenergieein-
sparung beitragen. Es werden Preisgelder in Höhe von insgesamt
25.000 Euro vergeben. 

Der Wettbewerb findet in Ko-
operation mit den kommunalen
Spitzenverbänden Deutscher Städ-
te- und Gemeindebund (DStGB)
und Deutscher Landkreistag statt.
Er wird gefördert vom Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Tech-
nologie (BMWi). 

Um sich zu qualifizieren, müs-
sen die Beiträge Endenergieein-
sparungen erreicht haben und be-
reits evaluiert sein. Teilnehmen
können Kommunen jeder Größe
sowie kommunale Einrichtungen
und Betriebe, die zu mindestens
zwei Dritteln im Besitz der öffent-
lichen Hand sind. Die Preisträger
werden auf dem dena-Energieeffi-
zienzkongress am 18. und 19. Sep-
tember in Berlin öffentlich ausge-
zeichnet. 

Die eingereichten Projekte wer-
den von einer unabhängigen Jury
mit Vertretern aus Politik, Verbän-
den, Medien, Kommunen sowie
der dena bewertet.

Die Preisträger der letzten Jahre
zeigen unter anderem, wie Kom-
munen ihren Haushalt langfristig
entlasten und damit ihren Hand-
lungsspielraum erhöhen können.
2011 wurde beispielsweise die
Stadt Rastatt für ein Energieein-
sparprojekt an ihren Schulen aus-
gezeichnet. Mithilfe des Projekts
konnten die teilnehmenden Schu-
len ihre Energiekosten um über
750.000 Euro reduzieren. 

Die Teilnahme am Wettbewerb
macht sich doppelt bezahlt: Alle
eingereichten Projekte werden das
öffentlichkeitswirksame Label
„Good Practice Energieeffizienz“
der dena erhalten, sofern sie die
Anforderungen des Labels erfül-
len und unabhängig davon, ob sie
zu den Gewinnern des Wettbe-
werbs zählen. Das Good-Practice-
Label kennzeichnet beispielgeben-
de Projekte, die zur Endenergie-
einsparung beitragen.
www.energieeffizienz-online.info

Deutlich gestiegener
Wärmepumpen-Absatz

Trend zur Luft/Wasser-Wärmepumpe setzt sich fort

Die Branchenstatistik des Bundesverband Wärmepumpe (BWP) 
e. V. für 2011 zeigt nach zwei verhaltenen Jahren wieder einen deut-
lichen Anstieg derAbsatzzahlen: Mit 57.000 Stück wurden im Ver-
gleich zum Vorjahr 11,8 % mehr Heizungswärmepumpen ver-
kauft. „Das ist angesichts der weiterhin schwierigen Rahmenbedin-
gungen ein klares Bekenntnis der Verbraucher zur ‚Zukunftstech-
nologie Wärmepumpe‘“, stellte BWP-Geschäftsführer Karl-Heinz
Stawiarski fest.

Im Trend liegen weiterhin
Luft/Wasser-Wärmepumpen, die
schon 2010 ein vergleichsweise
starkes Jahr hatten. Mit 32.600
Stück wurden im vergangenen
Jahr 27,8 % mehr Luft-Geräte
verkauft als 2010. Der BWP geht
davon aus, dass die vielerorts
komplizierte Genehmigungspra-
xis von Erdwärmebohrungen da-
zu beigetragen hat, dass sich der
Absatz von erdgekoppelten Anla-
gen verhaltener entwickelt hat:
Der Absatz von Sole/Wasser-
bzw. Wasser/Wasser-Wärme-
pumpen lag mit insgesamt 24.400
Geräten nur 0,7 % über den Zah-
len von 2010. 

Marktanteil ausgebaut

Damit haben die Luft/Wasser-
Wärmepumpen 2011 ihren Markt-
anteil auf 57,2 % ausgebaut. Bei
den kompakten Splitgeräten – bei
denen die Wärmepumpe im Haus-
inneren installiert und Ventilator
und Verdampfer getrennt von der
Wärmepumpe außen aufgestellt
werden – verzeichnet die Branche

mit 12.400 Anlagen sogar ein
Drittel (33,3 %) Umsatzzuwachs
gegenüber dem Vorjahr.

Kostenbewusstsein

Der BWP sieht das nicht nur
als Beleg für die hohe Marktrei-
fe, die die Technologie mittler-
weile erreicht habe, sondern auch
für das Kostenbewusstsein der
Verbraucher. Denn Luft/Wasser-
Wärmepumpen – und hier ins-
besondere Splitgeräte – sind
im Schnitt einige Tausend Euro
günstiger in der Anschaffung als
Erdwärmepumpen. 

Rahmenbedingungen

Die weitere Marktentwicklung
hänge laut Stawiarski stark von
den politischen Rahmenbedingun-
gen ab: „Um das Marktpotenzial
der oberflächennahen Geothermie
voll ausnutzen zu können, brau-
chen wir zwei Dinge: Einerseits
eine verlässliche und handhabbare
Genehmigungspraxis und ande-
rerseits Förderrichtlinien, die sich

an den im Vergleich höheren Inve-
stitionen orientieren.“

Staatliche Belastung

Generell sieht der BWP weite-
res Marktpotenzial für das um-
weltfreundliche Heizen mit Wär-
mepumpen: Wenn die Verteilung
der Steuern und Abgaben auf En-
ergieträger im Wärmemarkt ge-
rechter gestaltet würde, könne

sich der Wärmepumpenbestand
bis 2030 verdreifachen. „Die
staatliche Belastung sollte sich an
ökologischen Gesichtspunkten
orientieren. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum ein Kunde, der
sich für eine der ökologischsten
Heizungslösungen entscheidet,
mit deutlich höheren Steuern und
Abgaben bestraft wird als einer,
der deutlich mehr CO2 emittiert“,
so Stawiarski. 

Für mehr Solarenergie
auf Münchens Dächern

Münchner Traditionsunternehmen 
beteiligen sich an der SIM

Die Stadt München und die SWM haben die Solarinitiative im De-
zember 2010 ins Leben gerufen, mit dem Ziel, die Zahl der Solar-
stromanlagen auf Münchens Dächern erheblich zu steigern. Die
Solarinitiative ist damit ein Baustein der Energiestrategie der Lan-
deshauptstadt. München will bis 2025 die erste Millionenstadt der
Welt sein, die ihren Strombedarf komplett mit erneuerbaren En-
ergien aus eigenen Anlagen decken könnte.

Der SIM ist es nun gelungen,
drei weitere namhafte Münchner
Wirtschaftsunternehmen als Ge-
sellschafter zu gewinnen. Zum
Jahresbeginn sind die BayWa AG
als weiterer Hauptgesellschafter1,
sowie die Inka Holding und die
Südhausbau der Initiative beige-
treten.

Gemeinsam wollen die Partner
als aktive Gesellschafter dafür
sorgen, dass auf möglichst vielen
geeigneten Dachflächen Photo-
voltaik installiert wird, um das
derzeit noch weitgehend unge-
nutzte Potenzial auszuschöpfen.
Denn was auf dem Land gut
funktioniert, stößt in der Stadt lei-
der auf zahlreiche Hindernisse.

Aktuell sind auf dem Gebiet
der Landeshauptstadt München
rund 3.000 PV-Anlagen mit Netz-
einspeisung installiert, die eine
Gesamtleistung von knapp 36

Megawatt-Peak (MWp) produ-
zieren. Das entspricht nur ca. 0,3
Prozent des in München ver-
brauchten Stroms. Im Vergleich
dazu liegt der Anteil des Solar-
stroms bayernweit - nach aktuel-
len Zahlen des Verbands der
Bayerischen Energie- und Was-
serwirtschaft - bei 5,7 Prozent.

Eine von der Stadt und der
Stadtsparkasse in Auftrag gege-
bene Machbarkeitsstudie geht
von einem erheblichen Potential
in München aus, im Idealfall –
so die Studie – könnten mit Hilfe
der SIM bis zu 300 MWp reali-
siert werden. Die Mission der
SIM ist es nun, die Hemmnisse,
die bisher das Vorankommen der
Solarenergie im Stadtgebiet ver-
hindert haben, zu überwinden
und möglichst viele Dachflä-
chenbesitzer von den Vorteilen
zu überzeugen. 

Neue und Gründungsgesellschafter der Solarinitiative München -
von links: Prof. Dr. Matthias Ottmann, Geschäftsführender Gesell-
schafter Südhausbau, Dr. Kurt Mühlhäuser, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung Stadtwerke München, Christian Ude, Münchner
Oberbürgermeister, Roland Schuler, Mitglied des Vorstands
BayWa AG, Dr. Jannik Inselkammer, Geschäftsführender Gesell-
schafter Inka Holding, Dr. Harald Will, Geschäftsführer Solar-
initiative München. 

Elektromobilität:

Besonderes Potenzial
im ländlichen Raum

„Gerade im ländlichen Raum besteht großerBedarf und bieten sich
interessante Chancen für Elektromobilität. Entsprechend groß ist
das Interesse in den Landkreisen“, sagte der Präsident des Deut-
schen Landkreistages, Landrat Hans Jörg Duppré, in Berlin vor
dem Hintergrund des Programms „SchaufensterElektromobilität“
der Bundesregierung. In diesem Rahmen soll deutsche Technolo-
giekompetenz im Bereich Elektromobilität in drei bis fünf
Großprojekten demonstriert und für die Öffentlichkeit buchstäb-
lich „erfahrbar“ gemacht werden.

Der Deutsche Landkreistag ver-
folge das Schaufenster-Programm
intensiv, allerdings zeigte sich
Duppré irritiert, dass die Potenzia-
le für Elektromobilität bislang
überwiegend auf den städtischen
Raum reduziert würden: „Im Un-
terschied zu städtischen Ballungs-
räumen mit ihrem verdichteten
Nahverkehrsangebot sind Men-
schen im ländlichen Raum in viel
höherem Maße vom motorisierten
Individualverkehr abhängig. Gera-
de hier bietet Elektromobilität die
Möglichkeit, Schadstoffemissio-
nen zu vermindern und eine nach-
haltige, klimafreundliche Mobi-
lität in der Fläche zu sichern.“

Keine Transportverluste

Er stellte dabei auch den Zu-
sammenhang zur Energiewende
her: „Der Strom aus regenerativen
Quellen wird ganz überwiegend
im ländlichen Raum erzeugt und
kann hier in regionalen Energie-
kreisläufen ohne Transportverluste
unmittelbar genutzt werden.“ Un-
ter Verweis auf die Möglichkeiten
einer vorteilhaften Integration von
Elektrofahrzeugen als Speicher
und Puffer eines künftigen Ener-
gieversorgungssystems mit hohen
Anteilen an Erneuerbaren Energi-
en erklärte Duppré zudem: „Nicht
zuletzt bietet Elektromobilität da-
bei auch die Chance, die Akzep-
tanz für den weiteren Umbau der
Energieversorgung und die damit
einhergehenden Belastungen im
ländlichen Raum zu sichern“.

Wenn Elektromobilität eine

ernst zu nehmende Alternative zu
konventionellen Antriebstechnolo-
gien werden solle, müsse sie sich
gerade in der Fläche behaupten
und die nötige Infrastruktur flä-
chendeckend verfügbar sein. 

Wegen der spezifischen räum-
lichen und topografischen Heraus-
forderungen stelle der ländliche
Raum ein außerordentlich interes-
santes Testgebiet für Elektromobi-
lität dar und biete zugleich durch
die verfügbaren Flächen besondere
Potenziale für einen zügigen Auf-
bau der erforderlichen Elektromo-
bilitätsinfrastrukturen im öffentli-
chen wie im privaten Bereich. 

„Gerade im ländlichen Raum
gibt es zahlreiche kleine und mittel-
ständische Unternehmen, die mit
ihrem spezifischen Know-how ei-
nen wichtigen Beitrag zur Entwick-
lung von Elektromobilitätsangebo-
ten und Smart-Grid-Technologien
leisten können. Besonders beein-
druckt hat mich in diesem Zusam-
menhang die Gemeinschaftsinitia-
tive von 18 Landkreisen, die –
gleichsam als „Miniatur-Deutsch-
land“ – in Kooperation mit ihren
kreisangehörigen Gemeinden mit
über 5.500 Elektrofahrzeugen die
Alltagstauglichkeit und wirtschaft-
liche Tragfähigkeit von Elektromo-
bilität in unterschiedlichen Regio-
nen Deutschlands unter Beweis
stellen will.“

Duppré äußerte vor diesem Hin-
tergrund die Erwartung, dass im
Rahmen des Schaufenster-Pro-
gramms auch Projekte aus dem
ländlichen Raum Berücksichti-
gung finden. 
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Interkommunaler Stadtumbautag:

„Zukunft Nördliches
Fichtelgebirge“

Vorbehaltlich der Zustimmung des Bayerischen Landtags stehen
in Bayern heuer 155 Millionen Euro Städtebaufördermittel zur
Verfügung. „Damit unterstützen wir unsere Kommunen, denn
starke Kommunen sind Garanten für eine lebenswerte Heimat“,
sagte Bayerns Innenstaatssekretär Gerhard Eck in Schwarzen-
bach an der Saale beim Interkommunalen Stadtumbautag. 2012
will der Freistaat die Landesmittel deutlich von 67 Millionen Eu-
ro in 2011 auf 97 Millionen Euro anheben.

„Ich gehe fest davon aus, dass
der Landtag dem zustimmen wird.
Außerdem hat der Haushaltsaus-
schuss schon 15 Millionen Euro
für die Revitalisierung von Gewer-
be- und Industriebrachen be-
schlossen. Davon werden vor al-
lem die Kommunen im ländlichen
Raum profitieren“, so Eck weiter.
Vom Bund erhält Bayern heuer 44
Millionen Euro Städtebauförder-
mittel. Weitere 14 Millionen Euro
kommen von der EU.

Interkommunale
Zusammenarbeit

Ein Schwerpunkt bei der
Städtebauförderung ist die inter-
kommunale Zusammenarbeit.
Gerade im ländlichen Raum las-
sen sich viele Herausforderun-
gen wesentlich leichter bewälti-
gen, wenn Nachbargemeinden
zusammenarbeiten. Inzwischen
unterstützt der Freistaat in der
Städtebauförderung insgesamt
37 interkommunale Kooperatio-
nen.

Eck: „Das Projekt „Zukunft
Nördliches Fichtelgebirge“ über-
nimmt in Bayern eine Vorreiter-
rolle bei der interkommunalen
und landkreisübergreifenden Zu-
sammenarbeit. 8,7 Millionen Eu-
ro aus dem Bund-Länder-Städte-
bauförderprogramm ‘Stadtumbau
West’ flossen seit 2006 in dieses
interkommunale Stadtumbaupro-

jekt. Herausragende Projekte sind
die neue Ortsmitte in Schönwald,
der Infopavillon in Marktleuthen,
der Mehrgenerationenplatz in
Röslau und die Revitalisierung
der ehemaligen Textilfabrik Fleh-
mig in Sparneck. 

Neun Kommunen

In der Interkommunalen Ge-
meinschaft „Zukunft Nördliches
Fichtelgebirge“ haben sich die
neun Kommunen Schwarzen-
bach an der Saale, Kirchenla-
mitz, Marktleuthen, Oberkotzau,
Röslau, Schönwald, Sparneck,
Weißenstadt und Zell zusam-
mengeschlossen. Zu den Zielen
der Zusammenarbeit im Raum
Fichtelgebirge zählen die Steige-
rung der Attraktivität der Regi-
on, die Bewältigung des demo-
graphischen Wandels, die Wei-
terentwicklung der Innenstädte
und Ortszentren und die Revita-
lisierung von Gewerbe- und In-
dustriebrachen. 

Ein Beispiel für die gute inter-
kommunale Zusammenarbeit ist
der von den Städten Schwarzen-
bach an der Saale und Kirchenla-
mitz ausgelobte Ideenwettbe-
werb für die brach gefallenen
Flächen der ehemaligen Firma
Winterling, die zu einem Gewer-
bepark umgenutzt wurden. Dort
entstanden inzwischen rund 100
Arbeitsplätze. 

Das Gebäude
als Energielieferant
Süddeutsche Leitveranstaltung zu Energie Plus Gebäuden 

bei der CEP Clean Energy & Passive House 2012

Im Bereich der Energieeffizienz von Gebäuden steckt ein enormes
Innovationspotential. In den letzten Jahren rücken deshalb auch
verstärkt Energie Plus Gebäude in den Fokus, die das Haus zum
Kraftwerk machen: Sie produzieren mehr Energie, als seine Be-
wohner verbrauchen. Diese und weitere innovative Gebäudekon-
zepte betrachtet die 5. CEPClean Energy & Passive House, Inter-
nationale Fachmesse und Kongress für Erneuerbare Energien &
Energieeffiziente Gebäude vom 29. bis 31. März 2012 in der Lan-
desmesse Stuttgart. 

Das „2. Symposium Energie
Plus Gebäude“, das am 30. März
2012 im Rahmen der Messe statt-
findet, ist die süddeutsche Leit-
veranstaltung zu diesem Thema
und wird vom Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung tatkräftig unterstützt.
Im Passivhausbereich zählt die
CEP mittlerweile zu den bedeu-
tendsten Messen Europas. 

„Effizienzhaus Plus“

Ministerialrat Hans-Dieter Heg-
ner vom Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung wird das Programm „Effizi-
enzhaus Plus“ des Bundesmini-
steriums vorstellen. Seit Dezem-
ber 2011 kann das erste voll
funktionsfähige und bewohn-
bare Energieüberschusshaus in
Berlin besichtigt werden. CEP-
Schirmherr Dr. Peter Ramsauer,
Bundesminister für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung äußerte
sich dazu in einem Grußwort:
„Im Gebäudebereich soll es mög-
lich werden, dass neu gebaute
Gebäude ab 2019 klimaneutral be-
trieben werden können. Mit der
Forschungsinitiative Zukunft Bau
des Bundesministeriums wurden
Komponenten und Konzepte für
Gebäude entwickelt, die das lei-
sten können. Das ‘Effizienzhaus
Plus mit Elektromobilität’ ver-
wirklicht diesen Ansatz beispiel-
haft. Das 130 qm große Baupro-
jekt ist mehr als nur ein Einfamili-
enhaus. Es ist gleichzeitig For-
schungsprojekt, Dialogplattform,
Kleinkraftwerk, Energiemanager,
Ressourcendepot, Altersvorsorge
und ein Beitrag zu moderner Bau-
kultur.“

Test unter
realen Bedingungen

Zwei Jahre wird dieses Gebäu-
de unter realen Bedingungen ge-
nutzt, wissenschaftlich getestet,
öffentlich gezeigt und ab 2012
von einer vierköpfigen Familie
für ein Jahr bewohnt. Der renom-
mierte Bauingenieur und Archi-
tekt Prof. Dr. Werner Sobek wird
die baulichen Besonderheiten
dieses Plusenergie- Musterhauses
im „2. Symposium Energie Plus

Gebäude“ im Rahmen der CEP
präsentieren. 

In Kombination mit Solarener-
gie ziehen Energie Plus Gebäude
den bestmöglichen Nutzen aus
der einzigen Form von Energie,
die an jedem Tag und überall frei
und reichlich zur Verfügung steht.
Häufig besteht das Dach aus einer
möglichst großflächigen Photo-
voltaik-Anlage und solarthermi-
sche Kollektoren erwärmen das
Brauchwasser. Auch deshalb ist
die Solarenergie ein weiterer
wichtiger Schwerpunkt der CEPin
Stuttgart. „2012 wird dieser Be-
reich noch weiter wachsen“, be-
stätigt Sandra Bayer Teixeira,
Projektleiterin der CEP. Markt-
führer aus allen Produktbereichen
sind in der Ausstellung und im
Kongress vertreten. 

Kein Experimentierfeld 

Doch die CEP beschränkt sich
nicht nur auf das Konzept der En-
ergie Plus Gebäude: „Im Rahmen
der Messe werden alle Möglich-
keiten für Neubau und Sa-
nierung energieeffizienter Gebäu-
de - seien es Passivhaus-Lösun-
gen, Energie Plus Gebäude, das
Sonnehaus, KfW-Gebäude oder
Niedrigstenergiehäuser - präsen-
tiert“, betont Sandra Bayer Tei-
xeira. Der Messebereich Passiv-
haus bildet den von Jahr zu Jahr
wachsenden wichtigsten Ausstel-
lungsschwerpunkt der CEP und
informiert umfassend über den
führenden Standard bei energieef-
fizientem Bauen und Sanieren.
Passivhäuser sind längst kein Ex-
perimentierfeld mehr. Sie sind in
ihrer Qualität anerkannt, ihre All-
tagstauglichkeit und ihre Wir-
kungsweise sind nachgewiesen. 

Fachtagung

EU-weit gibt es derzeit rund
40.000 Passivhaus-Objekte mit
über 14 Millionen qm. Die CEP
rückt daher das Passivhaus wei-
terhin in den Fokus – sowohl in
der Ausstellung als auch in den
begleitenden Fachkongressen. So
findet am 29. März 2012 im Rah-
men der Messe in Kooperation
mit Pro Passivhaus e.V. die Fach-
tagung „Passivhaus in der Pra-

xis für die Wohnungswirtschaft“
statt. Die Tagung beschäftigt sich
mit der Akzeptanz, Finanzierung
und Wirtschaftlichkeit von Pas-
sivhäusern und zeigt realisierte
Projekte aus der Wohnungswirt-
schaft. Zahlreiche namhafte Un-
ternehmen aus der Passivhaus-
Branche wie die AEREX Haus-
technik Systeme GmbH, die
UNIPOR-Ziegel Marketing
GmbH, die SCHWENK Putz-
technik GmbH & Co. KG, Wie-
gand-Fensterbau, die Isolohr

GmbH, die Variotec Sandwich-
elemente GmbH & Co. KG, die
Ludwig Häußler GmbH oder die
Schrag GmbHsind im Ausstel-
lungsbereich der CEP vertreten. 

Kostenfreie Vorträge in ver-
schiedenen Foren sowie kosten-
lose Energieberatungen von 
unabhängigen Experten auf der
Energieinsel ergänzen das Aus-
stellungsangebot der CEP. Das
Passivhaus-Forum bietet Herstel-
lern die Möglichkeit, sich und ih-
re Produkte einem gut informier-
ten Fachpublikum zu präsentie-
ren. Auf dem Bauherrentag, der
in Zusammenarbeit mit greenX
organisiert wird, informieren Ar-
chitekten über neueste Trends
und Technologien im Niedrigst-
energiehausbau. Abgerundet wird
das Messeprogramm durch ge-
führte Messerundgänge, die ko-
stenfrei für Besucher angeboten
werden. 

Bestnote für Bonität der
LfA Förderbank Bayern

Ratingagentur Moody’s vergibt Triple-A

Die Kreditwürdigkeit der LfA
Förderbank Bayern ist auch in
2012 mit der Bestnote Aaa und
stabilem Ausblick bewertet. Die

LfA-Vorstandsvorsitzender Dr.
Otto Beierl: „Das Top-Rating
bringt uns weiterhin beste Kondi-
tionen bei der Mittelaufnahme am
Kapitalmarkt. Diesen Refinanzie-
rungsvorteil geben wir zusammen
mit Bundes-, Landes- und Eigen-
mitteln in Form günstiger Förder-
kreditzinsen an unsere mittelstän-
dischen Kunden weiter.“ 

Die Ratingagentur begründet ihr
Urteil nicht nur mit der Gewähr-
trägerhaftung des Freistaats Bay-
ern, sondern hebt auch die gute Ei-
genkapitalausstattung, das risiko-
arme Geschäftsmodell sowie die
kleinteilige Kundenstruktur der
Bank hervor. Die Förderbank hat
vergangenes Jahr über 6.100 klei-
ne und mittlere Unternehmen mit
zinsgünstigen Krediten versorgt,
die das Geld vor allem für Moder-
nisierungen und Betriebserweite-
rungen einsetzten. Die Förderkre-
dite werden grundsätzlich bei den
Hausbanken der Unternehmen be-
antragt und über diese ausge-
reicht. 

Dr. Otto Beierl. 

Ratingagentur Moody’s bestätigt
in ihrem aktuellen Urteil damit er-
neut die hervorragende Bonität der
staatlichen Spezialbank zur Mittel-
standsförderung. 

Kompakt die Sonne nutzen
... mit der Wolf Gas-Brennwert-Solarzentrale CSZ

Das „Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz“ (EEWärmeG) ver-
pflichtet Eigentümer von Neugebäuden seit 2009 den Wärmebe-
darf anteilig mit erneuerbaren Energien zu decken. Anerkannt zur
Einhaltung dieser Richtlinie ist beispielsweise eine Deckung von 
15 % des Wärmebedarfs durch Solarenergie. Für Wohngebäude
mit höchstens zwei Wohnungen sind dafür mindestens 0,04 m² Kol-
lektorfläche pro m² Nutzfläche anzusetzen. 
Wolf bietet mit seiner Gas-Brennwert-Solarzentrale CSZ (unser
Bild) eine optimale und kompakte Systemlösung zur Erfüllung der
EEWärmeG-Auflagen und eine einzigartige Kombination aus re-
generativerEnergie und erfolgreicherHeiztechnik. Die CSZ besteht
aus Gasbrennwertgerät, Solarspeicher, Solarpumpengruppe inkl.
Solarregler, einem Solarausdehnungsgefäß mit 25 Litern sowie ei-
nem Auffangbehälter für Solarflüssigkeit. Mit dieser Kombination
bietet die CSZ einen solaren Deckungsbeitrag von bis zu 60 % für
Objekte bis 150 m² Nutzfläche. 
Fürden Verbraucherbedeutet das, dass er in Zukunft nurnoch we-
niger als die Hälfte seines Energieverbrauchs über die herkömmli-
che Quelle Gas speisen muss, den Rest liefert die Sonne - kostenlos!
Durch den modularen Systemaufbau derCSZ ist das eingebundene
Gasbrennwertgerät mit einer Leistung von 11 oder 20 kW frei
wählbar. 



Wenn Sie

die beste Lösung

für Ihr

Unternehmen

suchen.

Für alle
Schlau-Macher.

Messegelände München | www.ihm.de

14. – 20. 3.2012

01. 03. 2012 HANDWERKLICHE DIENSTLEISTUNGENGZ 13

Internationale Handwerksmesse in München:

Impulsgeber
für den Fortschritt

Leistungen und Bedeutung des Handwerks bei der Energiewende
Die vom 14. bis 20. März 2012 in München stattfindende In-
ternationale Handwerksmesse steht unter dem Motto „Das
Handwerk – Offizieller Ausrüster der Energiewende“. Damit
setzt die Leitmesse des Handwerks 2012 ganz und gar auf The-
men wie Nachhaltigkeit, Energieeffizienz, Versorgungssicher-
heit und Energiegewinnung. 

„Ob bei der Gebäudesanie-
rung, dem Bau neuer, energieef-
fizienter Häuser sowie der Er-
neuerung der Heizungs- und
Klimatechnik, der Installation
von Solartechnik oder beim Bau
und Ausbau der Stromnetze,
Handwerksbetriebe bringen ihr

spezielles Fachwissen ein, wenn
es um die Energiewende geht“,
stellt Otto Kentzler, Präsident
des Zentralverbands des Deut-
schen Handwerks (ZDH) fest.
„Mit dem Motto unterstreicht
die Internationale Handwerks-
messe die Verantwortung, die

das Handwerk bei dieser ge-
samtgesellschaftlichen Heraus-
forderung übernimmt.“ 

„Ob Zimmerer oder Dach-
decker, Heizungsbauer, Glaser
oder das Elektrohandwerk: Über
30 Gewerke leisten mit ihrer
Arbeit und ihrem fachlichen
Know-how einen wichtigen
Beitrag, Energie effizient zu
nutzen, Energie einzusparen
und Energie zu gewinnen“, er-
klärt Dieter Dohr, Vorsitzender
der Geschäftsführung der GHM
Gesellschaft für Handwerks-
messen mbH. „Die Internatio-
nale Handwerksmesse ist für
die Betriebe die richtige Platt-
form zu zeigen: Deutschland
schafft die Energiewende – aber
nur mit uns!“ 

Schlüssel zum Erfolg

Energieeffizienz sei einer der
Schlüssel zum Erfolg der Ener-
giewende, so Kentzler. Schließ-
lich seien Energieeinsparungen
die nachhaltigste Energiequelle.
Doch die Kompetenzen des
Handwerks umfassen noch weit
mehr: „Von der Errichtung von
Blockheizkraftwerken bis zur
Installation von Photovoltaik-
anlagen – es ist die Wirtschafts-
macht von nebenan, die eine de-
zentrale, nachhaltige Energie-
versorgung schaffen kann.“

Informationsquelle

Laut Kentzler zeigen Studien,
dass Handwerker bei Fragen zu
Sanierung und Energieeffizienz
die Informationsquelle sind, de-
nen die Menschen am meisten
vertrauen. „Handwerksbetriebe
sind vor Ort, kennen die Praxis
und sind so mit ihren Ideen und
innovativen Dienstleistungen
immer wieder Impulsgeber für
den technischen Fortschritt.“
Dabei betreffe die von der Re-
gierung beschlossene Energie-
wende sowohl den gewerbli-
chen und öffentlichen wie auch
den privaten Bereich, meint der
ZDH-Präsident. 

Von den Leistungen des
Handwerks könnten schließlich
nicht nur Privatpersonen, son-

dern auch Kommunen und Un-
ternehmen profitieren. Dies gel-
te auch für die Handwerksbe-
triebe selbst. Sei es der Bäcker,
der die Abwärme der Backöfen
effizient nutzt, oder der Schrei-
ner, der durch neue Fenster in
seiner Werkstatt Energie und
damit Betriebskosten spart.

Sonderschauen

Wie ein grüner Faden zieht
sich das diesjährige Messemot-
to durch das komplette Messe-
angebot und das handwerkspo-
litische Rahmenprogramm. Auf
Sonderschauen wie Innovation
gewinnt! und dem energie•punkt 
– 2012 mit dem Titel „Wende
statt Ende. Energielösungen für
die Praxis“ – zeigen Hand-
werksbetriebe ihren Beitrag und
ihre Ideen zur Energiewende.
Auch bei Veranstaltungen wie
der Podiumsdiskussion bei der
Eröffnungsfeier und der Fachta-
gung des Bayerischen Hand-
werkstags werden die kommen-
den Herausforderungen, die
Rolle des Handwerks und die
notwendigen Rahmenbedin-
gungen Thema sein. Daneben
steht auch das Forum der Junio-
ren des Handwerks unter dem
Motto „EU was Nu? Energie,
Finanzen, Bildung auf dem
Prüfstand!“

„Land des Handwerks“ 

Eine Woche lang zeigen Spe-
zialisten, Experten und Vorreiter
an einem gemeinsamen Stand
die ganze Bandbreite des Hand-
werks und feiern auf der Inter-
nationalen Handwerksmesse ei-
ne Woche lang ein Fest der Re-
gionen. Eine Sonderfläche steht
für Betriebe aus den 16 Bundes-
ländern bereit. Im „Land des
Handwerks“ repräsentieren ein
oder mehrere Spitzenbetriebe
pro Bundesland ihre Region.
Gemeinsam stehen sie für die
Vielfalt des Handwerks in der
Bundesrepublik Deutschland.
„Es ist die Chance für Hand-
werkskammern, Betriebe und
Regionen, ihre Besonderheiten
und Spezialitäten zu zeigen“, so
Präsident Kentzler.

In lebenden Werkstätten sol-
len Berufsfelder aus dem Hand-
werk vorgestellt werden, die für
Staunen, Faszination und Auf-
sehen sorgen. Sei es der Fass-
macher, auf dessen Können sich
die Top-Weingüter verlassen,
der Stahlbauer, der spezielle
Fassaden für markante und be-
kannte Gebäude entwickelt,

Bayerischer Handwerkstag:

Drohende 
Vollbremsung

„Wenn das Gesetzesvorhaben zur steuerlichen Förderung der
energetischen Gebäudesanierung endgültig scheitern sollte,
droht der Energiewende in Deutschland eine Vollbremsung“,
erklärt der Präsident des Bayerischen Handwerkstages (BHT),
Heinrich Traublinger, MdL a. D. angesichts der erneuten Ver-
tagung der Entscheidung im Vermittlungsausschuss. „Uns
fehlt jedes Verständnis dafür, dass erneut keine Einigung er-
zielt wurde. Die Hängepartie muss schnellstens beendet wer-
den“, fordert Traublinger. 

Es sei doch scheinheilig von
den Bundesländern, einerseits
den Atomausstieg zu fordern, sich
jedoch nicht an den Kosten betei-
ligen zu wollen, kritisierte der
BHT-Präsident. Traublinger:
„Dabei würden die Länder durch
die zusätzlichen Investitionen
über den Selbstfinanzierungsef-
fekt sogar noch profitieren.“

Für das Handwerk würde mit
einem Scheitern des Gesetzesvor-
habens ein zentraler Baustein für
das Gelingen der Energiewende
wegbrechen. Geplant ist, dass
jährlich zehn Prozent der Kosten
für energetische Sanierungen
steuerlich abgesetzt werden kön-
nen. Die Sanierungsquote könnte
damit auf zwei Prozent pro Jahr
verdoppelt werden. 

Der BHT-Präsident: „Diese
Chance darf nicht vertan werden.
Schließlich muss Energie, die
nicht verbraucht wird, auch nicht

erst teuer erzeugt werden!“ Bis 
zu 80 Prozent des Energiever-
brauchs eines Gebäudes können
durch fachgerechtes Sanieren und
moderne Gebäudetechnik ein-
gespart werden. Rund ein Drit-
tel des Energieverbrauchs in
Deutschland fließt momentan
noch in Raumheizung und -hel-
ligkeit. 

Das Scheitern des Gesetzes
würde auch einen herben Dämp-
fer für die Binnenkonjunktur be-
deuten, betont Traublinger: „Vie-
le Immobilienbesitzer haben In-
vestitionen in die energetische
Gebäudesanierung wegen der un-
sicheren Rechtslage bislang hin-
ausgezögert.“ Ohne wirtschaft-
liche Anreize würden sie das
womöglich ganz bleiben lassen.
Der BHT-Präsident: „Ein so zen-
trales Thema darf nicht an den
Muskelspielen der Politik schei-
tern!“ 

Nusser-Gruppe:

Brandaktuelles
Nachschlagewerk

So wie sich Professoren und Fachkräfte Enzyklopädien und Lexi-
ka zu Nutze machen, so können nunmehr die Kunden von Nusser
Stadtmöbel dieses Handbuch zur Planung und Realisation ihrer
Projekte heranziehen: Mit diesem brandaktuellen, umfangrei-
chen und 256 Seiten starken Katalog-Buch in stabiler Hardcover-
Ausführung, ist ein inhaltsvolles Nachschlagewerk entstanden,
dass Planern und Architekten ein noch effizienteres Arbeiten er-
möglicht.

Übersichtlich strukturiert und
mit einer Registerführung zum
einfachen Finden ausgestattet,
wird Freiraumplanern umständli-
ches Einsortieren und Aktualisie-
ren von Ringbuchobjekten er-
spart. Dieses neue und aus den
Erfahrungen im Hause Nusser
und Penny entstandene Werk ist
ein weiteres repräsentatives Re-
sultat des erfolgreichen Firmen-
zusammenschlusses von Nusser
und Penny und zeigt die komplet-
te Bandbreite der hochwertigen
und immens großen Produktpa-
lette. Dazu wurden nahezu alle
Produkte neu interpretiert und in
architektonisch außergewöhnli-
chen Locations fotografiert. So
entstand eine wunderschöne Fo-
tostrecke mit Stadtimpressionen
der besonderen Art, aus beein-
druckenden wie inspirierenden
Blickwinkeln. 

Neben vielen bewährten Pro-
dukten wie Stahl-, Beton- und
Gussfußbänken, Metall- und
Vollholzbänken, sowie Bankauf-
lagen, Rundbänken und Sitzgrup-
pen, die unter der Rubrik „tradi-
tionelle Stadtmöbel“ gelistet sind,
gibt es eine Vielzahl an Neuent-
wicklungen zu verzeichnen, in
die ganz bewusst innovative
Ideen und Erkenntnisse aus der
Praxis eingeflossen sind: Denn
der ständige Austausch mit den
Kunden gehört bei Nusser Stadt-
möbel zur erfolgreichen Fir-
menstrategie. 

Im Kapitel „moderne Stadtmö-
bel“ finden sich neben modularen
Banksystemen ganze Bankfami-
lien: Darunter auch das bewährte
Erfolgs-Modell „Dessau“, das
um unterschiedliche Sitzflächen-
größen erweitert wurde und in
verschiedenen Ausführungsvari-
anten, beispielsweise mit Lehnen
und Tischen, erhältlich ist. Mit
dem Resultat nun ein komplettes
„Outdoor-Einrichtungspro-
gramm“ anbieten zu können. 

Ganz neu ist auch „Plaza“ mit
seinen zahlreichen Variations-
möglichkeiten: Durch die fast un-
begrenzte Kombinationsfähigkeit
der einzelnen Elemente, mit ver-
schiedenen Sitztiefen und -breiten
und variabel einsetzbaren Leh-
nen-Elementen, lassen sich so ge-
radezu geniale Sitzlandschaften
kreieren. Die Produktpalette um-
fasst zudem neue Produkte mit
LED Beleuchtung, und viele wei-
tere Novitäten in den verschie-
densten Ausführungen: Von
„Usit“ als junge Bank über „Ro-
thenburg Plus“ als Beispiel für ei-
ne attraktive Generationenbank.

Nusser Stadtmöbel deckt somit –
von jung bis alt – den gesamten
öffentlichen Außenmöblierungs-
bereich ab.

Wer sich schon vorab einen vir-
tuellen Eindruck verschaffen
möchte, für den steht unter der
neuen Internet-Adresse www.
stadtmoebel.de, das gesamte Pro-
duktprogramm inklusive aller
Neuheiten online zur Verfügung.
Mit Hilfe des cleveren Produkt-
navigators finden sich Kunden
und Planer schnell und perfekt
zurecht - die durchdachte Such-
maschine unterstreicht diese aus-
geklügelte Anwendung.

Der Menüpunkt „Wissenscen-
ter“ wurde noch einmal erweitert,
neben vielen technischen Informa-
tionen sowie Montageanleitungen
und detaillierten Ausschreibungs-
texten, können dort auch 3D Vi-
sualisierungsdaten heruntergela-
den werden. Der Internetauftritt
beinhaltet zudem die Schwester-
firma Beck GmbH & Co. KG, die
vor allem auf Abfallbehälter und
Ascher für den Freiraum speziali-
siert ist. „Unsere Homepageadres-
se www.stadtmoebel.de sollte in
keiner Favoritenliste fehlen“ emp-
fiehlt Geschäftsführer Ulrich Trä-
ger seinen Kunden. 

Stadtmöbel „to go“

Seinen Vorsprung bei Innova-
tionen stellt Nusser mit einem zu-
kunftsträchtigen Tool unter Be-
weis: Der Nusser Stadtmöbel
App. Diese smarte Applikation,
die kostenlos für iPhone und iPad
über den App-Store erhältlich und
einfach zu installieren ist, ist na-
hezu unabdingbar bei  Präsenta-
tionen und Baubesprechungen.
Mit Stadtmöbel „to go“ ist man
stets auf dem neuesten Stand und
zwar immer dort, wo der Kunde
es wünscht: Die „mobile Daten-
bank“ mit einem Großteil des ge-
samten Katalog- und Informati-
onsangebots findet sich hier in
Bild und Text. Diese App ist für
Kunden und Planer ein echter
Mehrwert – durch zeitsparende
Arbeitsweise kann so bares Geld
eingespart werden. 

Kommuniziert wird diese App
auch via QR-Code – einem wei-
teren aktuellen Medium, mit dem
Nusser Stadtmöbel auch in ihrem
aktuellen Werbeauftritt arbeiten.
Jörg Nusser: „Wir sind uns durch-
aus bewusst, dass wir mit unserer
App Neuland betreten und sind
sehr gespannt wie es sich ent-
wickelt und wie die Branche dar-
auf reagiert.“ 

oder der Bootsbauer, der sich
auf die Produktion von High-
tech-Ruderbooten spezialisiert
hat. Deutschland ist vielfältig,
so vielfältig wie der Pavillon
„Land des Handwerks“. 

Jugendliche im Visier

Eine gute Ausbildung, span-
nende Aufgaben und hervorra-
gende Karrierechancen: Enga-
gierten Jugendlichen hat das
Handwerk viel zu bieten. Und
doch ist aufgrund des demografi-
schen Wandels die Suche nach
jungen Fachkräften auch im
Handwerk eine der großen aktu-
ellen Herausforderungen. Des-
halb macht sich die Internationa-
le Handwerksmesse 2012 stark
für den Nachwuchs und das
Handwerk und zeigt in der Lan-
deshauptstadt München die viel-
fältigen Leistungen der „Wirt-
schaftsmacht von nebenan“. 

Verbände und Organisationen
aus dem Handwerk, Akademi-

en, Hochschulen und Institutio-
nen präsentieren Deutschlands
zweitstärksten Wirtschaftssektor
live, direkt und hautnah. Denn
auf den Aktionsflächen „Young-
Generation – Nimm Deine Zu-
kunft in die Hände“ und „Berufe
rund ums Auto“ können die
Fachkräfte von morgen auspro-
bieren, welcher Beruf ihnen
wirklich Spaß macht. 

Aktionsflächen

Infos aus erster Hand sind
wichtiger Bestandteil der bei-
den Aktionsflächen für den
Nachwuchs. Als Ansprechpart-
ner dienen den Jugendlichen
deshalb junge Menschen, die
zum Teil selbst noch eine Aus-
bildung absolvieren. Daneben
stehen auch Meister der Innun-
gen und Verbände sowie Vertre-
ter der bayerischen Handwerks-
kammern Rede und Antwort
und geben Tipps rund um das
Thema Lehrstellensuche. DK
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Kommunalfahrzeughersteller Holder:

Auf Wachstumspfad
Die Max Holder GmbH hat trotz schwieriger Absatzbedingun-
gen auf den für sie relevanten Märkten 2011 ihren Wachstums-
weg fortgesetzt. Sowohl beim Umsatz als auch bei den Verkaufs-
zahlen und derAusweitung des Vertriebsnetzes konnte das Met-
zinger Unternehmen unter Leitung von Geschäftsführer And-
reas Vorig die angestrebten Zuwächse erreichen. Und zum Start
in das Jahr 2012 zeichnen sich gleichfalls positive Aspekte für die
weitere Geschäftsentwicklung ab.

Die Entwicklung auf den kom-
munalen Märkten war in erster
Linie durch knappe Haushalts-
mittel geprägt, so dass viele Städ-
te und Gemeinden zu Sparmaß-
nahmen gezwungen waren. Und
im Weinbau ging  die Nachfrage
durch Ernteeinbußen infolge der
schwierigen Witterungsverhält-
nisse zurück. Auch dies führte
zum Aufschub von Neuanschaf-
fungen. 

Trotzdem ist Holder nach den
Worten von Andreas Vorig „eine
Punktlandung gelungen“: Der ge-
plante Umsatz sei genau erreicht
worden. Er erhöhte sich um knapp
14 % von 28 auf rund 32 Mio. Eu-
ro. Verkauft wurden 562 Geräte-
träger – rund 10 % mehr als im
Vorjahr. Die Auftragsentwicklung
lässt den Schluss zu, dass sich die
positive Entwicklung im laufen-
den Jahr fortsetzen wird. Der Auf-
tragsbestand umfasst gegenwärtig
eine Beschäftigungs-Reichweite
von drei Monaten.

Neue Vertriebspartner

Strategisch war das Geschäfts-
jahr 2011  bei Holder – so Ge-
schäftsführer Vorig – zum einen
durch die Erschließung neuer
Märkte geprägt. Die Anzahl der
internationalen Vertriebspartner
sei deutlich gewachsen. Außer-
halb Deutschlands hat Holder
mittlerweile 45 Vertriebspartner
in 22 Ländern (2010: 36 in 17
Ländern). Außerdem besteht ne-
ben den Stützpunkthändlern und
Importeuren ein flächendecken-
des Netz an Servicepartnern. In
Deutschland wurde das Ver-
triebsnetz stabilisiert und durch
weitere starke Händler ergänzt.

Zur Unternehmensstrategie
gehörte auch der Ausbau der
Produktpalette. Nach der erfolg-
reichen Markteinführung der
Geräteträger C 250/270 im Vor-
jahr folgte 2011 in der Baureihe
die Version C 350/370 mit einer
Zwei-Mann-Kabine.  

Darüber hinaus ist in Metzin-
gen eine Service-Werkstatt ein-
gerichtet worden, um das Lei-
stungsangebot für Kunden und
Händler auch für die Zeit nach
der Fahrzeugauslieferung zu er-
weitern. Und im Internet gibt es
seit dem vergangenen Jahr eine
Online-Plattform, durch deren
Nutzung die Ersatzteilbeschaf-
fung noch schneller und einfa-
cher abgewickelt werden kann.

Die Mitarbeiterzahl hat sich
2011 erneut erhöht. Sie beträgt
jetzt 144. Das sind 5 % mehr als
2010.

Persönliches Engagement

Die Gesellschafter Dr. Carl-
Heiner Schmid, Martin Haas und
Dr. Christoph Weiss zeigen, wie
Vorig betont auch drei Jahre nach
Übernahme des Unternehmens
ein außerordentlich hohes persön-
liches Engagement. Es bestehe ei-
ne ungebrochene Bereitschaft, in

neue Projekte und Prozessopti-
mierungen bei der Max Holder
GmbH zu investieren. 

Marktanforderungen

Für 2012 hat sich das Metzin-
ger Traditionsunternehmen aber-
mals hohe Ziele gesteckt, um den
eingeschlagenen Weg weiter zu
beschreiten und den Unterneh-
menserfolg abzusichern. Dazu
gehören folgende Maßnahmen:
Weitere Überarbeitung des
Produktportfolios, um den Markt-
anforderungen gerecht zu werden
Intensiver Ausbau der interna-
tionalen Vertriebsaktivitäten
Effizienzsteigerung in der
Produktion durch weitere Pro-
zessoptimierungen
Aufbau und Etablierung von
Qualitätssicherung und -manage-
ment zur langfristigen Absiche-
rung der „Holder-Qualität“ 

Vor Ort: Holder Winter-Roadshow
Dass Holder-Fahrzeuge die perfekten Helfer im Winterdienst
sind, davon konnten sich Vertreter der Kommunen während der
Holder Winter-Roadshow überzeugen. Auf den 10 Stationen der
Roadshow nutzten über 350 Fachleute die Gelegenheit, sich vor
Ort ein Bild von den unterschiedlichsten Anforderungen zu ma-
chen, die mit einem Holder-Fahrzeug bewältigt werden können.
Mit im Gepäck hatten die Veranstalter den C 270 mit Hummel-
Streuer und Vario-Schild, den Zweisitzer C 370 mit Kugelmann-
Streuautomat und Vario-Schild, den M 480 mit Schneefräse und
das besonders geländeschonende Raupenfahrzeug S 990 mit Loi-
penspurgerät und Spezialschild. Dieses Raupenfahrzeug ist vor
allem geeignet für den Einsatz auf Berghütten, zum Loipenspu-
ren, zur Instandhaltung von Wanderwegen und generell zur
Landschaftspflege in besonders anspruchsvollem Gelände. 
Tobias Dir (l.), VerkaufsleiterDeutschland, Österreich und Schweiz,
sowie Harald Kalinke, verantwortlicher Händler für die Station Ir-
schenberg, standen ihren Kunden mit Rat und Tat zur Seite. 

Landmaschinenspezialist Lindner:

Mehr Geschäft 
in Deutschland 

Exportquote wurde auf 44 Prozent erhöht
Bundesweit stiegen die Zulassungen um 26 Prozent 

Der österreichische Landmaschinenspezialist Lindner hat sich
2011 erfolgreich entwickelt, deutliche Zuwächse konnte das Fa-
milienunternehmen dabei auf den Auslandsmärkten einfahren:
„In Deutschland stiegen die Zulassungen um 26 Prozent auf 270
Fahrzeuge, ein Plus erzielten wir außerdem in der Schweiz und
in Frankreich, wo vor allem die Geotrac-Serie 4 über 100 PS
stark nachgefragt wurde“, bilanziert Geschäftsführer Hermann
Lindner. Die Exportquote legte im Vorjahr von 40 auf 44 Pro-
zent zu: „Das ist der höchste Exportwert unserer Firmen-
geschichte.“

„Unsere Geotrac-Serie war
auch 2011 die meistverkaufte
Modellreihe Österreichs“, erklärt
Lindner. „Der meistverkaufte
Traktor Österreichs war im Vor-
jahr der Geotrac 64, auf Platz fünf
folgt der Geotrac 84, auf Platz
rangiert der Geotrac 74.“ Bei
Standardtraktoren konnte Lindner
2011 mit einem Marktanteil von
13 Prozent den dritten Platz in der
Zulassungsstatistik halten.

Optimistischer Start 
ins neue Jahr

Auch der Ausblick auf das er-
ste Halbjahr 2012 fällt positiv
aus: „Die Schneefälle der ver-
gangenen Wochen beflügeln den
Winterdienst und den Touris-
mus. Das stärkt den Kommunal-

bereich sowie Nebenerwerbs-
bauern und Traktorenprofis im
überbetrieblichen Einsatz.“ Dar-
über hinaus befinden sich so-
wohl der Holz- als auch der
Milchpreis auf einem guten Ni-
veau. Lindner: „Der Fokus der
Entwicklung liegt auch in Zu-
kunft auf Fahrzeugen für die
Berg- und Grünlandwirtschaft,
die Landschaftspflege mit Forst-
und Feldeinsatz sowie ganzjähri-
ge kommunale Arbeiten.“

Lindner produzierte 2011 am
Standort Kundl 1.350 Geotrac-
Modelle sowie 200 Unitrac-
Transporter. Im Geschäftsjahr
2011/2012, das am 31. März en-
det, wird ein Umsatz von 75
Millionen Euro anvisiert. Der
Landmaschinenspezialist be-
schäftigt 220 Mitarbeiter. 

Lindner hat sich 2011 erfolgreich entwickelt. Bild: Lindner

Bokimobil:

Lösung für alle Anwendungen
Als Hersteller von Kommunalfahrzeugen ist die Kiefer GmbH
bereits weit über Deutschlands Grenzen hinaus bekannt. Es gibt
das schaltgetriebene Bokimobil Kommunalfahrzeug Typ 1151
und die Kiefer Hydrostaten-Familie HY 1251/1351. Alle Kiefer-
Modelle werden serienmäßig mit einem feuerverzinktem Fah-
rerhaus ausgestattet, das hydraulisch kippbar ist.

Die hydrostatisch betriebenen
Fahrzeuge sind auf Wunsch mit
einer Rechtslenkung auszustat-
ten. Das Bokimobil HY 1351 ist
der kraftvollste Hydrostat mit ei-
nem 122 PS-Iveco-Dieselmotor
und einer Außenbreite von 1,40
m. Das Bokimobil HY 1251 hat
ebenfalls einen Iveco-Motor mit
109 PS und eine Außenbreite
von 1,30 m. Alle Modelle gibt es
auch in einer B-Version mit einer
Außenbreite von 1,70 m. 

Totale Wendigkeit
und starke Leistung

Und schließlich gibt es noch
das Bokimobil HY 1251S: Für
einige Anwendungen ist dieser
Geräteträger besonders interes-
sant. Das S steht für schmal, und
dieses Fahrzeug ist es wirklich:
es ist nur 1,20 m breit und er-
laubt Arbeiten auf kleinstem
Raum. Das Schmalspurfahrzeug
eignet sich besonders für Arbei-
ten, bei denen es auf jeden Zenti-
meter ankommt, wie Reinigung
und Instandhaltung von Altstadt-
bereichen und Fußgängerzonen
und überall dort wo es besonders
eng hergeht. Wie gewohnt ver-
bindet der Geräteträger kompak-
te Abmessungen, totale Wendig-
keit und starke Leistung. 

Schnellwechselsystem

Allrad-Lenkung und 4 Len-
kungsarten (Vorderrad-, Hinter-
rad, Rundgang- und Hunde-
ganglenkung) sorgen weiterhin
für die extreme Wendigkeit z.B.

beim Kehr- und Mäheinsatz. Das
Schnellwechselsystem sorgt
dafür, dass eine Reihe von Anbau-
geräten in kürzester Zeit mit dem
Bokimobil zum Einsatz kommt.

Für die Städte- und Straßenrei-

nigung besonders interessant ist
die Boki Kehrsaug-Maschine.
Sie verfügt über einen großen
Schmutzbehälter, dessen Heck-
klappe vom Fahrersitz aus be-
dienbar ist. Die Schmutzaufnah-
me-Einheit, die am Fahrzeug-
heck montiert ist, besteht aus 2
schwenkbaren Tellerbesen, Saug-
haube und -kanal mit automati-
scher Grobschmutz-Aufnahme-
klappe. 

Das Bokimobil der Kiefer GmbH. 

Straßenreinigung und Winterdienst: 

Schnee, Staub und
Lärm besser im Griff

Innovationen auf der IFAT ENTSORGA

Straßenreinigung und Winterdienst sind Traditionsthemen auf
der IFAT ENTSORGA. Bei der nächsten Ausgabe der Welt-
leitmesse für Wasser-, Abwasser-, Abfall- und Rohstoffwirt-
schaft, die von 7. bis 11. Mai 2012 in München stattfindet, be-
legt der Bereich rund um Straßenreinigung und Winterdienst
gut 20.000 Quadratmeter Ausstellungsfläche. Die Branche
wird damit zur kommenden Veranstaltung wieder nahezu voll-
ständig in München vertreten sein.

Der schneereiche und lang an-
dauernde Winter 2010/11 geriet
für die deutschen Kommunen
sowie Autobahn- und Straßen-
meistereien zum Stresstest: Eng-
pässe in der Streumittelversor-
gung und in der Verfügbarkeit
von Räumfahrzeugen sowie
beim Personal machten deutlich,
dass dem Winterdienst hierzu-
lande wieder mehr Aufmerksam-
keit geschenkt werden muss. 

Effizienz

Beispielsweise sind bei den
Schneepflügen und -fräsen Lö-

sungen gefragt, die auch bei
großen Schneemengen und kom-
plexen Straßenbedingungen effi-
zient arbeiten. „Für viele Anwen-
der interessant sind unter ande-
rem Schneepflüge mit zuschalt-
barer Auswurfsperre“, so ein
Fachmann des Verbands Kom-
munaler Unternehmen (VKU),
einer der ideellen Träger der IFAT
ENTSORGA. Die Vorrichtung
helfe, Kreuzungsbereiche und
Haltestellen von Schneewällen
freizuhalten - Gefahrensitua-
tionen würden so vermieden.

Daneben können – vor allem
in Nebenstraßen mit festgefahre-

nen Spuren – weiterentwickelte
Schneepflüge mit beweglichen
Segmenten oder sich an die
Oberfläche anpassenden Schür-
fleisten das Räumungsergebnis
verbessern.

Mengenreduzierung

Beim Einsatz von Streusalz ste-
hen die Mengenreduzierung und
mehr Präzision bei der Dosierung
im Mittelpunkt der Entwicklung.
Seit geraumer Zeit hat Feuchtsalz
das Trockensalz ersetzt. Hinzu
kommt mehr und mehr die so ge-
nannte Flüssigstreuung, insbe-
sondere beim vorbeugenden
Streueinsatz. Feuchtsalz- und
Flüssigstreuung gewährleisten
einen geringeren Streusalzver-
brauch und eine exaktere Aus-
bringung. „Der Markt hält so-
wohl kombinierte Streuer bereit,
bei denen zwischen Flüssig- und
Feuchtsalzstreuung gewählt wer-
den kann, als auch reine Flüs-
sigstreuer, die eine schnelle,
großflächige, vorbeugende und
sehr salzsparende Streuung er-
möglichen“, heißt es aus dem
VKU. Speziell für die Flüssigs-
treuung wird mit der Präsentation
neuer Modelle auf der IFAT
ENTSORGA 2012 gerechnet.

GPS-Systeme

Für die rechtssichere Erfas-
sung, Dokumentation sowie Ab-
rechnung von Winterdienstlei-
stungen nutzen heute fast alle
Kommunen und sonstige Lei-
stungsträger GPS-Systeme. Sie
zeichnen automatisch Streu-
strecke, Räumaktivität und Streu-
menge auf. Auch hier gibt es noch
Verbesserungsmöglichkeiten.
Von den anstehenden neuen

Geräte- und Softwaregeneratio-
nen erwarten sich die Anwender
eine generelle Vereinfachung der
Systeme sowie speziell eine Re-
duzierung des betrieblichen Auf-
wands bei ihrer Einführung.

Emissionen

Bei der Straßenreinigung ist die
Emissionsreduzierung eine zen-
trale Aufgabe der technologi-
schen Weiterentwicklung - und
zwar sowohl in Punkto Lärm, als
auch in Punkto Feinstaub. Durch
Elektromotoren kann der Fahran-
trieb vieler Kehrmaschinen in an-
spruchsvollen Revieren sehr leise
ausgelegt werden. „Um aller-
dings in den Innenstädten und
Wohngebieten auch zu lärmsensi-
blen Zeiten arbeiten zu können,
müssen zudem die Geräusche aus
dem Saugbetrieb noch weiter re-
duziert werden“, betont der VKU. 

Neue Produkte

Zusätzlich zur Lärmreduzie-
rung ist die Verbesserung der Par-
tikelemissionen ein wichtiges
Thema. Maschinen mit Gas- und
Dieselantrieb, die die Euro-Nor-
men 5 und 6 erfüllen, haben auch
im Kehrmaschinenbereich mit
vielen neuen Produkten Einzug
gehalten. Allerdings kann auch
der Kehrsaugbetrieb eine bedeu-
tende Feinstaubquelle sein. Mög-
liche Lösungen sind die Befeuch-
tung des Kehrguts beim Kehrvor-
gang und innerhalb des Kehr-
behälters sowie leistungsfähige,
wartungsarme Filtereinheiten im
Kehrbehälterauslass.Verfahren
getestet. Der Herstellerverband
plant, den Test den Kunden auf
der IFAT ENTSORGA 2012
vorzustellen. 



Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG  Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

 Henne-Unimog GmbH  Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

  Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge  Industriestraße 29 – 33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com 

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG  Albert-Ruckdeschel-Str. 19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG  Werner-von-Siemens-Str. 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH  Robert-Bosch-Str. 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0, Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de

Der Unimog. Einer für alles.
 Mehr Wirtschaftlichkeit im Ganzjahreseinsatz.

Ob mähen, räumen, streuen, fräsen, reinigen oder transportieren, ob im Sommer oder im Winter: 

Der Mercedes-Benz Unimog ist 365 Tage im Jahr fl exibel einsetzbar. Mit bis zu vier An- und 

Aufbauräumen und Schnellwechselsystem sind Anbau geräte schnell und einfach ausgetauscht. 

Dabei ist der Unimog äußerst verbrauchsgünstig unterwegs. Informieren Sie sich jetzt bei 

Ihrem Unimog Partner oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog
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Mercedes Benz Hybrid:

Praxistest im
Kommunalbetrieb

Zusammen mit der Berliner Stadtreinigung (BSR) hat Daimler
einen Mercedes-Benz Econic BlueTec Hybrid ein Jahr lang im
Praxistest erprobt. Der Kraftstoffverbrauch dieses Econic 
BlueTec Hybrid lag nach den intensiven Erfahrungen von
12.000 Kilometern im Praxiseinsatz annähernd ein Viertel
niedriger als bei einem konventionell angetriebenen Modell hat
damit alle Erwartungen übertroffen, wie bei einem Presse-
gespräch vor Ort in Berlin mit Klaus Dieter Holloh, Leiter Vor-
entwicklung Daimler Trucks) deutlich wurde.

Der Berliner Econic hat in nur
einem Jahr mehrere tausend Li-
ter Diesel gespart und der Um-
welt viele tausend Kilogramm
CO2-Emissionen erspart. Er hat
darüber hinaus die Geräusch-
belästigung für Anwohner redu-
ziert. Klaus Dieter Holloh versi-
cherte, dass der Econic BlueTec
Hybrid bei diesem Test nicht
besser behandelt worden sei als
jeder andere Econic im Fuhrpark
der BSR. Dazu lasse der raue
Alltag der Müllwerker gar keine
Chance. 

Wichtige Rolle

In der weltweit angelegten Ent-

wicklungsstrategie von Daimler
kommt dem Econic BlueTec Hy-
brid Antrieb eine wichtige Rolle
zu. Der Econic habe in Berlin ge-
zeigt, was unter schweren Bedin-
gungen und mit Integration des
Aufbaus in den Fahrzeugantrieb
im schweren Sammel- und Ver-
teilerverkehr für überraschend
hohe Einsparungen möglich sei-
en, ohne jegliche Einschränkung
in der Praxis hinzunehmen.  Die
erreichten annähernd 25 Prozent
weniger Kraftstoff seien sensatio-
nell. Ebenso die Geräuschmini-
mierung durch das elektrische
Anfahren des Hybrid-Trucks und
den elektrischen Antrieb des Auf-
baus. Hinzu kommt die Zuverläs-

sigkeit dieses Prototyps im harten
Dauereinsatz. 

Breites Angebot

Mit Mercedes-Benz Econic
und Atego, dem Fuso Canter so-
wie dem Freightliner M2 biete
Daimler Trucks weltweit schon
jetzt das breiteste Angebot an
Lkw für den innerstädtischen
Verteilerverkehr. Drei Lkw die-
ses Quartetts werden alternativ
zum Dieselmotor bereits mit Hy-
bridantrieb in Serie angeboten.
Der Econic als Vierter in dieser
Reihe hat nun seine Kundener-

probung mit herausragenden Er-
gebnissen absolviert. Kein ande-
rer Nutzfahrzeug-Hersteller habe
eine solche Bandbreite an erfolg-
reichen Hybridantrieben. 

Schadstoffarmut

Wer den Econic schon heute
vor allem unter Umweltaspekten
einsetzen will, der macht mit den
aktuellen BlueTec- Dieselmoto-
ren nach Abgasstufe EEV nichts
falsch. Oder greift zum BlueTec
NGT mit Gasantrieb. Der fährt
leise und schadstoffarm mit Erd-
gas und Biogas. 

Klaus Dieter Holloh, Leiter Vorentwicklung Daimler Trucks,
beim Pressegespräch zum Econic BlueTec Hybrid. 

Unimog U 500 HLZ im Einsatz in Vorarlberg bei der Räumung
der Schneemassen des Sturmtiefs Andrea. 

Unimog U 500 HLZ in Vorarlberg:

Erfolgreich gegen
Schneemassen 

U 500 überzeugte bei über 10 Metern Neuschnee 
In Vorarlberg ist der Mercedes-Benz Unimog ganzjährig im

Einsatz: Winterdienst, Straßen- und Leitplankenreinigung und
das Mähen des Straßenbegleitgrüns werden seit Jahrzehnten
mit dem „Universal-Motor-Gerät“ erledigt. Doch Anfang des
Jahres 2012 brachte Sturmtief „Andrea“ besondere Herausfor-
derungen für die Unimog-Flotte des Felsenauer Bauhofs bei
Feldkirch/Frastanz, der den Straßenbetriebsdienst für rund
zwei Drittel der Landesstraßen des Vorarlbergs verantwortet. 

Über zehn Meter Neuschnee
fielen innerhalb von vier Tagen
am Arlbergpass, der wichtigsten
Verbindung zwischen dem west-
lichsten Bundesland Österreichs
und Innsbruck, überraschten die
Einsatzkräfte des Straßenbe-
triebsdienstes. Genauso drama-
tisch zeigte sich die Situation im
Montafon Richtung Silvretta
Hochalpenstraße, im Großen
Walsertal und an der Flexen-
straße nach Zürs und Lech. Die-
se Aufgabe konnte nur der Uni-
mog U 500 mit seinen 210 kW
(286 PS) Leistung und Schmidt
Vorbau-Schneefräse 105 – Ar-
beitsbreite 2,60 Meter – mei-
stern. Durch seinen Einsatz, so
Helmut Feuerstein, technischer
Leiter des Felsenauer Bauhofs,
ist es gelungen die ungewöhn-
lich hohen Schneemassen effek-

tiv von den Straßen zu räumen.

Hinterachszusatzlenkung
für optimale Wendigkeit 
im Schnee 

Die meterhohen Schneeberge
links und rechts der Straßen for-
dern Maßarbeit vom Fahrer des
Unimog. In diesen Einsatzfällen
erweist sich die Wechsellenkung
VarioPilot als Vorteil und die
HZL als Trumpf. Die HZL ver-
bessert die ohnehin schon ausge-
prägte Wendigkeit des Unimog
um ein Vielfaches und verringert
den Wendekreis um bis zu 30
Prozent. Im Ergebnis können
Kurvenbereiche heute mit der
Fräse zügig durchgefahren wer-
den. Ohne HZL war es erforder-
lich, Einschnitte in die Kurven
zu fräsen, um den erforderlichen

Kurvenradius zu erreichen. Die-
ses Vorgehen erforderte viele
Wende-, Vor- und Rückwärts-
fahrtmanöver. Mercedes-Benz
Special Trucks bietet die einma-
lige Technik heute als Variante
für Unimog, Econic sowie alle
Kommunal- und Feuerwehrfahr-
zeuge an.

Alpenstraßeneinsatz
mit variablem Aufbau

Die Unimog-Palette des Bau-
hofs Felsenau setzt zwei U 500
mit HZL ein, sowie einen weite-
ren U 500. Hinzu kommen ein U
1000 und ein U 130 sowie ein 29
Jahre alter U 406, den die Fel-
senauer-Mitarbeiter der Abtei-
lung Straßenbau liebevoll als

„Büffel“ bezeichnen. Er erweist
sich bis heute als unverwüstlich
und ist selbst schwierigsten Si-
tuationen im Alpenstraßenein-
satz mit verschiedenen Gerä-
teauf- und -anbauten gewachsen.
Für das breite Einsatzspektrum
des Fuhrparks Felsenau erwie-
sen sich die sechs Unimogs
während des Einsatzes in den
Schneemassen zu Beginn des
Jahres erneut als unverzichtbar.

Wirtschaftlichkeit

Die vorbildliche und zudem
für den Betreiber wirtschaftliche
Schneeräumung am Arlberg hat
auch in der europäischen Fach-
welt des Winterdienstes im Al-
penraum von sich Reden ge-

macht. Immer wieder kommen
interessierte Experten nach Vor-
arlberg, um sich am Arlbergpass
die Vorteile eines Unimog mit
HZL demonstrieren zu lassen.
Auch die Straßenbetriebsdienst-
Fachleute aus Andorra, seit Jahr-
zehnten Unimog-Kunden, woll-

ten sich vor Ort von den überle-
genen Eigenschaften des Uni-
mog mit HZL überzeugen. Nach
einer Demonstration seiner Lei-
stungsfähigkeit am Arlberg kauf-
ten die Verantwortlichen aus An-
dorra sechs Mercedes-Benz Uni-
mog U 500 mit HZL. 

Hoch hinaus mit
dem Unimog 5000

In über 2500 Metern Höhe transportiert der Unimog
Touristen zum Lavafeld des Torre del Filosofo 

Der Unimog 5000 wird höchsten Zielen gerecht: Jahr für Jahr
transportiert er zwischen Mai und Oktober Touristenströme
von der Seilbahnstation des Ätna auf 2500 Metern Höhe zum
Torre del Filosofo. Dort, in einer Höhe von 2935 Metern, begin-
nen Wanderungen für die Touristen, die das Brodeln aus näch-
ster Nähe erleben wollen. Über 300.000 Touristen besuchen jähr-
lich den Ätna auf Sizilien.

Die Unimog-Baureihe, die seit
2002 im Mercedes-Benz Werk
Wörth produziert wird, bringt be-
ste Voraussetzungen für den Ein-
satz unter härtesten Bedingungen
auf dem Ätna mit: Das weltweit
einzigartige Fahrzeugkonzept ga-
rantiert höchste Geländegängig-
keit. Flexibler Leiterrahmen, All-
radantrieb mit Differenzialsper-
ren in beiden Achsen und Por-
talachsen, dazu die Reifendruck-
Regelanlage Tirecontrol - jedes
technische Detail leistet einen
Beitrag dazu, dass das „Univer-
sal-Motor-Gerät“ der verlässliche
Partner auf den Geröllpisten und
Aschefeldern des höchsten akti-
ven Vulkans in Europa bleibt. 

Der hochflexible Unimog lei-
stet vor spektakulärer Kulisse
wichtige Dienste: Ein Busaufbau
auf dem U 5000 schafft den
Platz für die Touristen, die er si-
cher an der Seilbahnstation für
den steilen Weg nach oben ab-
holt. Zugleich wird auch ein
U1550 L eingesetzt, mit entspre-
chenden Vorrichtungen für seine
Aufgabe als Räumfahrzeug, der
die Wege von Schnee oder
Asche befreit. Zudem überzeu-
gen die vielfältigen Einsatzmög-
lichkeiten des Unimog beim Bau

einer neuen Seilbahn, nachdem
eine bestehende durch Vulkan-
ausbrüche zerstört wurde.

Geländewagen des Jahres

Im Jahr 2011 wählten die Leser
der Fachzeitschrift „Off Road“
den Unimog der Baureihe 4000
bis 5000 zum besten Geländewa-
gen des Jahres in der Kategorie
Sonderfahrzeuge. Der Einsatz auf
dem Ätna zeigt erneut, dass sich
der prämierte Unimog der Ehre
als würdig erweist. Haupteinsatz-
gebiete der Baureihe sind
grundsätzlich schwierige Einsät-
ze im Gelände abseits der Straße,
zum Beispiel bei der Feuerwehr,
im Katastrophenschutz, im Expe-
ditionseinsatz oder bei Service-
und Wartungsarbeiten in schwer
zugänglichen Gebieten.

Die Vielfältigkeit der Einsatz-
möglichkeiten, das einzigartige
Fahrzeugkonzept und die Langle-
bigkeit der Fahrzeuge erklären,
warum sich die Baureihen des
Unimogs seit über 60 Jahren
großer Beliebtheit erfreuen. Von
Beginn der Produktion an wurden
vom „Universal-Motor-Gerät“
mehr als 380 000 Einheiten ge-
baut. 

Unimog mit Busaufbau bringt Touristen sicher zum Lavafeld
des Torre del Filosofo. 
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Tagung in Biberach:

„Zukunftsstrategien für die 
kommunale Grünflächenplanung“ 

Für Politik und Verwaltung in den Kommunen ist der weltwei-
te Klimawandel bereits eine unausweichliche Herausforde-
rung. Welche Handlungsmöglichkeiten im kommunalen Raum
bestehen, zeigt nun eine Tagung auf. Große Bedeutung hierbei
hat der Umgang mit den eigenen grünen Ressourcen wie Grün-
flächen, Vorgärten, Straßenbegleitgrün etc. Die Weichen für ein
zukünftiges bewohnerfreundliches Stadtklima können durch
die Synergie von Klimaanpassung und der Dynamik in der
Stadtentwicklung gestellt werden. D.h. Verantwortliche haben
die Möglichkeit, durch koordinierte Maßnahmen und Zu-
kunftsstrategien klimaeffiziente Stadtstrukturen in einer nach-
haltigen Bauleitplanung zu entwickeln und zu sichern.
Viele Bäume und Stauden sind jedoch hinsichtlich des Klima-
wandels, der Emissionen und weiterer Stressfaktoren für den Frei-
raum in den Kommunen nicht mehr geeignet. Welche bewährten
Baumarten und Stauden sind in der Lage sich dem Klimawandel
anzupassen? Von welchen Pflanzenarten müssen wir uns verab-
schieden, welche sind für die Grünplanung geeigneter?
In dieser Tagung wird das Projekt 2021 durch Dr. Philipp Schön-
feld von der LWG Veitshöchheim vorgestellt. Helmut Lange vom
Arbeitskreis Stadtbäume der Gartenamtsleiterkonferenz wird da-
zu spannende Ergebnisse präsentieren. Handlungsanleitungen für
den künftigen Umgang im Öffentlichen Grün werden demon-
striert. Klimaprognosen und die dazu abzuleitenden Maßnahmen
werden zudem dargelegt. Dazu gehört ebenso die Anbauplanung
in den Baumschulen. Horst Schmidt, Gartenbaudirektor Karlsru-
he a.D. stellt beispielhafte, auf Nachhaltigkeit basierende Ent-
wicklungen aus dem Ausland vor. Cassian Schmidt vom Stauden-
sichtungsgarten Hermannshof in Weinheim berichtet über be-
währte und pflegeleichte Staudenkombinationen.
Ein spannendes Thema wird auch der abschließende Vortrag von
Tilo Lehneis sein. Durch Klimawandel und ungünstige Standort-
bedingungen sind Stadtbäume vom Zeitpunkt der Pflanzung mas-
siven Stressfaktoren ausgesetzt. Stressmerkmale lassen sich durch
visuelle Baumkontrolle oftmals frühzeitig erkennen und notwen-
dige Handlungsmaßnahmen durchführen.
Angesprochen sind Personen aus der kommunalen Verwaltung
insbesondere auch Landschafts- u. Stadtplaner sowie Land-
schaftsarchitekten, Personen aus Park- und Schlossverwaltungen,
Friedhofsverwaltungen, Wohnungsbaugesellschaften, ausführen-
de Firmen, Baumschulbetriebe, Architekten, grüne Verbände und
weitere Interessierte.
Die Tagung findet am 29. März 2012 im Landratsamt Biberach-
statt. Weitere Info: http://www.gartenakademie.info 

Jahrespressekonferenz Flughafen München II:

Signifikante 
Verkehrszuwächse

Ein deutliches Wachstum erzielte im vergangenen Jahr der
Flughafen München II Franz Josef Strauß. Wie der Vorsitzende
der FMG-Geschäftsführung, Dr. Michael Kerkloh, anlässlich
der Jahrespressekonferenz des Unternehmens am Münchner
Airport darstellte, könne man auf „signifikante Verkehrszu-
wächse“ zurückblicken. So verzeichnete der Flughafen mit dem
Rekordaufkommen von rund 38 Millionen Fluggästen eine Zu-
nahme um über drei Millionen Passagiere bzw. neun Prozent.
Kein anderer Flughafenstandort in Deutschland erreichte ein so
hohes prozentuales Wachstum.

Mit dem massiven Passagier-
zuwachs machte München auch
im weltweiten Ranking drei Plät-
ze gut und rückte auf Rang 27
vor. Wie beim Passagieraufkom-
men liegt München mit 410.000
Bewegungen darüber hinaus bei
der Anzahl der Starts und Lan-
dungen (plus fünf Prozent) auf
Platz 6 in Europa. Das Münch-
ner Luftfrachtaufkommen nahm
um vier Prozent zu und erreichte
den neuen Rekordwert von
286.000 Tonnen. 

Gesundes Unternehmen

Kerkloh zufolge weisen die
Ergebnisse des Jahres 2011 die
FMG als ein leistungsfähiges
und wirtschaftlich gesundes Un-
ternehmen aus, das in der Lage
ist, sich im Wettbewerb zu be-
haupten und die Herausforderun-
gen des Marktes zu meistern:
„Das gilt auch und gerade für die
von uns geplante Erweiterung
des Start- und Landebahnsy-
stems. Aufgrund der positiven
wirtschaftlichen Entwicklung

der vergangenen Jahre können
wir den Bau einer dritten Start-
und Landebahn nicht nur aus ei-
gener Kraft, sondern voraus-
sichtlich auch ohne Mittelzuflüs-
se vom Kapitalmarkt bestreiten.“

Die Luftverkehrsnachfrage am
Münchner Airport sei auch im
Jahr 2012 weiterhin ansteigend,
führte Kerkloh aus. Dies zeigten
die ersten Verkehrstrends des
neuen Jahres, nach denen das
Passagieraufkommen momentan
drei bis vier Prozent über dem
Vorjahreswert liegt. Bei der An-
zahl der Flugbewegungen habe
man im Januar dagegen ein
leichtes Minus von knapp drei
Prozent gegenüber dem Januar
2011 registriert. 

Kapazitätsengpässe

Dass die Bewegungen nicht
analog zum Passagierwachstum
ansteigen, sei mittlerweile auch
auf die Kapazitätsengpässe im
Start- und Landebahn-System
zurückzuführen, so der FMG-
Geschäftsführer. „Weil wir in

den besonders nachgefragten
Verkehrsspitzen keine freien
Slots mehr haben, müssen die
Fluggesellschaften – soweit ih-
nen das von ihrem Flottenbe-
stand und der spezifischen Pas-
sagiernachfrage auf der jeweili-
gen Strecke her überhaupt mög-
lich ist – größere Flugzeuge ein-
setzen, wenn sie ihr Angebot in
München nachfragegerecht er-
weitern wollen.“

Passagierzahl-Plus

„Für das Jahr 2012 erwarten
wir unter diesen Voraussetzun-
gen keinen nennenswerten An-
stieg des Bewegungsaufkom-
mens, wohl aber ein Plus bei den
Passagierzahlen. Auch in den
kommenden Jahren bis zur Inbe-
triebnahme der dritten Start- und
Landebahn ist vor dem Hinter-
grund der besonderen Anforde-
rungen des Drehkreuzverkehrs
und der Slotengpässe nur ein
moderates Wachstum der Flug-
bewegungen in München mög-
lich“, meinte Kerkloh. 

Da den Airlines auch im Hin-
blick auf eine weitere Vergröße-
rung der Sitzplatzkapazitäten
natürliche Grenzen gesetzt sind,
werde ein nicht unerheblicher
Teil der Verkehrsströme, der ei-
gentlich über München geführt
werden sollte, zu anderen inter-
nationalen Drehkreuzen auswei-
chen, prognostizierte Kerkloh

und ergänzte: „Mit diesem Ver-
kehr verlieren Bayern, die Lan-
deshauptstadt und die Flugha-
fenregion zwangsläufig auch die
daraus resultierenden Konjunk-
tur- und Beschäftigungsimpulse.
Nur durch eine zeitnahe Reali-
sierung der dritten Start- und
Landebahn können die verkehrs-
abweisenden Engpässe über-
wunden und die Weiterentwick-
lung des Drehkreuzes München
zugunsten des Wirtschaftsstan-
dortes und der Mobilitätschan-
cen der bayerischen Bevölke-
rung sichergestellt werden.“

Satellitengebäude

Bei dem zweiten strategischen
Ausbauvorhaben, dem Bau eines
Satellitengebäudes auf dem öst-
lichen Vorfeld, haben laut Ker-
kloh die ersten Baumaßnahmen
bereits begonnen: Der offizielle
Startschuss für den Bau des Sa-
telliten von Terminal 2 fällt am
23. April dieses Jahres mit der
Grundsteinlegung für das neue
Bauwerk. 

20. Jahrestag

Für den bevorstehenden 20.
Jahrestag des Münchner Flugha-
fens am 17. Mai 2012 kündigte
der Geschäftsführer eine öffent-
liche Geburtstagsparty im Mün-
chen Airport Center an: „Ich
glaube, dass diese zwei Jahr-
zehnte Flughafen München
wirklich ein Grund zum Feiern
sind, denn es gibt wohl wenige
Verkehrsinfrastrukturprojekte in
unserem Land, die sich mit einer
solchen Wachstumsdynamik
entwickelt haben und die welt-
weit über ein solches Ansehen
verfügen wie der Münchner
Flughafen.“ DK

Zukunftskonferenz für den Flughafen Nürnberg:

Potenziale und Strategien
Strategien für den Nürnberger Airport standen im Mittelpunkt
einer Flughafenkonferenz in der Norisstadt. Vertreter des Air-
ports, der Region Mittelfranken, der Kammern, der Tourismus-
verbände, der Messe sowie der Stadt und Experten der Airlines
diskutierten u. a. mit Nürnbergs CSU-Bezirkschef, Finanzmini-
ster Dr. Markus Söder und Wirtschaftsstaatssekretärin Katja
Hessel ein Marketingkonzept sowie Pläne zur wirtschaftlichen
Belebung des Flughafens.

„Die Nordanbindung hat die
gleiche Priorität wie die dritte
Startbahn in München“ machte
Minister Söder zu Beginn deut-
lich. Nürnberg benötige einen
Metropolflughafen für ganz
Nordbayern und keinen verklei-
nerten Stadtflughafen.

Die Potenziale des Flughafens
müssten ausgelotet werden. Das
sei „kein Sanierungskonzept,
sondern ein Entwicklungskon-
zept“. Ziel sei es, die Infrastruk-
tur des Flughafens und damit
seine Einnahmen so auszubauen,
dass die Gebühren für die Flug-
gesellschaften sinken könnten.
Dafür müsse der für die ganze
Region wichtige Flughafen brei-
ter aufgestellt und besser ver-
netzt werden.

Kongressgeschäft

Dies könne etwa durch weite-
re Geschäfte in den Terminals
oder das schon seit langem an-
gedachte Kongresszentrum
am Flughafen geschehen - die
Stadt und ihre Messegesellschaft
haben sich ohnehin die Auswei-
tung des Kongressgeschäftes auf
ihre Fahnen geschrieben. 

Auch die Steigerung des
Frachtverkehrs durch eine Ver-
knüpfung mit dem Hafen sei
möglich, ergänzte Wirtschafts-
staatssekretärin Katja Hessel.
Außerdem gebe es Bedarf an
weiteren Verbindungen etwa
nach Osteuropa. Die Tourismus-
zentrale sei ebenfalls eingebun-
den. Für die Erarbeitung des
Leitfadens, der Mitte 2013 vor-
gestellt werden soll, stellt das Fi-
nanzministerium 200.000 Euro
bereit, so Söder.

Auch Nürnbergs Wirtschafts-

referent Michael Fraas sieht in
der Verbindung Hafen-Flugha-
fen Entwicklungspotenziale. So
sollten die Teilnehmer an Fluss-
kreuzfahrten mit dem Flieger in
die Frankenmetropole kommen
und über die jetzt neu entstehen-
de Anlegestelle im Hafen an
Bord dieser Schiffe gehen. Al-
lein 80.000 Gäste seien im ver-
gangenen Jahr laut Fraas auf 650
Schiffen mitgefahren.

Exportquote von 50 Prozent

Die Bedeutung des Flughafens
für die mittelfränkische Wirt-
schaft stellte Nürnbergs IHK-
Hauptgeschäftsführer Markus
Lötzsch heraus. Diese habe eine
Exportquote von über 50 Pro-
zent. Da Märkte Gespräche sei-
en, seien die Unternehmer in
Mittelfranken und darüber hin-
aus in der gesamten Metropolre-
gion Nürnberg auf diesen Air-
port angewiesen, um zu ihren
Geschäftspartnern in aller Welt
zu gelangen. 

Osteuropa-Verbindungen

Bedarf sieht Lötzsch insbeson-
dere für Osteuropaverbindun-
gen, wuchs doch die fränkische
Wirtschaft im Handel mit Rumä-
nien allein in den vergangenen
zehn Jahren um 70 Prozent. 80
Prozent der mittelfränkischen
Firmen hätten inzwischen Nie-
derlassungen in diesem Land.

Im Rahmen der Flughafen-
konferenz habe sich auch Air
Berlin zum Standort Nürnberg
bekannt, hieß es. Die Gesell-
schaft hat ein Drehkreuz in Fran-
ken, baut aber ihre Präsenz in der
Hauptstadt aus. „Der Kosten-

druck der Airlines bei kleineren
Flughäfen, bei kleineren Ma-
schinen muss erleichtert wer-
den“, forderte Söder.

Nach drei Jahren mit roten
Zahlen hatten die beiden Flugha-
fen-Gesellschafter, die Stadt
Nürnberg und der Freistaat Bay-
ern, im Sommer 2011 mit einer
Finanzspritze über 40 Millionen
Euro und Bürgschaften aushel-
fen müssen. „Wir rechnen damit,
dass wir 2016 wieder positive
Zahlen schreiben“, erläuterte
Geschäftsführer Karl-Heinz
Krüger.

Rückgang

Im vergangenen Jahr nutzten
knapp vier Millionen Menschen
den Flughafen Nürnberg für ihre
Urlaubs- und Geschäftsreisen.
Das waren 2,6 Prozent weniger
als 2010. Der Rückgang sei in
erster Linie auf die gesunkenen
Umsteigerzahlen im Drehkreuz-
verkehr der Air Berlin zurückzu-
führen, teilte der Airport zu Be-
ginn des Jahres mit. Im Gegen-
satz dazu legte die Zahl der Flug-
gäste, die in Franken ihre Reise
begannen, leicht um 1,4 Prozent
zu. Vor allem der Linienverkehr
verzeichnete Zuwächse.

Die CSU Nürnberg-Nord be-
grüßte unterdessen die Ergebnis-
se der Flughafenkonferenz.
Kreisvorsitzender Tobias Schmidt
zufolge „erhalten endlich auch
der Nürnberger Flughafen und
sein Umfeld ein Entwicklungs-
konzept“. Daneben habe die
Konferenz gezeigt, auf welchen
Dreiklang es ankommen muss,
wenn der Flughafen wieder in
die Erfolgsspur kommen soll:
Kluge Erweiterung der Destina-
tionen, eine verbesserte Anbin-
dung ans Verkehrsnetz und end-
lich ein Angebot im kleineren
und mittleren Konferenzbereich,
das den Kongressstandort Nürn-
berg insgesamt stärkt.

Schmidt: „Mit diesen Maß-
nahmen kann der Nürnberger

Flughafen maßvoll, aber konse-
quent weiterentwickelt werden.
Gleichzeitig haben alle Beteilig-
ten klar gemacht, dass die These
vom Gesundschrumpfen keine
Perspektive für den Airport dar-
stellt und letztlich seinem Image
schadet.“

Neue Direktflugverbindungen
ins europäische Ausland, vor al-
lem nach Süd- und Osteuropa,

müssen nach Ansicht der CSU in
den Flugplan genommen wer-
den. Insgesamt müssten aber
auch die Rahmenbedingungen
für den Flughafen als „Tor der
Metropolregion“ deutlich ver-
bessert werden. Die von Finanz-
minister Söder initiierte Flugha-
fenkonferenz habe hierbei wich-
tige Impulse gegeben. DK

Rekordergebnis für Bus und Bahn:

Über 9,7 Milliarden
Fahrgäste 

Kundenzahlen im deutschen ÖPNV
stiegen in zehn Jahren um acht Prozent 

Immer mehr Menschen nutzen den Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) in Deutschland: Im Jahr 2011 fuhren mehr als
9,7 Milliarden Fahrgäste mit Bussen und Bahnen. Das ent-
spricht einer Steigerung von 0,7 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Seit 2002 sind die Kundenzahlen damit um fast acht Pro-
zent bzw. 700 Millionen Fahrgäste gestiegen. „Die Nachfrage
nach ÖPNV in Deutschland steigt seit Jahren. Das ist erfreulich
und ein deutliches Zeichen dafür, dass die Nahverkehrsunter-
nehmen landesweit erfolgreich arbeiten“, bilanziert Jürgen
Fenske, Präsident des Verbandes Deutscher Verkehrsunterneh-
men (VDV).

Ebenso wie die Fahrgastzah-
len stieg im vergangenen Jahr
auch die Verkehrsleistung im
ÖPNV: Busse und Bahnen fuh-
ren insgesamt über 91 Milliarden
Personenkilometer und legten
damit 874 Millionen Kilometer
mehr zurück als 2010. „Erstmals
fuhren die ÖPNV-Unternehmen
im Jahr 2011 täglich über 250
Millionen Personenkilometer.
Damit haben sie ihre Verkehrs-
leistung nochmal um fast ein
Prozent gesteigert“, so Fenske
weiter. 

Erträge steigen 

Durch den erfreulichen Kun-
denzuwachs sind auch die Erträ-
ge aus der Fahrgastbeförderung
weiter gestiegen. Nachdem diese
bereits im Jahr 2010 die Grenze
von 10 Milliarden Euro erstmals
knapp überschritten hatten, war
das Jahr 2011 noch erfolgrei-
cher: Mit rund 10,3 Milliarden
Euro wurde das Ergebnis aus

dem Vorjahr (10,018 Mrd.) deut-
lich übertroffen. „Der deutsche
ÖPNV wird immer effizienter
und ist auch ökonomisch be-
trachtet auf einem richtig guten
Weg. Busse und Bahnen galten
lange Zeit als hochgradig defi-
zitär, aber die steigenden Ein-
nahmen und ein Kosten-
deckungsgrad von durchschnitt-
lich über 77 Prozent beweisen
das Gegenteil. ÖPNV ist in
Deutschland mittlerweile deut-
lich wirtschaftlicher als in ande-
ren großen europäischen Indu-
strienationen“, erklärt Fenske.
Der Kostendeckungsgrad der
deutschen Nahverkehrsunter-
nehmen lag im Jahr 2010 bei
durchschnittlich 77,1 Prozent.
Durch Änderungen der gesetzli-
chen Bilanzierungsvorschriften
ist er damit um 0,3 Prozentpunk-
te im Vergleich zum Vorjahr ge-
sunken. Nach alter Rechnung
wäre er um 0,2 Prozentpunkte
auf dann 77,6 Prozent gestiegen.

Neben den positiven Ergebnis-

sen hat die ÖPNV-Branche auch
rückläufige Zahlen zu vermel-
den. Während in Großstädten
und Ballungsräumen die Nach-
frage überproportional steigt,
wirkt sich im ländlichen Raum
die demografische Entwicklung
negativ aus. „Wir haben zwar
insgesamt bundesweit einen
Fahrgastzuwachs, aber gerade in
ländlichen Regionen und Klein-
städten haben die Unternehmen
angesichts sinkender Bevölke-
rungszahlen und vor allem weni-
ger Schülern eher mit Fahrgast-
rückgängen zu kämpfen“, so
Fenske. Im regionalen Busver-
kehr sind die Fahrgastzahlen da-
her im letzten Jahr um 1,4 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr
gesunken. Und auch in Städten
mit weniger als 100.000 Ein-
wohnern sind die Zahlen im
Busverkehr rückläufig. 

Fuhrparkmanagement
Saubere Straßen, leere Müll-

tonnen, gepflegte Grünanlagen,
geräumte Wege im Winter – die
deutschen Kommunen legen
einen großen Wert auf eine le-
benswerte Umwelt. Das Herz-
stück für eine wirtschaftliche,
reibungslose und nachhaltige
Zielerfüllung ist hierbei der
kommunale Fuhrpark. Seine
Steuerung hat einen entschei-
denden Anteil am wirtschaftli-
chen Erfolg der Kommune, an
der Zufriedenheit der Kunden
und an dem Bild des Unterneh-
mens in der Öffentlichkeit. Das
Einsetzen eines Fuhrparkleiters
und seine qualifizierte Aus- und
Weiterbildung ist deshalb nur
die logische Schlussfolgerung
für einen Betrieb in der Kom-
munalwirtschaft. 

Die Akademie für Kommu-
nalfahrzeugtechnik bietet einen
Lehrgang von Praktikern aus
mehreren Kommunalbetrieben
für Praktiker an. Der Lehrgang
vom 18. bis 22. Juni 2012 in
Berlin schult die Teilnehmer in
betriebswirtschaftlichen, techni-
schen sowie organisatorischen
Belangen. 
www.kommunalfahrzeuge.biz
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VDV-Jahrespressekonferenz in Berlin:

Existenzielle Fragen
Rekordergebnis für Bus und Bahn 

Kostenexplosion im deutschen Schienengüterverkehr

Immer mehr Menschen nutzen den Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) in Deutschland: Im Jahr 2011 fuhren mehr als
9,7 Milliarden Fahrgäste mit Bussen und Bahnen. Das ent-
spricht einer Steigerung von 0,7 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Seit 2002 sind die Kundenzahlen damit um fast acht Pro-
zent bzw. 700 Millionen Fahrgäste gestiegen. „Die Nachfrage
nach ÖPNV in Deutschland steigt seit Jahren. Das ist erfreulich
und ein deutliches Zeichen dafür, dass die Nahverkehrsunter-
nehmen landesweit erfolgreich arbeiten“, bilanzierte Präsident
Jürgen Fenske bei der Jahrespressekonferenz des Verbandes
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) in Berlin.

Ebenso wie die Fahrgastzah-
len stieg im vergangenen Jahr
auch die Verkehrsleistung im
ÖPNV: Busse und Bahnen fuh-
ren insgesamt über 91 Milliarden
Personenkilometer und legten
damit 874 Millionen Kilometer
mehr zurück als 2010. „Erstmals
fuhren die ÖPNV-Unternehmen
im Jahr 2011 täglich über 250
Millionen Personenkilometer.
Damit haben sie ihre Verkehrs-
leistung noch einmal um fast ein
Prozent gesteigert“, betonte
Fenske.

Kundenzuwachs

Durch den erfreulichen Kun-
denzuwachs sind auch die Erträ-
ge aus der Fahrgastbeförderung
weiter gestiegen. Nachdem diese
bereits im Jahr 2010 die Grenze
von 10 Milliarden Euro erstmals
knapp überschritten hatten, war
das Jahr 2011 noch erfolgrei-
cher: Mit rund 10,3 Milliarden
Euro wurde das Ergebnis aus
dem Vorjahr (10,0 Mrd.) deutlich
übertroffen. „Der deutsche ÖP-
NV wird immer effizienter und
ist auch ökonomisch betrachtet
auf einem richtig guten Weg.
Busse und Bahnen galten lange
Zeit als hochgradig defizitär,
aber die steigenden Einnahmen
und ein Kostendeckungsgrad
von durchschnittlich über 77
Prozent beweisen das Gegenteil.
ÖPNV ist in Deutschland mitt-
lerweile deutlich wirtschaftlicher
als in anderen großen europäi-
schen Industrienationen“, mach-
te der VDV-Präsident deutlich.

Neben den positiven Ergebnis-
sen hat die ÖPNV-Branche auch
rückläufige Zahlen zu vermel-
den. Während in Großstädten
und Ballungsräumen die Nach-
frage überproportional steigt,
wirkt sich im ländlichen Raum
die demografische Entwicklung
negativ aus. „Wir haben zwar
insgesamt bundesweit einen
Fahrgastzuwachs, aber gerade in
ländlichen Regionen und Klein-
städten haben die Unternehmen
angesichts sinkender Bevölke-
rungszahlen und vor allem weni-
ger Schülern eher mit Fahrgast-
rückgängen zu kämpfen“, er-
klärte Fenske. Im regionalen
Busverkehr sind die Fahrgast-
zahlen daher im letzten Jahr um
1,4 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr gesunken. Und auch in
Städten mit weniger als 100.000
Einwohnern sind die Zahlen im
Busverkehr rückläufig.

Steigflug

Im Steigflug befinden sich da-
gegen Verkehrsaufkommen und
Verkehrsleistung im Schie-
nengüterverkehr. Diese nahmen
nach VDV-Hochrechnungen im
Jahr 2011 um etwa fünf Prozent
im Vergleich zu 2010 zu. Über
370 Millionen Tonnen transpor-
tierten die Unternehmen des
Schienengüterverkehrs im ver-
gangenen Jahr. Die Verkehrslei-
stung erreichte mehr als 112 Mil-
liarden Tonnenkilometer.

Trotzdem steht für viele deut-
sche Güterbahnen die Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem Spiel, da
die Branche in den kommenden
Jahren eine wahre Kostenexplo-
sion zu erwarten hat. Bis zum
Jahr 2015 werden die Aufwen-
dungen für Schienengüterver-

kehr in Deutschland auf Unter-
nehmensseite um etwa 27 Pro-
zent steigen. Dies hat der VDV
gemeinsam mit den deutschen
Güterbahnen ermittelt.

Energiekosten

Schuld an den stark zuneh-
menden Kosten seien verschie-
dene Faktoren wie steigende In-
frastruktur- und Energiekosten,
aber auch politische Regelungen
zur Interoperabilität auf europäi-
scher Ebene. „Der Schienengü-
terverkehr ist ein sehr preissensi-
bler Markt mit vielen klein- und
mittelständischen Unternehmen.
Sollte die von uns und den Un-
ternehmen errechnete Kosten-
steigerung Wirklichkeit werden,
stehen einige Güterbahnen vor
dem Aus“, so VDV-Hauptge-
schäftsführer Oliver Wolff.

Die Kosten für Fahrstrom sind
Wolff zufolge seit 2003 bereits
um mehr als 40 Prozent pro Zug-
kilometer gestiegen. Bis 2015 ist
auch wegen der zusätzlichen Be-
lastungen aus dem europäischen
Emissionshandel, von dem der
elektrische Schienenverkehr als
einziger Verkehrsträger vollstän-
dig erfasst wird, mit einem wei-
teren Kostenzuwachs von über
50 Prozent zu rechnen. Sollten
sich die Infrastrukturentgelte, al-
so die Kosten für die Nutzung
der Eisenbahnnetze, bis zum
Jahr 2015 sowie in den vergan-
genen Jahren entwickeln, steigen
allein hierdurch die gesamten
Produktionskosten von Güterzü-
gen um etwa vier Prozent. 

„Energiekosten und Infra-
strukturentgelte machen dann
zusammen etwa 40 Prozent der
Gesamtkosten pro gefahrenem
Kilometer aus. Hinzu kommen
Umrüstkosten für Lärmminde-
rung an den Wagen und Nachrü-

stung von Zugsicherungssyste-
men an den Loks. Jeder Zugkilo-
meter verteuert sich damit in den
nächsten vier Jahren um 27 Pro-
zent im Vergleich zu heute“, be-
tonte Wolff. Der VDV und die
deutschen Güterbahnen appellie-
ren deshalb an die Bundes- und
Landespolitik, den Aussagen,
dass man mehr Güterverkehr auf
die Schiene verlagern wolle,
auch Taten folgen zu lassen.

Bund und Länder werden vom
VDV zudem zu einer gemeinsa-
men Initiative gegen Schwarz-
fahren aufgefordert. Dabei soll
das erhöhte Beförderungsent-
gelt, also die Strafzahlungen für
Schwarzfahrer, von heute 40
Euro auf bis zu 60 Euro angeho-
ben werden. Wiederholungstäter
sollen gar bis zu 120 Euro zah-
len. „Deutschland hat ein kun-
denfreundliches, offen zugängli-
ches Bus- und Bahnsystem. Wer
dies durch vorsätzliches Fahren
ohne gültigen Fahrausweis miss-
braucht, begeht eine Straftat
und schadet damit den ehrlichen
Fahrgästen. Das können und
wollen wir nicht tolerieren“,
stellte der VDV-Hauptgeschäfts-
führer fest.

Schwarzfahrer

Der Verband schätzt, dass
jährlich rund 3,5 Prozent aller
Bus- und Bahnnutzer schwarz-
fahren. Dadurch entgehen den
deutschen Nahverkehrsunter-
nehmen pro Jahr bis zu 250 Mil-
lionen Euro an Einnahmen. Hin-
zu kommen Kosten in Höhe von
100 Millionen Euro jährlich für
den Einsatz von Kontrollperso-
nal. „Das sind 350 Millionen Eu-
ro, die die Verkehrsunternehmen
jedes Jahr kompensieren müs-
sen. Die Zeche dafür zahlen am
Ende die ehrlichen Kunden
durch höhere Fahrpreise, die
Kommunen durch höheren Defi-
zitausgleich und die Verkehrsun-
ternehmen durch geringere Ein-
nahmen.“

Nach Ansicht des VDV sind
die Themen Infrastruktur und
Finanzierung des ÖPNV sowie
Personenbeförderungsgesetz
(PBefG) von besonderer Dring-
lichkeit und noch bis Ende der

Legislaturperiode umsetzbar.
Zwar heiße es im Koalitionsver-
trag, die Bundesregierung wolle
bis Mitte der Legislaturperiode
über die Höhe der Finanzausstat-
tung für die ehemalige Gemein-
deverkehrsfinanzierung bis 2019
entscheiden. Dieses Ziel, ob-
schon für die Investitionsplanun-
gen der ÖPNV-Unternehmen
existenziell, sei jedoch verfehlt
worden. 

Erneuerungsinvestitionen

„Bereits heute haben wir einen
Rückstau an Erneuerungsinve-
stitionen von 2,4 Milliarden Eu-
ro, der jedes Jahr um 330 Millio-
nen Euro wächst. Hier muss eine
tragfähige gesetzliche Regelung
her, denn wir fahren vielfach
schon auf Verschleiß und an Ka-
pazitätsgrenzen“, erklärte Präsi-
dent Fenske. Der VDV macht in
diesem Zusammenhang erneut
deutlich, dass eine ausreichende
Finanzausstattung sogar im
Grundgesetz verankert ist: „Laut
Artikel 143c müssen die Finan-
zierungsmittel ‚angemessen und
erforderlich’ sein. Und dafür hat
die Bundesregierung zu sorgen,
dieser Verantwortung muss sie
sich stellen“, so Fenske weiter.

Das PBefG wollte die Bundes-
regierung laut Koalitionsvertrag
‚unverzüglich novellieren und an
den europäischen Rechtsrahmen
anpassen’. Fenske zufolge „ist
leider ein Ende der Debatten
ums PBefG immer noch nicht in
Sicht, daher ist der Begriff, un-
verzüglich’ nicht mehr zutref-
fend“. Dem VDV sei dabei
durchaus bewusst, dass die Um-
setzungsprobleme nicht allein
bei der Regierung zu suchen
sind, auch die Ländervertreter im
Bundesrat seien sich nicht einig.

„Trotzdem ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum sich Bundesre-
gierung und Bundesrat mit je-
weils eigenen Gesetzesentwür-
fen gegenseitig blockieren. Denn
die Branche hat schon vor fast
zwei Jahren einen gemeinsamen
und gangbaren PBefG-Entwurf
vorgelegt“, so der Präsident. Der
Vorschlag von VDV und dem
Bundesverband Deutscher Om-
nibusunternehmer sichere bei
Fragen der Vergabe von ÖPNV-
Leistungen ein ausgewogenes
Verhältnis von kommunaler Da-
seinsvorsorge und unternehmeri-
scher Initiative. Der VDV appel-
liert daher an Bundesrat und
Bundestag, sich nun schnellst-
möglich auf einen gemeinsamen
Entwurf zu einigen. DK

„Eine Runde
Lärmschutz!“ 

Rau Geosystem Süd bietet seine 
Grüne Schallschutz-Hecke auch für Kreisverkehre an
Eine runde Sache für den kommunalen Lärmschutz: Die „Grü-
ne Hecke“ der Rau Geosystem Süd GmbH aus Kaufbeuren (All-
gäu), eine begrünbare und besonders ökologische Lärmschutz-
wand, lässt sich nicht nur an kilometerlangen Geraden installie-
ren, sondern auch um die Kurve bauen und damit besonders gut
an Kreisverkehren einsetzen. Egal, ob am Ortseingang oder mit-
ten in der Stadt.

„Der kommunale Lärmschutz
ist für viele Gemeinden und
Behörden eine sehr große Heraus-
forderung. Mit unserer begrünba-
ren Lärmschutzwand bieten wir
eine Lösung an, bei der öffentli-
che Auftraggeber ihre Anforde-
rungen an Lärmschutz, Ökologie
und Ressourcen schonendes Bau-
en unter einen Hut bringen kön-
nen“, sagt Rau-Süd-Geschäftsfüh-
rer Erwin Königsberger und führt
als Referenz-Projekt die Kreisver-
kehr-Lärmschutz-Hecke in der
schwäbischen Stadt Illertissen
(17.000 Einwohner) im Landkreis
Neu-Ulm an.

Engere Radien

Die Schallschutzprofis von
Rau bauten die vier Meter hohe
Wand um die Kurve und sparten
sich kostenintensive Ecken.
„Auf diese Art konnten wir noch
engere Radien fahren. Diese
Bauweise ist wesentlich günsti-
ger, als wenn man rund betonie-
ren müsste“, so Königsberger.    

Das Baukonzept von Rau kam
in Illertissen an. „Ich habe bislang
nur positive Stimmen gehört.
Egal, ob es um die Lärmschut-
zwand in ihrer Funktion geht,
oder die Optik und Ausführung
der Rau Geosystem Süd GmbH:
Wir als Auftraggeber sind sehr zu-
frieden“, sagt der Leiter des städ-
tischen Tiefbauamtes der Stadt Il-
lertissen, Bernd Hillemeyr. 

Für die Kommune war im
Vorfeld der Umbauarbeiten am
Kreisverkehr im Saumweg klar,
dass ausschließlich ein platzspa-
rendes Wandsystem in Frage
kommt. Bei einer Versammlung
stellte die Stadt den Anliegern
verschiedene Systeme vor. Kein
massiver Steinwall, sondern eine
schlanke, hohe und so schnell
wie möglich begrünte Lärm-
schutzwand sollte den Kreisver-
kehr optisch und funktionell auf-
werten, den verkehrsbedingten
Lärm absorbieren. 

Grüne Hecke

Rau bekam den Zuschlag und
legte sofort den Grundstein dafür,
dass die Lärmschutzwand bald
nur noch als grüne Hecke zu er-
kennen ist. Die Begrünung be-
schleunigen soll ein oben auf der
Wand integrierter zusätzlicher
Pflanzhorizont. „Die Pflanzen
wachsen somit nicht nur von un-
ten nach oben, sondern auch von
oben nach unten“, erklärt Königs-
berger. Gepflanzt wurden Efeu,
Klematis und „Wilder Wein.  

Im Nachgang der ersten Bau-
maßnahmen gab es bereits ein
großes Lob in punkto Flexibi-
lität: „Mir hat sehr gut gefallen,
dass bei diesem System nicht al-
les bis ins letzte Detail geplant
werden muss, sondern, dass man

technische und optische Korrek-
turen auch kurzfristig vorneh-
men kann“, sagt Hillemeyr. So
schloss das Rau-Team die Ver-
bindungslücke zwischen der
neuen 4 Meter Wand und dem
alten Lärmschutzwall mit einer
Spezialkonstruktion so, dass
jetzt alle zufrieden sind.  

Die ökologischen Lärm-
schutzwände von Rau bieten
Sicht-, Schall- und Lärmschutz
von Anfang an. Die Begrünung
der Wand entwickelt sich schnell
und von selbst auf einem Vlies
mit aufgesteppter Kokosfaser.
Wandmaterial und Oberflächen-
struktur der ökologischen Lärm-
schutzwände bieten nach EN
ISO 140-3 die bestmögliche
Schalldämmung und den höch-
sten Standard bei der Schallab-
sorption.   

CO2-Gleichgewicht

Die bepflanzten Lärm-
schutzwände von Rau schlucken
nicht nur den Schall, sondern
auch Abgase und tragen durch die
Austauschprozesse bei der Photo-
synthese nachhaltig zum Co2-
Gleichgewicht bei. Die Wände
nutzen den Regen und kommen
somit ohne künstliches Bewässe-
rungssystem aus. Rau verwendet
ein UV-beständiges, unverrotba-
res Geotextil, das extra für das
Unternehmen aus Kaufbeuren
produziert wird. Durch ein Steck-
system entfallen aufwändige
Schweißarbeiten. Das System
wird von Fachkräften vor Ort auf-
gestellt, kann aber auch als Bau-
satz geliefert werden.    

Die massiven und stückver-
zinkten Trägerprofile und Gitter-
matten des vorgefertigten Korb-
gerüsts sind korrosionsbeständig
und so stark dimensioniert, dass
statische Anforderungen erfüllt
werden. Mit wenig Aufwand
können sogar Photovoltaik-Mo-
dule montiert werden. Mit dieser
weltweit einzigartigen Kombi-
nation können Kommunen, Un-
ternehmen und Privatpersonen
bereits nach vier Jahren Geld
verdienen. 

Die Lärmschutzwand „Grüne Hecke“ im Bau. 

Joachim Herrmann zur Verkehrsunfallstatistik 2011: 

Insgesamt positive Bilanz 
„Die Zahl der Verkehrsunfälle in Bayern ist im Jahr 2011 weiter
gesunken. Leider gab es aber mehr Verletzte und Tote auf Bay-
erns Straßen. Das entspricht dem traurigen bundesweiten
Trend.“ Mit diesen Worten stellte Innenminister Joachim Herr-
mann die Verkehrsunfallstatistik 2011 vor. 

Die Zahl der Verkehrstoten im
letzten Jahr sei mit 778 bedauer-
lich. Im Jahr 2010 habe hier mit
697 Unfalltoten der bisher niedrig-
ste Stand seit Beginn der Unfal-
laufzeichnungen im Jahr 1954
verzeichnet werden können. Herr-
mann: „Wir dürfen aber nicht ver-
gessen, dass wir in den vergange-
nen zehn Jahren einen deutlichen
Rückgang um knapp 40 Prozent
erreicht haben. Neben der Verbes-
serung der aktiven und passiven
Sicherheit der Fahrzeuge haben
wir das auch unserer umfangrei-
chen Verkehrssicherheitsarbeit zu
verdanken.“ Auch künftig wird
die Sicherheit auf Bayerns Straßen
ein Schwerpunktthema bleiben.
Hierzu erarbeitet das Innenmini-
sterium derzeit ein neues Ver-
kehrssicherheitsprogramm, das im
Mai 2012 vorgestellt wird. „Damit
werden wir wichtige Weichenstel-
lungen für die kommenden fünf
Jahre festlegen“, so Herrmann. 

Während 2011 in Bayern die
Zahl der Verkehrsunfälle um
zwei Prozent auf rund 350.000
sank, stieg die Zahl der Verletz-

ten um knapp vier Prozent auf
70.200 Personen. 778 Menschen
sind 2011 auf bayerischen
Straßen ums Leben gekommen.
Hier waren insbesondere die
Monate August und Dezember
mit 25 bzw. 35 mehr Getöteten
als im Vorjahr ursächlich. Auch
die Zahl der getöteten Motorrad-
fahrer stieg um knapp 19 Prozent
auf 159. Bei den Radfahrern be-
trug der Anstieg mit 74 Getöte-
ten rund 14 Prozent. Die Zahl
der im Verkehr getöteten Kinder
lag wie im Vorjahr bei 13. Mit
37.500 Unfällen wurde letztes
Jahr bei den jungen Fahrern zwi-
schen 18 und 24 Jahren der nied-
rigste Stand seit 2003 erreicht. 

Junge Leute

Laut Herrmann sind „die jun-
gen Leute dennoch die häufig-
sten Unfallverursacher.“ Bei den
älteren Verkehrsteilnehmern war
auffällig, dass von den getöteten
Fußgängern knapp 60 Prozent
über 64 Jahre alt waren. Auch im
vergangenen Jahr beruhten die

tödlichen Verkehrsunfälle am
häufigsten auf überhöhter oder
nicht angepasster Geschwindig-
keit. Weitere Unfallursachen wa-
ren das Abkommen von der
Fahrbahn und die Missachtung
der Vorfahrt. Herrmann: „Auch
durch Alkoholeinfluss verur-
sachte Unfälle haben zugenom-
men. Hier stieg die Zahl der
getöteten Verkehrsteilnehmer
um 37 Prozent auf 96. Dazu
kommt, dass 93 getötete Fahr-
zeuginsassen nicht angeschnallt
waren. Wir werden deshalb bei
Verkehrskontrollen ein verstärk-
tes Augenmerk darauf legen.“ 

Rückgang

„Das Ziel unserer auf fünf Jah-
re ausgelegten Aktion „Sicher
und Fair im Straßenverkehr“, die
Verkehrstoten um ein Fünftel zu
reduzieren, haben wir wegen der
Steigerungen im letzten Jahr lei-
der nicht erreicht“, so Herrmann.
Erreicht haben wir aber unser
zweites Ziel, die Sicherheit für
schwächere Verkehrsteilnehmer
zu erhöhen. Die Zahl der getöte-
ten Kindern, Älteren, Radfahrer
und Fußgänger ist im Aktions-
zeitraum merklich zurückgegan-
gen. 

http://www.zillertal.at
http://www.hotel-braeu.at
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Energiespeicherung mittels
Pumpspeicherkraftwerke

Die Rhein-Main-Donau AG plant gemeinsam mit der österreichi-
schen VERBUND AG das mit rund 350 Millionen Euro (Kalkula-
tionsbasis 2009) derzeit größte Energieinvestment in Bayern. An
der österreichisch-bayerischen Grenze östlich von Passau ist der
Bau des Energiespeichers Riedl mit einer Gesamtleistung von 300
Megawatt vorgesehen. Das Raumordnungsverfahren wurde im
August 2011 mit der positiven Landesplanerischen Beurteilung
erfolgreich abgeschlossen. Die Eröffnung des Planfeststellungs-
verfahrens ist im Frühjahr 2012 vorgesehen. 

Dr. Albrecht Schleich, Vorstand
der Rhein-Main-Donau AG, erläu-
terte der Kommission zur parla-
mentarischen Begleitung der En-
ergiewende in Bayern die dringen-
de Notwendigkeit zur Errichtung
von Pumpspeicheranlagen wie des
Energiespeichers Riedl, will man
die Energiewende in Bayern in der
geplanten Art umsetzen.

Pumpspeicherkraftwerke wie
Riedl können Strom in großen
Mengen speichern und bei Bedarf
in sekundenschnelle wieder ins
Netz einspeisen. In allen vorlie-
genden Energiekonzepten spielen
sie eine entscheidende Rolle bei
der Speicherung erneuerbarer En-
ergie aus Sonne und Wind. Ener-
giespeicher wie Riedl werden ei-
nen unverzichtbaren Beitrag zur
Integration der erneuerbaren Ener-
gien sowie zur kurzfristig notwen-
digen Stabilisierung des Stromnet-
zes und zur zuverlässigen Bereit-
stellung von Regelenergie leisten.

Hoher Wirkungsgrad

Schleich verdeutlichte, dass die
einzigen heute wirtschaftlich zu
realisierenden Speicheroptionen
für Strom im großtechnischen
Maßstab Pumpspeicher- bzw.
Speicherkraftwerke sind. Immer-
hin erreichen solche Anlagen ei-
nen ausgezeichneten Wirkungs-
grad von rund 80 Prozent. Damit
ist die Stromspeicherung mittels
Pumpspeicherkraftwerken mit
Abstand die effizienteste Form
der Speicherung. Schleich be-
stätigte die Notwendigkeit, alle
Formen von Speichertechnologi-
en intensiv zu erforschen. Es gehe
nicht darum, die eine gegen die

andere Speichermethode auszu-
spielen, sondern jede entspre-
chend ihres künftigen Einsatzge-
bietes zur wirtschaftlichen und
ökologisch vertretbaren Einsetz-
barkeit und technischen Zuverläs-
sigkeit weiterzuentwickeln. So-
lange es dort aber an einer ent-
sprechenden Marktreife mangele,
müsse man vorrangig auf die aus-
gereifte, langlebige und zuverläs-
sige Energiespeicherung mittels
Pumpspeicherkraftwerken setzen.
Angesichts der seit 2011 deutlich
beschleunigten Energiewende ist
der Bau von Pumpspeicherkraft-
werken dringend erforderlich.
Wer es mit der Energiewende
ernst meine, komme um den Bau
zusätzlicher Pumpspeicheran-
lagen nicht herum. 

Steigender Speicherbedarf

Die meisten Experten sind sich
einig, dass in einer erneuerbaren
Energiewelt der Bedarf an Strom-
speicherung deutlich steigt. Die in-
stallierte Leistung bei Pumpspei-
cherwerken in Deutschland liegt
derzeit bei „nur“ rund 6.500 Me-
gawatt(MW), die Speicherkapa-
zität beträgt etwa 40 Millionen Ki-
lowattstunden(kWh). In Bayern
sind rund 550 MW installiert, die
knapp über drei Millionen kWh
speichern können. Die Rhein-
Main-Donau AG verfügt über ein
Pumpspeicherkraftwerk in Lan-
genprozelten/Franken mit einer
Leistung von 164 Megawatt.

Die Deutsche Energieagentur
(Dena) ging schon 2009, also vor
der Verkündung der Energiewen-
de, von einem zusätzlichen Spei-
cherbedarf bis 2020 von 7.500

Region Mainfranken GmbH:

Gaskraftwerk in Grafenrheinfeld 
Landkreis Schweinfurt. Der Ausstieg Deutschlands aus der
Kernenergie ist beschlossene Sache. Auch das Kernkraftwerk in
Grafenrheinfeld (KKG) wird wohl Ende des Jahres 2015 stillge-
legt. Aus diesem Grund setzt sich der Schweinfurter Landrat
Harald Leitherer schon seit Monaten für ein Gaskraftwerk am
Standort Grafenrheinfeld ein.

Dieses Anliegen war auch The-
ma im Landratsamt Schweinfurt,
als Ministerpräsident Horst See-
hofer im Herbst u. a. mit dem
Landrat und mit dem KKG-Be-
triebsrat über die Energiewende
in Deutschland diskutierte.

Auch die unterfränkischen

Landräte halten die Errichtung ei-
nes Gaskraftwerks am Standort
Grafenrheinfeld für dringend not-
wendig. Bei der jüngsten Dienst-
besprechung wurde auf Anregung
von Landrat Thomas Habermann
(Landkreis Rhön-Grabfeld) be-
schlossen, das Thema in der Regi-

on Mainfranken GmbH einzu-
bringen: Diese soll sich demnach
geschlossen für ein Gaskraftwerk
in Grafenrheinfeld einsetzen.

Antrag im Landkreistag

Einen entsprechenden Antrag
wird Landrat Leitherer in seiner
Funktion als Vorsitzender des
Bezirksverbandes im Bayeri-
schen Landkreistag im Namen
aller unterfränkischen Landräte
einbringen. 

Im Bild (v. l.): die Landräte Eberhard Nusser (Landkreis Würzburg), Rudolf Handwerker (Land-
kreis Haßberge), Roland Schwing (Landkreis Miltenberg), Landrätin Tamara Bischof (Landkreis
Kitzingen), Thomas Habermann (Landkreis Rhön-Grabfeld), Dr. Ulrich Reuter (Landkreis
Aschaffenburg), Harald Leitherer (Landkreis Schweinfurt) und Thomas Bold (Landkreis Bad
Kissingen) gemeinsam mit Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer (3. v. l.) und Johannes Reile,
geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen Landkreistages (2. v. r.). 

MW aus. Die Deutsche Bank Re-
search kommt in einer aktuellen
Studie ebenfalls zu einer Verdopp-
lung des Speicherbedarfs bis
2025. Die Boston Consulting
Group geht in ihren aktuellen Be-
rechnungen sogar von einer Aus-
baunotwendigkeit an Speichervo-
lumen von jetzt 6.500 MW auf
rund 28.000 MW bis 2025 aus. In
Deutschland sind aktuell etwas
über 2.000 MW neuer Pumpspei-
cherkraftwerksleistung projektiert
und mehrere weitere Projekte in
Planung. Das im bayerischen En-
ergiekonzept 2011 genannte Po-
tential für Pumpspeicherkraftwer-
ke in Bayern von zusätzlichen
2.000 MW ist realistisch. Eine
entsprechende Umsetzung erfor-
dert allerdings die Fähigkeit und
Bereitschaft zu Investitionen in
Milliardenhöhe.

Verantwortung

Schleich dankte der Bayeri-
schen Staatsregierung und den
Fraktionen im Bayerischen Land-
tag für die breite Unterstützung zur
Realisierung des Zukunftprojekts
Energiespeicher Riedl. Gleichzei-
tig appellierte er an die NGO’s,
sich ihrer gesellschaftlichen Ver-
antwortung zu stellen und die En-
ergiewende nicht nur generell,
sondern auch konkret in Gestalt
des Energiespeichers Riedl zu un-
terstützen. 

Die Stechert Arena:

Eine Bereicherung für Bamberg
Weltklasse-Tennis und Rockbühne – Interview mit Hallenmanager Horst Feulner

„Wir werden ein fantastischer Gastgeber sein.“ Dieses Verspre-
chen, das Oberbürgermeister Andreas Starke und Bürgermei-
ster Werner Hipelius im Vorfeld des Davis-Cups gegeben hatten,
hat Bamberg gehalten. Das Tennis-Nationalteam und Trainer
Patrik Kühnen fanden trotz der 1:4-Niederlage gegen Argenti-
nien nur lobende Worte für die einmalige Stimmung und Unter-
stützung in der Stechert Arena. Eigens für das Tennisturnier
wurde hier ein Sandplatz eingebaut. Ein Interview mit Hal-
lenmanager Horst Feulner: 

GZ: Die Davis-Cup-Begeg-
nung in Bamberg hat große
mediale Beachtung gefunden.
Wie bewerten Sie dieses Sport-
ereignis für unsere Stadt?

Feulner: Die Davis-Cup-Be-
gegnung Deutschland gegen Ar-
gentinien war für Bamberg sicher
das bedeutendste Sportevent des
Jahres. 12.000 begeisterte Zu-
schauer und eine durchwegs po-
sitive Berichterstattung in den na-
tionalen und internationalen Me-
dien haben das Image der Ste-
chert Arena und der ganzen Stadt
Bamberg nachhaltig verbessert. 

GZ: Die Stechert Arena wird
in Bamberg oft „nur“ als
Heimstätte der Brose Baskets
wahrgenommen. Wie definie-
ren Sie die Halle?

Feulner: Natürlich sind die
Basketballer das sportliche Aus-
hängeschild der Bamberger Arena
und für die ganze Stadt. Aber die
Stechert Arena ist eine Multifunk-
tionshalle, in der nahezu jede
denkbare Veranstaltung auch rea-
lisierbar ist. Neben Basketball hat-
ten wir schon Boxkämpfe, Turn-
veranstaltungen, die Deutschen
Meisterschaften im Tischtennis
und jetzt internationales Tennis.
Noch breiter aufgestellt sind wir
im außersportlichen Bereich: von
Hardrock bis Schmusemusik, von
Musical bis Volksmusik, Immobili-
enmesse, Reptilienausstellung
oder Lipizzaner-Gala, Comedy,
Schlager, große Firmenveranstal-
tungen oder Prüfungen der Uni-
versität. Um eine Spezialimmobi-
lie wie die Stechert Arena wirt-
schaftlich betreiben zu können, ist
ein so umfangreicher Veranstal-
tungsmix ein absolutes Muss!

GZ: Blicken wir hinter die
Kulissen. Was muss das Hal-
lenteam tagtäglich leisten?

Feulner: Ich möchte die Fra-
ge am Beispiel des Wochenendes
vor dem Davis Cup beantworten.
Am Freitag wurde die Halle für
das Konzert mit Andrea Berg
vorbereitet. Dazu musste das ge-

samte Basketball-Equipment in-
klusive der Stehtribüne Süd ab-
gebaut und aus der Halle ge-
schafft werden. Danach wurden
der Parkettboden mit einer
Schutzplane abgedeckt, eine 250
Quadratmeter große Bühne, die
Einlass-Schleusen und die Ab-
sperrgitter aufgebaut.

Am Samstag ab 7 Uhr begann
der Aufbau des Tournee-Equip-
ments. 17 Uhr Soundcheck, 18
Uhr Einlass, 20 Uhr Konzertbe-
ginn. Nach Showende wurden
Technik und Bühne wieder abge-
baut - bis etwa 5.30 Uhr. Direkt im
Anschluss musste erneut für Bas-
ketball aufgebaut werden. 10.30
Uhr Training der Brose Baskets,
16 Uhr Spielbeginn Bamberg ge-
gen Bonn. Nach dem Bundesliga-
spiel musste alles wieder ausge-
baut werden. Gegen 21 Uhr be-
gann dann bis in die frühen Mor-
genstunden der Einbau des Tennis-
bodens. Während der Boden aus-
härtete, wurde die Halle werbefrei
gemacht. In der Nacht von Montag
auf Dienstag erfolgten dann die
Restarbeiten am Boden wie Ein-
bau der Linien und Aufbringen der
Sandschicht. Am Dienstag um 9
Uhr trainierte dann erstmals die
argentinische Mannschaft.

Ich denke, dieses Beispiel zeigt
eindrucksvoll, dass an die Ein-
satzbereitschaft und Flexibilität
aller Mitarbeiter der Stechert
Arena höchste Anforderungen
gestellt werden. An dieser Stelle
ein herzliches Dankeschön für
das riesige Engagement unserer
Mitarbeiter und unseres örtli-
chen Partners, den Veranstal-
tungsservice Bamberg mit Gaby
Heyder an der Spitze.

GZ: Was war der skurrilste
Sonderwunsch, den Sie für ei-
nen Mieter der Halle organi-
sieren sollten?

Feulner: Ich erinnere mich an
eine Zirkusveranstaltung, bei der
ein kleiner Junge auf einem 3,5
Tonnen schweren Elefanten durch
die Arena hätte reiten sollen.

Nach Auskunft des Statikers wäre
ein Schaden an der Hallendecke
nicht auszuschließen gewesen.
Wir mussten schweren Herzens
auf den Elefanten verzichten.

GZ: Träumen Sie doch mal:
Welche Veranstaltung würden
Sie gerne in die Arena holen?

Feulner: Ich bin erklärter
Rockmusikfan. Ein Konzert mit
AC/DC in der Stechert Arena wä-
re ein Traum! 

„Wer spart, gewinnt!“
Neuauflage des Stromsparpreises der Gemeinde Buttenwiesen

„Wer spart, gewinnt!“ – so lautet wieder das Motto des 2. Strom-
sparpreises der Gemeinde Buttenwiesen. Nach der ersten Auflage
2009/10 geht es in Buttenwiesen auch in diesem Jahr wieder dar-
um, durch die Anschaffung energieeffizienter Geräte und die Op-
timierung des persönlichen Verhaltens möglichst viel Strom inner-
halb eines Kalenderjahres einzusparen. Bürgermeister Norbert
Beutmüller erläuterte die Gründe für die Auslobung des Preises:
„Energiesparen ist die einfachste und effektivste Methode, um das
Klima zu schützen und den Atomausstieg erfolgreich zu gestalten.“

Teilnahmeberechtigt sind alle
privaten Haushalte im Gemein-
degebiet Buttenwiesen. Für den
Preis sind zwei Kriterien aus-
schlaggebend: 

1. Eine möglichst hohe pro-
zentuale Stromeinsparung im
Kalenderjahr 2012 im Vergleich
zum Vorjahr. Grundlage hierfür
ist die Stromabrechnung des
Stromlieferanten.

2. Die Originalität und Nach-
haltigkeit der ohne Verlust an
Lebensqualität getroffenen Maß-
nahmen sowie die Übertragbar-
keit auf andere Verbraucher
(Vorbildfunktion). 

Für den 1., 2. und 3. Platz gibt
es Gutscheine über 500, 300 und
200 Euro. Die Gutscheine be-
rechtigen zum Kauf von Haus-
haltsgeräten aller Art in der je-
weils energieeffizientesten Klasse
bei einem örtlichen Elektrohänd-
ler oder können als gemeindlicher
Zuschuss für Investitionen in re-
generative Energien oder ökolo-
gische Maßnahmen verwendet
werden. Über die Preisvergabe
entscheidet eine Jury.

Neben diesen Hauptpreisen gibt
es zwei neue Sonderpreise für den
vorbildlichsten Energiehaushalt
und für Familien. Der Sonderpreis
für den vorbildlichsten Energie-
haushalt in Höhe von 300  richtet
sich an diejenigen Haushalte, die

bereits in den vergangenen Jahren
effizient und sparsam mit Energie
umgegangen sind und die deshalb
kaum mehr über nennenswerte
Einsparpotenziale verfügen. Maß-
geblich für diesen Preis ist die Ge-
samtbewertung aller getroffenen
Energiesparmaßnahmen und ein
besonders niedriger Pro-Kopf-
Stromverbrauch. Auch hier ent-
scheidet eine Jury über die Preis-
vergabe.

Der Sonderpreis für Familien
ist für die Schülerinnen und
Schüler der Ulrich-von-Thür-
heim-Volksschule Buttenwiesen
gedacht. Können sie ihre Eltern
motivieren, am Wettbewerb teil-
zunehmen, haben sie die Chan-
ce, Eintrittskarten für das Lego-
land in Günzburg für die gesam-
te Familie zu gewinnen. Alle
Einsendungen der Eltern landen
in einem Lostopf, aus dem der
Gewinner gezogen wird.

Teilnehmen ist ganz einfach:
Mit dem März-Rathausbrief wer-
den die Fragebögen an alle Haus-
halte versandt. Zudem liegen die
Fragebögen im Rathaus aus oder
können über die Internetseite der
Gemeinde Buttenwiesen online
ausgedruckt werden. 

Wahlen in Lindau und Bodenmais:

Siege für Ecker und Haller
In Lindau und Bodenmais wur-
den die Rathauschefs neu ge-
wählt. Per Stichwahl entschieden
dabei die Lindauer Bürger, wer sie
in den kommenden sechs Jahren
regiert. Als Nachfolger der partei-
losen Amtsinhaberin Petra Seidl,
die von den Freien Bürgern unter-
stützt und nach zwei Amtszeiten
überraschend deutlich abgewählt
wurde, fiel die Wahl auf den Kan-
didaten von SPD und Freien
Wählern, Gerhard Ecker, der 60,3
Prozent der Stimmen auf sich ver-
einen konnte. Im ersten Wahl-
durchgang hatte er bereits gegen
drei weitere Konkurrenten 34,7
Prozent der Stimmen erreicht. Der
CSU-Bewerber Klaus Tappeser
kam nunmehr auf 39,7 Prozent.

Die Wahlbeteiligung lag bei 51,7
Prozent. Der neue Oberbürger-
meister soll sein Amt am 1. April
2012 antreten. 

Joachim Haller (CSU) heißt
der neue Bürgermeister der Bay-
erwald-Gemeinde Bodenmais.
Der 43-jährige Bankkaufmann
holte im ersten Wahlgang 54
Prozent der Stimmen. Jochen
Koller (Freie Wähler) kam auf
23,4 Prozent, Josef Weikl (par-
teilos) auf 22,6 Prozent. Die
Wahlbeteiligung lag bei 66 Pro-
zent. Die Wahl war notwendig
geworden, nachdem Bodenmais`
Bürgermeister Michael Adam
(SPD) im November 2011 zum
Landrat des Landkreises Regen
gewählt worden war. DK
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„Ahhh Leute, wie herrlich.
Ihr könnt euch gar nicht vor-
stellen, wie gut ich mich erholt
habe. Es geht nichts über eine
Woche im Schnee.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, kam nach
seinen Winterferien prächtig
erholt und strahlender Laune
wieder ins Büro.

Ich verstehe ihn gut. Nichts
ist erholsamer, als ein paar
entspannte Tage im Schnee,
wenn man keinen unrealisti-
schen sportlichen Ehrgeiz entwickelt. Dazu
dann noch eine feine Sauna, Pool, gutes Essen,
und für uns Frauen darfs gerne noch etwas Be-
auty sein. Das ist ja heutzutage wahrlich kein
unerschwinglicher Luxus mehr. In allen bayeri-
schen Wintersportgebieten gibt es erschwingli-
che Hotels, die vielleicht keinen großen Gla-
mour verbreiten, aber alles haben, was die See-
le braucht, um sich zu laben und der Geist, um
mal vollständig abzuschalten.

Um keine Missverständnisse aufkommen zu
lassen: Ich mag auch Strandurlaube und habe
inzwischen ein Alter erreicht, in dem man sich
vom Geschmack und dem Bildungseifer der El-
tern emanzipiert hat, was bedeutet, dass Wan-
derurlaube ebenso wie Besichtigungsreisen
nunmehr freiwillig geplant werden – ich bin al-
so ein echter touristischer Allrounder.

Aber der Winter bleibt halt der Winter – gute
Luft, Schnee und wenns das Wetter besonders
gut mit uns meint auch kräftig Sonnenschein -
damit kann keine andere Jahreszeit konkurrie-
ren. Und mal ehrlich: Gerade wir Bayern haben
doch den doppelten Erholungsfaktor, weil wir
von jedem Winkel des Freistaats schnell in ei-
nem tollen Wintersportgebiet sind, nicht wie un-
sere Freunde aus den Niederlanden, die
während der Krokusferien unser Land be- oder
durchreisen und schon mehr als einen halben
Tag Fahrt hinter sich haben, wenn sie bei
Aschaffenburg die Grenze überschreiten.

Ich mache übrigens kein Hehl daraus, dass ich
keine steilen Pisten und spektakulären Abfahrten
für eine ausgefüllte Sportwoche brauche. Das
mag ja früher mal der Inbegriff des Wintersports

gewesen sein, sich auf tief-
schwarze Pisten zu werfen und
überall da wo es ging (manch-
mal natürlich auch da, wo es
verboten ist) mit mehr Kraft als
Eleganz den Tiefschnee zu
durchpflügen. Ehrlich gesagt
haben mir pubertierende Pi-
stenrowdys auf Snowboards
und sich selbst überschätzende
Amateure im zweiten oder
dritten Frühling gründlich
den Spaß verdorben. Gott sei

Dank wird seit geraumer Zeit viel für die Sicher-
heit auf den Abfahrten und zur Steigerung von
Disziplin und Rücksichtnahme getan.

Aber wer die Vielfalt der Möglichkeiten im
Schnee mal kennen gelernt hat, der träumt nicht
von den alten Zeiten. Ich bin ja lange eine be-
geisterte Tourengängerin gewesen, weil man da
das Naturerlebnis ideal mit seinen sportlichen
Ambitionen verbinden kann. Aber diesen Winter
habe ich für mich ein neues Highlight entdeckt:
Schneeschuhwandern. Es ist toll, die Land-
schaft, besonders den Wald so ganz anders zu
erleben, als bei Wanderungen im Herbst, sich
total zu entschleunigen und wie auf einer fe-
dernden Decke fortzubewegen. Und am Schluss
hat man das triumphierende Gefühl, den Winter
und den Schnee besiegt zu haben, obwohl doch
nur das simple physikalische Phänomen der
Verteilung des Gewichts auf eine größere Ober-
fläche zu diesem Hochgefühl führt!

Mein Chef, der Bürgermeister, wälzt jetzt
schon wieder Kataloge für den Winterurlaub
2013. Dann aber zwei Wochen, denn 2014
wird so etwas wohl wahlkampfbedingt ausfal-
len - er sucht quasi Entspannung auf Vorrat.
Dieses Jahr hat er seinen Langlaufstil verbes-
sert, aber den Tipp mit den Schneeschuhen
dankbar aufgenommen. Denn wie gesagt, das
Wichtigste am Winterurlaub ist, den Alltag mal
auszusperren und sich selbst was Gutes zu tun.
Jedenfalls darf man nicht in die Falle geraten,
die der Schauspieler Hans Söhnker auf dem
heutigen Kalenderblatt aufzeigt: „Urlaub –
das ist die Zeit, in der man zum Ausspannen
eingespannt wird.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Den Alltag 
aussperren

Sieben neue Partner treten
Energie-Allianz bei

Zahlreiche Projekte im Bereich Klimaschutz und Energie umgesetzt 

Donauwörth. Die Energie-Allianz wächst weiter. Im Landrats-
amt haben nun  sieben neue Partner - ein Unternehmen, zwei
Städte und vier Gemeinden -  die Beitrittserklärung unterzeich-
net. Damit gehören der Energie-Allianz nun 29 Partner an. Sie
alle eint der Wille, durch mehr Energieeffizienz und -eins-
parung, Steigerung der Nutzung erneuerbarer Energieträger
und durch eine bessere Vernetzung in Energiefragen die Ziele
für den Landkreis Donau-Ries gemeinsam zu verwirklichen.

„Die Energie-Allianz ist kein
Pflichtprogramm, sondern ein
Netzwerk“, betonte Landrat Ste-
fan Rößle anlässlich der mittler-
weile dritten Erweiterungsrunde.
Jeder Partner setze für sich selbst
Ziele, etwa eine energieautarke
Gemeinde zu werden. Wie
Landrat Rößle weiter ausführte,
brauche es viele kleine und
große Bausteine, um das ehrgei-
zige Energie-Leitziel „20/20/20“
des Landkreises zu erreichen:
Bis zum Jahr 2020 soll der Ge-
samtenergieverbrauch im Land-
kreis um 20 Prozent niedriger
sein als im Jahr 2007 und der
Anteil der Erneuerbaren Energie
soll dann um 20 Prozent höher
liegen als 2007. „Ich bin zuver-
sichtlich, dass wir es schaffen,
aber wir müssen uns anstren-
gen“, forderte Rößle die neuen
Partner zur Zusammenarbeit auf.  

Im Oktober 2011 hatten sich
die ersten Kommunen der Ener-
gie-Allianz angeschlossen, nun
kamen sechs weitere – die Große
Kreisstadt Donauwörth, die
Stadt Harburg, die Gemeinden
Ederheim, Mertingen, Möttin-
gen und Reimlingen – sowie das
Traditionsunternehmen Eisen Fi-
scher aus Nördlingen dazu. Sie
alle haben sich schon Gedanken
gemacht, welchen Beitrag sie im
Rahmen der Energie-Allianz lei-
sten können und stellten ihre
Überlegungen auch gleich vor. 

Profit aus Netzwerk

Eisen Fischer etwa setzt ver-
stärkt auf Energie-Einsparung, sei
es bei der Auswahl der neuen Be-
leuchtung oder bei der Tourenpla-
nung für die firmeneigenen Lkw.
Allein dadurch  konnten 240.000
km und über 100.000 Euro im Jahr
eingespart werden. Außerdem
setzt das Unternehmen auf langle-
bige, reparierbare Produkte für sei-
ne Kunden und hat damit Erfolg.
„Wir haben bereits sehr vom Netz-
werk profitiert“ so der Geschäfts-
führer Leo van Bree – „und das
macht Spaß“. „Auch unsere Mitar-
beiter/innen sind in Energie-Fra-
gen durch das Firmenengagement
bereits selbst sensibilisiert“. 

Die Große Kreisstadt Donau-
wörth hat mit seinem Beitritt zum
European Energy Award 2007
das Thema Energie grundlegend
an- und aufgegriffen. Wichtige
Bereiche waren seither die Ener-
gie-Effizienz, die Mobilität und
die Benennung einer Energie-Be-
auftragten. Im vergangenen Jahr

wurde ein ausgeklügeltes Kon-
zept „Gebäudeleitstationen“ um-
gesetzt und ein Klimaschutzkon-
zept mit einer umfassenden Ener-
gie- und CO2-Bilanz erstellt. 

Die Gemeinde Möttingen ver-
spricht sich von dem Beitritt zur
Energie-Allianz vor allem Impul-
se für den Austausch mit den an-
deren Partnern, evtl. auch eine
Beteiligung an der Landkreis-
Windkraftanlage. Auch in Möt-
tingen gibt es bereits Maßnah-
men, die zur Energie-Einsparung
beitragen sollen, vor allem die
Umstellung der Straßenbeleuch-
tung und der Einsatz von Photo-
voltaik-Anlagen auf Bauhof und
Feuerwehr. 

Die 1200-Einwohner-Gemein-
de Ederheim hat für Schule,
Mehrzweckhalle und Kindergar-
ten eine Hackschnitzelanlage
gebaut. Allein dadurch werden
100.000 Kg CO2 eingespart. Die
Stadt Harburg gehört zu den
Landkreis-Kommunen mit ei-
nem Überschuss an Stromerzeu-
gung! Mit 6 Biogasanlagen, von
denen 5 bereits Wärmenutzung
betreiben, konnte die Stadt allei-
ne bei der Schule Gas im Gegen-
wert von 100.000  ersetzen. 

Für die Gemeinde Mertingen
sind der Austausch und gemein-
same Aktionen mit den anderen
Energie-Allianz-Partnern eben-
falls ein zentrales Anliegen. Vor
allem im Hinblick auf das The-
ma Windkraft werden seitens der
Gemeinde Genossenschaftsmo-
delle als „charmante Alternati-
ve“ angesehen. Und auch in der
Gemeinde Reimlingen erwartet
man sich von dem Beitritt zur
Allianz, von den Erfahrungen
der anderen zu profitieren, Ko-
sten zu sparen und nicht zuletzt
selbst Vorbild für andere zu sein.
So versorgt die Biogasanlage
Reimlingen etwa die Klinik in
Nördlingen mit Wärme. Damit
leisten die neuen Partner  wichti-
ge Beiträge, dass das Energie-
Leitziel erreicht werden kann. 

Doch nicht nur dem Landkreis
und den Kommunen bringt die
Energie-Allianz Vorteile. Auch
Unternehmen bietet die Allianz
eine Plattform, auf der sie eigene
Ziele und Projekte im Bereich
Klimaschutz und Energie ein-
bringen und ihre Erfahrungen
und Pläne aktiv mit anderen
Partnern austauschen und kom-
munizieren können. So erhöht
sich die Dynamik des gesamten
Netzwerkes und damit auch des-
sen Effizienz. Die Partner der

„ersten Stunde“ haben im ver-
gangenen Jahr eine ganze Reihe
von Aktivitäten und Projekten in
Sachen Klimaschutz, Energie-
einsparung, E-Mobilität, etc. auf
die Wege gebracht. Hier nur eini-
ge der realisierten Maßnahmen: 

Das Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten brachte im
Jahr 2011 durch die Beratung von
Biogasanlagenbesitzern die Wär-
menutzung von Biogasanlagen
weiter voran. Von den 84 Biogas-
anlagen, die im Landkreis Do-
nau-Ries Strom aus erneuerbaren
Energieträgern produzieren, wird
inzwischen bei 27 Anlagen auch
die Wärme genutzt – mit weiter
steigender Tendenz. Der Land-
kreis Donau-Ries ist mit führend
in dieser Entwicklung in Bayern.

Beratungsangebote

Die Bauinnung Donau-Ries,
bei der die monatliche Energie-
Beratung in Nördlingen stattfin-
det, bietet in ihrem Aus- und Fort-
bildungszentrum Kurse für ener-
getisches Bauen an. Bei Erdgas
Schwaben lag ein Schwerpunkt
2011 in der Beratung für den Ein-
satz von Mini- und Micro-Block-
heizkraftwerken für Ein- und
Zwei-Familien-Häusern. Auch
das TCW in Nördlingen setzt auf
Beratungsangebote. So war 2011
ein Schwerpunkt das Thema „En-
ergieerzeugung“, heuer soll es v.
a. um Isoliertechniken (Vollwär-
meschutz, etc.) gehen. 

Der Fachverband Biogas hat
in Mertingen mit der Anlage der
Benc KG eine modellhafte Anla-
ge für die Reststoffverwertung
aus Landschaftspflegemaßnah-
men. In diesem einmaligen Pro-
jekt werden ca. 70 Hektar Wild-
kräuter verwertet und in Biogas
umgewandelt. 

Landrat Stefan Rößle und Hei-
ke Burkhardt, Energie-Beauftrag-
te des Landkreises, gehen davon
aus, dass im kommenden Jahr ei-
ne ähnlich positive Bilanz über
die Aktivitäten der Allianz gezo-
gen werden kann. Der Landkreis
selbst wird 2012 weiter als Motor
aktiv sein. Im Februar steht eine
Exkursion für die Kreisräte und
Kommunalvertreter/innen zur en-

Im Landratsamt unterzeichneten sieben neue Partner die Beitritts-
erklärung (von links): Ederheims Bürgermeisterin Caroline Zehn-
pfennig, Mertingens BürgermeisterAlbert Lohner, Landrat Stefan
Rößle, Harburgs Bürgermeister Wolfgang Kilian, Reimlingens
Bürgermeister Josef Lutz, Leo van Bree (Geschäftsführer von Ei-
sen Fischer), Donauwörths Oberbürgermeister Armin Neudert,
Heike Burkhardt (Energie-Beauftragte des Landkreises), Möttin-
gens Bürgermeister Erwin Seiler und Bettina Höhenberger-
Scherer (Energie-Beauftragte der Stadt Donauwörth). Bild: LRA

ergieautarken Gemeinde Wild-
poldsried an. Weitere Veranstal-
tungen für die Kommunen sind in
Planung. Vorzeigeprojekte aus
Gewerbe, Kommunen und priva-
ten Haushalten sollen gesammelt
und präsentiert werden. Die Er-
weiterung der Energie Allianz
wird sich fortsetzen. 

Markt Heiligenstadt i. OFr.:

Energiewende - 
eine Herausforderung

Nach dem Ausstiegsbeschluss wird auch in Bayern das letzte
Kernkraftwerk 2021 vom Netz gehen. Das hat zur Folge, dass
die regenerativen Energiequellen wie Wind, Sonne, Biomasse
und Erdwärme wesentlich stärker genutzt werden müssen.  Ab
2022 sollen 50 % des Stroms aus regenerativen, 20 % aus fossi-
len Energien (Erdöl u. Erdgas) und 30 % aus Gas- u. Kohle-
kraftwerken gewonnen werden. Bis 2050 sollen 80 % regene-
rative Energien Verwendung finden.

Auch Bayern hat sich für ei-
nen raschen und konsequenten
Umbau der Energieversorgung
entschieden. Neben den bereits
stark genutzten Energieträgern,
wie Wasserkraft und Biomasse,
soll vor allem die Sonnen- und
Windenergie deutlich höhere
Beiträge zur künftigen Deckung
des Stromverbrauches leisten. So
soll die installierte Photovoltaik-
Leistung bis 2021 mehr als ver-
doppelt werden. Die Stromer-
zeugung aus Windenergie soll
im gleichen Zeitraum von knapp
1 auf 5 – 9 Milliarden kWh pro
Jahr wachsen. Das hat zur Folge,
dass Bayern zusätzlich 1.000 –
1.500 Windenergieanlagen be-
kommen wird.

Schlüsselrolle

Eine Schlüsselrolle bei der
Umsetzung der Energiewende
kommt den Kommunen zu. Den
Umstieg in erneuerbare Energien
und die Nutzung von Sonne,
Wind und Biomasse sehen im-
mer mehr Gemeinden im ländli-
chen Raum als Chance. Es gibt
bereits Kommunen, die die Wei-
chen für den Aufbau einer dezen-
tralen Energieversorgung stellen.

Der Marktgemeinderat von
Heiligenstadt i. OFr hat sich

jüngst erneut mit dem Themen
Energiewende, Bürgerwindkraft-
anlagen, Vorranggebiete für Wind-
kraftanlagen beschäftigt.

Geeignete Flächen 
für Windenergie finden

Bei der stärkeren Nutzung der
Windenergie geht es in den näch-
sten Monaten darum, geeignete
Flächen dafür zu finden. Der Re-
gionale Planungsverband Ober-
franken-West wird Ende März
2012 den ersten Planentwurf für
Windvorranggebiete ins An-
hörungsverfahren bringen. Die
Grundstückseigentümer und Bür-
ger können mit entsprechenden
Anträgen an diesem Verfahren
teilnehmen. Ziel des Marktge-
meinderates ist es, dass mit einer
vernünftigen Planung der Vor-
ranggebiete und der Einbezie-
hung der Bürger auch die Akzep-
tanz der Bevölkerung gefunden
wird und dass auch die  Bürger
von der regionalen Wertschöp-
fung durch die Beteiligung an
Bürgerwindrädern profitieren
können. Auch die Marktgemein-
de könne an der Wertschöpfung
(100 % der Gewerbesteuer bleibt
am Ort) teilhaben. Zu diesem
Thema finden auch Bürgerver-
sammlungen statt. 

Ein Blockheizkraftwerk für
das Landratsamt Günzburg

Noch vor dem Reaktorunglück in Fukushima und damit auch
vor der Proklamation der Energiewende durch die Bundesregie-
rung hat der Landkreis Günzburg anfangs 2011 beschlossen, ein
Blockheizkraftwerk (BHKW) für seine Bestands-Verwaltungs-
gebäude „An der Kapuzinermauer 1“ einzubauen. 

Damit wurde eine der Vorgaben
der Bundesregierung bereits vor-
weg genommen, durch dezentrale
Stromerzeugung den Wegfall der
Atomkraftwerke zu kompensie-
ren. Die Kreisräte haben mit ihrer
Entscheidung zum Einbau der
BHKW-Anlage Weitsicht bewie-
sen und konsequent den Weg wei-
ter beschritten, die kreiseigenen
Liegenschaften für die Zukunft fit
zu machen und dabei Energie und
Haushaltsmittel einzusparen. Das
gasbetriebene BHKW mit einer
elektrischen Leistung von ca. 50
KW und einer thermischen Lei-
stung von ca. 80 KW kostet ca.
246.000  und bietet gleich meh-
rere Vorteile:

Fünf Jahre Amortisation

Die Eigenstromerzeugung für
die Grundlast spart bei steigen-
den Stromkosten erhebliche Ko-
sten. Eine Amortisationszeit von
ca. fünf Jahren ist angestrebt.
Bei einem eventuellen Strom-
ausfall, wie in der Vergangenheit
gelegentlich passiert, wird das
BHKWautomatisch im Notstrom-
modus gefahren und versorgt die

wichtigsten Einrichtungen des
Amtes mit Strom, wie Katastro-
phenbereich, EDV- und Serveran-
lagen. Damit bleibt das Amt auch
bei längeren Stromausfällen hand-
lungsfähig, was gerade für die Be-
wältigung von Großschadenser-
eignissen bzw. Katastrophen eine
besondere Bedeutung hat. 
Entlastung der vorhandenen
Heizanlagen und damit eine län-
gere Standzeit der Anlagen. Ein
Heizkesseltausch wäre in den
nächsten Jahren bereits ange-
standen, diese Investition ist da-
mit nicht mehr nötig.
Zusätzlich zur BHKW-Anlage
wird auch eine Kälteabsorptions-
anlage eingebaut. Diese ermög-
licht es, die im Sommer nicht
benötigte Abwärme der BHKW-
Anlage in Kälte umzuwandeln.
Damit ist zum einen gewährlei-
stet, dass das BHKW die erfor-
derlichen ca. 6.000 Betriebsstun-
den im Jahr leistet um wirtschaft-
lich zu sein. Zum zweiten wird
mit dieser Kälte auch das Nieder-
temperatursystem des Erweite-
rungsbaus bedient und im Som-
mer für eine angenehme Tempe-
ratur gesorgt. hj
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Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l e fon 08265/7332695
parkbank@max-z inder.de
www.max-zinder.de

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage der LfA Förderbank Bayern bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 

Vorschau auf GZ 6
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 15. März 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Kommunale Baupolitik
 Wasser . Abwasser
 Kommunal-Marketing
 Arbeitsschutzmaßnahmen . Unfallverhütung
 Sicherheitstechnik . Kontroll- und Überwachungsanlagen
 Brand- und Katastrophenschutz

Fränkischer Tourismus:

In voller Blüte
„Der fränkische Tourismus steht besser da als je zuvor“ laute-
te das erfreuliche Fazit des Vorsitzenden des Tourismusver-
bandes Franken, Bayerns Innenminister Joachim Herrmann,
bei einer Pressekonferenz in Nürnberg. Mit einem Plus von
5 Prozent bei 20,3 Millionen Übernachtungen im Jahr 2011
konnte der fränkische Tourismus sein Rekordergebnis aus
dem Jahr zuvor noch einmal deutlich übertreffen. 

Franken liegt dabei deutlich
über den Übernachtungszahlen
Bayerns und Deutschlands, die
2011 jeweils mit einem Plus
von 4 Prozent abgeschlossen
haben. „Trotz dieses steilen
Anstiegs sind wir uns bewusst,
dass das Wachstum im fränki-
schen Tourismus keine Selbst-
verständlichkeit ist“, meinte
Herrmann. 

Der Erfolg resultiere daraus,
dass der Tourismusverband
Franken konsequent auf bewähr-
te Kommunikationsstrategien
und Kernkompetenzen unabhän-
gig von Verwaltungsgrenzen
setzt. Rechtzeitig seien auf die
richtigen Trends und Themen
gesetzt und dafür frühzeitig die
Weichen gestellt worden.

Marketingmix

Aushängeschilder für den
fränkischen Tourismus sind ne-
ben dem boomenden Städtetou-
rismus beispielsweise die Ange-
bote zu kulinarischen Genuss-
reisen, die Franken mit einem
breit gefächerten Marketingmix
aus Anzeigen, Messebeteiligun-
gen, Werbebroschüren und Ma-
gazinen sowie spezifischen
Webseiten, mit Apps oder auf fa-
cebook präsentiert.

Beliebte Radwege

Einen hohen Stellenwert hat
dabei das Thema Radeln. Mit
dem „Main-Radweg” und dem

Radweg „Liebliches Taubertal –
Der Klassiker” verlaufen in
Franken die einzigen deutschen
Radwege, die vom Allgemeinen
Deutschen Fahrradclub (ADFC)
mit fünf Sternen ausgezeichnet
sind. 2011 wurde dem „Main-
Radweg“ diese höchste Qua-
litätsstufe erneut verliehen. Hoch
in der Gunst steht das Radfahren
in Franken vor allem aber bei
den Radlern selbst. Bei der
Radreiseanalyse 2011 des ADFC
belegte Franken unter den be-
liebtesten Radregionen den
zweiten Platz, und auch der
„Main-Radweg“ erreichte in der
Kategorie „Beliebteste Radwe-
ge” diese hervorragende Positi-
on. Qualität steht auch bei den
fränkischen Wanderwegen an er-
ster Stelle: „Mit 14 zertifizierten
Fernwanderwegen gehört Fran-
ken zu den Top-Wanderregionen
in Deutschland“, betonte Herr-
mann.

Höhepunkte 2012

Mit Blick auf die Höhepunkte
2012 nannte Herrmann zu-
nächst die größte Dürer-Ausstel-
lung in Deutschland seit 40 Jah-
ren, die das Germanische Natio-
nalmuseum (GNM) vom 24.
Mai bis zum 2. September prä-
sentiert. Die intensive Beschäfti-
gung mit Dürer hat am GNM
Tradition: Mit sieben Original-
gemälden zählt es zu den drei
größten Dürersammlungen der
Welt – darunter das älteste be-

kannte Dürer-Gemälde der Welt.
Für die Ausstellung werden auf
1.300 Quadratmetern und dank
wertvoller Leihgaben rund 200
Werke des Meisters gezeigt. Das
„Dürer-Labor“ gewährt außer-
dem einen Einblick in die kunst-
historische Forschung. Insge-
samt ermöglicht die Ausstellung
so einen komplett neuen Zugang
zu Dürer – und sie ist auch eine
Einladung, Nürnberg aus Dürers
Blickwinkel kennenzulernen:
Vom GNM führt der Dürer-Weg
quer durch die Nürnberger Alt-
stadt bis zum Albrecht-Dürer-
Haus, das inhaltlich neu konzi-
piert wurde.

Frankens Bollwerke

Auch in Kronach schlägt eine
besondere Ausstellung eine
Brücke in die Geschichte: Auf
der Festung Rosenberg dreht
sich die Bayernausstellung 2012
vom 16. Mai bis 21. Oktober
2012 um „Frankens Bollwerke“.
Kriegszeiten, Belagerungen und
der Alltag auf einer Burg sind die
Schwerpunkte der Ausstellung,
und so probieren die Besucher et-
wa an Aktivstationen aus, wie ei-
ne Kanone funktioniert und wie
die Burgen gegen feindliche An-
griffe gesichert wurden. Als Ori-
ginalschauplatz fränkischer Fest-
ungsgeschichte zeigt Kronach,
wie die Burg angesichts immer
neuer Waffentechniken zur Fest-
ung ausgebaut wurde – eine Ent-
wicklung, die beispielhaft für vie-
le fränkische Burgen ist.

Bamberger Kaiserdom
neu entdeckt

Doppelten Grund zum Feiern
hat 2012 die UNESCO-Welter-
bestadt Bamberg. Am 6. Mai
jährt sich zum tausendsten Mal
die Weihe des Bamberger Kai-
serdoms und im Jubiläumsjahr
entdeckt man den Dom und sei-
ne Besonderheiten neu. Dazu
gehören etwa das Grab von
Domstifter Kaiser Heinrich II.
und seiner Frau Kunigunde, das
einzige erhaltene Papstgrab
nördlich der Alpen oder die Bild-
sprache des Doms: ein großes
Symbol für die Reise des Men-

schen dem Himmel entgegen.
Und so tragen sowohl das Ju-
biläum selbst als auch die Ju-
biläumsausstellung im Diöze-
sanmuseum den Titel „Dem
Himmel entgegen“. So führt
die Ausstellung (4. Mai bis En-
de Oktober 2012) unter ande-
rem in eine mittelalterliche
Dombauhütte oder beleuchtet
den Spannungsbogen zwi-
schen Denkmal und heiligem
Raum. Auch die „Heinrichs-
krone“ kehrt als Replik nach
Bamberg zurück. 

Landesgartenschau

Der zweite Bamberger
Höhepunkt lässt Besucherher-
zen aufblühen: Vom 26. April
bis 7. Oktober 2012 ist Bam-
berg Gastgeber der Landesgar-
tenschau. Für dieses große
Gartenfest erwacht eine ehe-
malige Industriebrache aus
ihrem Dornröschenschlaf. Auf
dem ERBA-Gelände, das wie
eine Zunge von Regnitz und
Main-Donau-Kanal umflossen
wird, wurde einst Baumwolle
gesponnen. 

Wasser, Stoffe und Gewebe
verweben sich deshalb auch zum
roten Faden der Landesgarten-
schau. Ein Beispiel dafür ist der
Patchwork-Garten: Wie bei einer
Patchwork-Decke haben Bam-
berger Berufsgruppen die einzel-
nen Felder bepflanzt und dabei
kreative Gartenräume geschaf-
fen, etwa den vegetarischen
Grill-Garten der Bamberger
Metzger. 

Vielfalt an 
Parks und Gärten

Doch nicht nur die Landesgar-
tenschau sorgt in Franken für
„grüne Erlebnisse“. Das Ur-
laubsland zeichnet sich durch ei-
ne Vielfalt an Parks und Gärten
aus – mal prachtvoll aus fürst-
licher Hand, mal als Botanischer
Garten oder als weitläufiger
Landschaftspark. Mit dem neuen
Projekt „Parks & Gärten. Fran-
kens Paradiese“ zollt Franken-
Tourismus nun dieser blühenden
Vielfalt Tribut. Zum Projekt
gehört unter anderem eine neue,
kostenlose Broschüre, die Gar-
tenliebhabern den Weg ins Grü-
ne weist und in Zusammenarbeit
mit dem Gartenbauzentrum Bay-
ern Nord in Kitzingen entstan-
den ist. DK

Verkündete erfreuliche Zahlen: DerVorsitzende des Tourismusver-
bandes Franken, Bayerns Innenminister Joachim Herrmann. 

„Gentechnikanbaufreie Kommune“:

Huber überreicht Logo
Die Bayerischen Kommunen setzen ein Zeichen gegen Grüne Gen-
technik. Umweltminister Dr. Marcel Huber hat in München an 
30 bayerische Kommunen das Logo „Gentechnikanbaufreie Kom-
mune“ überreicht. „DerAnbau gentechnisch veränderter Pflanzen
ist mit der kleinteiligen bayerischen Landwirtschaft sowie der Viel-
zahl naturnaher und sensibler Lebensräume in Bayern nicht ver-
einbar“, so Huber. 

Bisher haben sich schon über
200 bayerische Städte, Gemeinden
und Landkreise entschieden, auf
eigenen Flächen freiwillig auf den
Anbau von gentechnisch veränder-
ten Pflanzen zu verzichten. Diese
Kommunen können unter einem
einheitlichen Logo auftreten, um
als gemeinsame Initiative verstärkt
in der Öffentlichkeit wahrgenom-
men zu werden. Huber: “Das Logo
hat sich zu einem Erfolgsmodell
entwickelt.“

Seit 2009 werden in Bayern kei-
ne gentechnisch veränderten Pflan-
zen kommerziell angebaut. „Es
muss sichergestellt werden, dass
Bayern auch weiterhin gentechni-
kanbaufrei bleibt“, sagte Huber.
Dazu müsse der Bund das Recht
auf die Länder übertragen, eigen-
ständig Abstände zwischen Fel-
dern mit und ohne Gentechnik fest-
legen zu können. Dies sei im
Koalitionsvertrag vereinbart wor-
den. Im Bayerischen Naturschutz-
gesetz ist bereits festgelegt, dass in
Natura 2000-Gebieten und in ei-

nem Bereich von 1.000 m darum
für den Anbau von gentechnisch
veränderten Pflanzen eine Verträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Folgende Kommunen erhalten
das Logo: Landkreis Berchtes-
gadener Land, Landkreis Gar-
misch-Partenkirchen, Landkreis
Main-Spessart, Landkreis Mün-
chen, Landkreis Rhön-Grabfeld,
Stadt Bad Berneck im Fichtelge-
birge, Stadt Laufen, Stadt Leuters-
hausen, Stadt Moosburg a.d. Isar,
Stadt Weißenburg, Gemeinde
Ampfing, Gemeinde Bernbeuren,
Gemeinde Bindlach, Gemeinde
Bruckberg, Gemeinde Fridolfing,
Gemeinde Gachenbach, Gemein-
de Gleiritsch, Gemeinde Hohen-
thann, Gemeinde Huglfing, Ge-
meinde Kirchanschöring, Gemein-
de Königsdorf, Gemeinde Oberha-
ching, Gemeinde Piding, Gemein-
de Rohr, Gemeinde Seeshaupt, 
Gemeinde Sennfeld, Gemein-
de Teunz, Gemeinde Wackersberg,
Gemeinde Wiesenfelden, Markt
Winklarn. 

http://www.stadtmoebel.de
http://www.stadtmoebel.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.benz-sport.de
http://www.klima-kommune.de
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